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Kurzfassung – Abstract

Die Zukunftsfähigkeit des Planfeststellungs-
verfahrens

B. STÜER stellt in seinem Einführungsvortrag zur
„Leistungsfähigkeit der Planfeststellung für die
Straßenplanung im 21. Jahrhundert“ fest, das
Fachplanungsrecht in Deutschland habe auch in
der Zeit nach der Wiedervereinigung seine Be-
währungsprobe bestanden, sollte jedoch über das
jeweilige Fachrecht hinweg in Bund und Ländern
weiter vereinheitlicht werden. Zugleich plädiert
STÜER für eine Neuausrichtung des Naturschutz-
rechts: Der europäische Gebiets- und Artenschutz
stellt ein strikt zu beachtendes Regelungssystem
von Verboten, Abweichungen und Ausnahmen auf.
Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung hinge-
gen, die über dieses Schutzsystem hinausgehe,
solle auch im Fachplanungsrecht nicht strikt bin-
dend sein, sondern ebenso wie im Bauplanungs-
recht unter einen allgemeinen Abwägungsvorbehalt
gestellt werden.

A. LEUE berichtet zum einen über die Erfahrungen
der Bundesregierung mit dem Infrastrukturpla-
nungsbeschleunigungsgesetz – insbesondere im
Hinblick auf die erstinstanzliche Zuständigkeit des
Bundesverwaltungsgerichts – und entwickelt zum
anderen Perspektiven für das Verwaltungsverfah-
rensrecht. Dabei kommt die Bundesregierung zu
der Einschätzung, dass noch kein einheitliches Bild
zur Handhabung der erstinstanzlichen Verfahren
vor dem BVerwG vorliege und noch keine belastba-
ren Aussagen möglich seien. Deshalb solle die
Evaluation zu einem späteren Zeitpunkt wiederholt
werden. Zudem stellt LEUE den Verfahrensstand
zur geplanten Novellierung des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes dar.

R. RUBEL stellt die Erkenntnisse der Tagung „Road
Planning in Europe“ dar, auf der die Vereinigung
der obersten Verwaltungsgerichte der Europä-
ischen Union im Mai 2006 drei Tage lang das Ver-
hältnis von nationaler Straßenplanung und Europäi-
schem Umweltrecht in verschiedenen Rechtsord-
nungen der Gemeinschaft diskutierte. RUBEL stellt
fest, unter den Teilnehmern des Kolloquiums habe
Einverständnis bestanden, dass Verzögerungen
von Planverfahren, die in allen EU-Staaten mehr
oder weniger lautstark beklagt werden, in erster
Linie nicht der Justiz anzulasten seien, sondern den
Planungsbehörden und vor allem der Politik, weil 

dieser vielfach der Wille fehle, umstrittene Pla-
nungsvorhaben voranzubringen. Deswegen könne
dem politischen Bedürfnis nach einer Verkürzung
der Planungsverfahren nur sehr bedingt durch Ver-
einfachung und Beschleunigung des gerichtlichen
Verfahrens begegnet werden.

U. NUMBERGER kritisiert in seinem Beitrag
„Straßenplanung zwischen Individualrechtsschutz
und Partizipation an der Verwirklichung des Ge-
meinwohls“, im Planungsrecht seien „auf sehr un-
demokratischem europäischem Wege“ einige Maß-
stäbe durcheinandergeraten. Der Schutz der bür-
gerlichen Freiheiten, vor allem des Eigentums-
grundrechts, werde immer unbedeutender, der Ver-
such, Individualrechtsschutz im Planungsrecht zu
erlangen, müsse daher frustrieren. Dagegen gewin-
ne die Verbandsklage verbunden mit dem vor allem
europarechtlich gesteuerten Habitat- und Arten-
schutz überproportional an Bedeutung.

The sustainability of the planning approval
process

In his introductory presentation on the "Efficiency of
planning approval in road planning in the 21st

century", B. STÜER postulated that technical
planning laws in Germany have stood the test of
time during the period following the reunification of
Germany, but that further standardisation should
take place at both federal and state level and
beyond the scope of the various technicalities. At
the same time STÜER advocated the realignment
of nature conservation laws: European legislation
governing habitat and species protection
constitutes a system of prohibitions, variations and
exceptions that must be strictly adhered to.
Regulations governing interventions in nature
conservation, on the other hand, especially where
these go beyond the scope of this conservation
system, should not be strictly binding when it
comes to technical planning, but should rather be
subject to a general right of discretion, as is the
case with building planning.

A. LEUE reported on the federal government's
experiences regarding the laws governing the
acceleration of infrastructural planning, especially
with a view to the federal administrative court
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serving as the court of the first instance, developing
some perspectives for administrative procedural
laws. The German federal government estimates
that there is at present no uniform structure for
handling proceedings brought before the federal
administrative court and that at this stage no legally
binding statement can be made. For this reason,
the evaluation should be repeated at a later stage.
LEUE also set out the procedure to be followed
during the planned amendment of the
Administrative Procedures Act.

R. RUBEL presented the results of the conference
on "Road Planning in Europe", at which the
Association of the Upper Administrative Courts of
the European Union discussed the relationship
between national road planning and European
environmental laws within various legal systems of
the European Community for a period of three days
in May 2006. RUBEL found that the participants in
the colloquium had agreed that delays in planning
procedures, about which all EU states had been
complaining to some extent, cannot be primarily
attributed to the judicial authorities but to the
planning authorities and policy-makers, as the latter
frequently lack the will to advance controversial
planning projects. This is why the political need for
shortening planning procedures can only be met to
a very limited extent by simplifying and accelerating
the court proceedings.

In his contribution "Road Planning between
Individual Legal Protection and Participation in the
Realisation of the Common Good", U.
NUMBERGER criticises the way in which some
planning law measures have been mixed up "in a
very undemocratic European way". In his view, the
protection of civil rights, especially constitutional
property rights, is waning, which means that any
attempt to incorporate the protection of individual
rights into planning law is therefore doomed to end
in frustration. Class action suits, on the other hand,
in combination with habitat and species
conservation – which is mainly governed by
European legislation – are becoming
overproportionally important.
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Vorwort

Die Beiträge dieses Bandes dokumentieren die
Vorträge des Forschungsseminars des Arbeitskrei-
ses „Straßenrecht“, das am 21. und 22. September
2009 an der Universität Bonn stattfand.1 Nach dem
Forschungsseminar des Jahres 2008, das zugleich
der Feier des 50-jährigen Bestehens des Arbeits-
kreises galt und mit dem Thema „Vergangenheit
und Zukunft der deutschen Straßenverwaltung“ vor
allem organisatorische und organisationsrechtliche
Fragen behandelt hatte,2 widmete sich der Arbeits-
kreis im Jahr 2009 einmal mehr dem konfliktträchti-
gen Recht der Straßenplanung und -zulassung und
der Frage nach des „Zukunftsfähigkeit des straßen-
rechtlichen Planfeststellungsverfahrens“.

Die Planfeststellung ist ein Rechtsinstitut, das für
Straßen seit dem im Zuge der Gleichschaltung der
Landesstraßenverwaltungen erlassenen Reichsau-
tobahngesetz von 1933 praktiziert wird,3 jedoch
weit in das 19. Jahrhundert zurückreicht.4 Unter der
Geltung des Grundgesetzes schrieb die Planfest-
stellung eine geradezu beispiellose Erfolgsge-
schichte und wurde auf zahlreiche weitere Gebiete
erstreckt.5 Europäische Vorgaben wie die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung, die breite Öffentlichkeitsbe-
teiligung oder die medienübergreifende Berück-
sichtigung von Umweltbelangen, die im Anlagen-
recht zu massiven Umsetzungsschwierigkeiten
führen, vermochte die Planfeststellung nahezu pro-
blemlos aufzugreifen und in ihr Verfahrens- und
Entscheidungsprogramm zu integrieren. Zuletzt hat
die Planfeststellung sogar das Konkurrenzprojekt
der „planerischen Genehmigung“ im Umweltgesetz-
buch unbeschadet überstanden.6

Dennoch muss die Frage gestellt werden, ob die
Strukturen dieses – im Kern dem 19. Jahrhundert
entstammenden – Instituts den Anforderungen der
Zukunft noch in jeder Hinsicht gerecht werden. Ein
Grundproblem ist die Dauer der Verfahren und die
Infragestellung der Verwertbarkeit der ermittelten
Informationen durch Zeitablauf. Auch entspricht das
Leitbild eines idealen Planungsträgers, der sämtli-
che relevanten Informationen gewissenhaft und er-
gebnisoffen ermittelt, um dann in einer abschlie-
ßenden juristischen Sekunde der planerischen All-
wissenheit eine umfassende Abwägungsentschei-
dung zu treffen, immer weniger der Realität größe-
rer Raumplanungen, die durch hochgradig arbeits-
teilige Entscheidungsprozesse, eine Überfülle an
Informationen und die Massenbearbeitung von Ein-
wendungen geprägt sind. Ist die straßenrechtliche

Planfeststellung in ihrer heutigen Gestalt zukunfts-
fähig oder korrekturbedürftig? Diese Frage hat der
Arbeitskreis über zwei Tage aus verschiedenen
Blickwinkeln behandelt.

Mit seinem langjährigen Mitglied Rechtsanwalt und
Notar Prof. Dr. Bernhard STÜER, Münster, konnte
der Arbeitskreis für den einführenden Generalvor-
trag auf die Erfahrungen eines der besten Kenner
der Planfeststellung zurückgreifen.7 Nach STÜERs
kundiger Einschätzung hat das Fachplanungsrecht
in Deutschland auch in der Zeit nach der Wieder-
vereinigung seine Bewährungsprobe bestanden.
Der Referent plädierte jedoch für weitere Verein-
heitlichungen durch Übernahme von Sonderrege-
lungen der Fachgesetze in das allgemeine Verwal-
tungsverfahrensrecht von Bund und Ländern sowie
für einen Ausbau der Planerhaltung. Intensiv disku-
tiert und eher skeptisch bewertet wurden hingegen
seine Vorschläge, die naturschutzrechtliche Ein-
griffsregelung auch im Fachplanungsrecht unter
einen allgemeinen Abwägungsvorbehalt zu stellen.

Einer der „Megatrends“ des Rechts der Straßenpla-
nung ist das stetige – und nicht immer zielführende
– Bemühen des Gesetzgebers um eine Beschleu-
nigung des Planfeststellungsverfahrens.8 Zuletzt
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1 Vgl. bereits den Bericht von B. STÜER, DVBl. 2009, 1432.
2 Vgl. W. DURNER (Hrsg.), Vergangenheit und Zukunft der

deutschen Straßenverwaltung, Berichte der Bundesanstalt
für Straßenwesen, Heft S 56, 2009.

3 Das Planfeststellungsverfahren nach dem Reichsautobahn-
gesetz entsprach im Wesentlichen dem des Reichsbahnge-
setzes. Näher W. AUFDERHEIDE, Der Bau der Reichsauto-
bahnen, 1938, S. 11 ff. und S. 32 ff.; vgl. auch H. C.
FICKERT, Planfeststellung für den Straßenbau, 1978, S. 6;
zum historischen Kontext R. KLUGE/H. KRÜGER, Verfas-
sung und Verwaltung im Dritten Reich, 1937, S. 221 ff., 292;
K. LANGE, Verkehr und öffentliches Recht, 1974, S. 12.

4 Grundlegend dazu W. Blümel, Die Bauplanfeststellung I: Die
Planfeststellung im preußischen Recht und im Reichsrecht,
1961.

5 Eine Übersicht dazu bei W. DURNER, Konflikte räumlicher
Planungen, 2005, S. 53 ff. 

6 Dazu W. BLÜMEL, Verwaltungsverfahrensgesetz – Umwelt-
gesetzbuch, in: GRÖPL/JACHMANN/MANSSEN (Hrsg.),
Nach geltendem Verfassungsrecht. Festschrift für Udo Stei-
ner zum 70. Geburtstag, 2009, S. 77 (87 ff.).

7 Vgl. aus der Fülle der einschlägigen Publikationen des Refe-
renten nur die beiden Monographien B. STÜER, Handbuch
des Bau- und Fachplanungsrechts, 4. Aufl. 2009; ders./W. E.
PROBSTFELD, Die Planfeststellung, 2003.

8 Vgl. zur Beschleunigungsgesetzgebung zuletzt nur BLÜMEL
(o. Fußn. 6), S. 81 ff.; zu den älteren Novellen etwa M. BUL-
LINGER, Beschleunigte Genehmigungsverfahren für eilbe-
dürftige Vorhaben, 1991; U. REPKEWITZ, VerwArch 88
(1997), 137 ff.; J. ZIEKOW (Hrsg.), Beschleunigung von Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren, 1998.



hatte im Dezember 2006 das Gesetz zur Beschleu-
nigung von Planungsverfahren für Infrastrukturvor-
haben eine ganze Reihe von Fachplanungsgeset-
zen des Bundes mit dem Ziel neu gefasst, die Pla-
nungsverfahren zu beschleunigen und so einen
Beitrag zur Verbesserung der Infrastruktur in
Deutschland zu leisten. Dieses Gesetz war bereits
im Jahr seines Erlasses Gegenstand des damali-
gen Forschungsseminars des Arbeitskreises.9 Zwei
Jahre später lieferte nunmehr Regierungsdirektorin
Anke Leue, Leiterin des Referats Ordnung des
Straßenverkehrsrechts im Bundesministerium für
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, Bonn, einen
Erfahrungsbericht zum Infrastrukturplanungsbe-
schleunigungsgesetz und stellte zugleich Perspek-
tiven für eine Übernahme des Gesetzes in das all-
gemeine Verwaltungsverfahrensrecht dar, die der
im ersten Vortrag entwickelten Forderung von
STÜER entsprachen. Diese Entwicklungen wird der
Arbeitskreis auf seinem kommenden Forschungs-
seminar 2010 weiter verfolgen.

Die Frage nach der „Zukunftsfähigkeit des straßen-
rechtlichen Planfeststellungsverfahrens“ bietet An-
lass, auch die Erfahrungen anderer Länder in den
Blick zu nehmen. Auch die Rechtsprechung ist mitt-
lerweile für solche vergleichenden Fragestellungen
sensibilisiert: Auf ihrem 20. Kolloquium untersuchte
die Vereinigung der obersten Verwaltungsgerichte
der Europäischen Union im Mai 2006 drei Tage lang
unter der Überschrift „Road planning in Europe“ das
Verhältnis von nationaler Straßenplanung und Eu-
ropäischem Umweltrecht in verschiedenen Rechts-
ordnungen der Gemeinschaft. Der Arbeitskreis fühlt
sich geehrt, den Vorsitzenden des 4. Senats des
Bundesverwaltungsgerichts VRiBVerwG Prof. Dr.
Rüdiger RUBEL, Leipzig, als Referenten für diesen
Vortrag gewonnen zu haben, der als Herausgeber
des Abschlussberichts10 nicht nur mit den Ergeb-
nissen dieser Tagung bestens vertraut, sondern seit
seiner grundlegenden Dissertation zum „Planungs-
ermessen“11 auch wissenschaftlich als Autorität
des Planungsrechts bekannt ist. Gleichwohl stieß
die durch Rubel vorgetragene Einschätzung der eu-
ropäischen Richterschaft teilweise auf Skepsis,
Verzögerungen von Planverfahren seien vor allem
den Planungsbehörden und der Politik anzulasten
und könnten durch Vereinfachung und Beschleuni-
gung des gerichtlichen Verfahrens nicht nennens-
wert ausgeglichen werden.

Das Recht der Straßenplanung hat seine Gestalt in
vieler Hinsicht durch richterrechtliche Entwicklungs-
schübe erhalten. In Deutschland diente die verwal-

tungsgerichtliche Klage traditionell in erster Linie
dem Schutz der subjektiven Rechte des Klägers.
Die im Zuge solcher Verfahren richterrechtlich ent-
wickelten Rechtssätze – namentlich das Abwä-
gungsgebot – sind vor allem aus einer richterlichen
Kontrollperspektive entwickelt worden und definie-
ren die Planung „von ihren Grenzen her“.12 Dieses
Modell ist insbesondere durch das verfahrensorien-
tierte Gemeinschaftsrecht unter Druck geraten. Das
hierdurch entstandene Spannungsfeld von Indivi-
dualrechtsschutz und Partizipation an der Verwirkli-
chung des Gemeinwohls behandelte in dem ab-
schließenden Vortrag Rechtsanwalt Ulrich NUM-
BERGER, München, bekannt u. a. als Kommenta-
tor des Planfeststellungsrechts des bayerischen
Straßen- und Wegegesetzes.13 Numberger diag-
nostizierte eine Hypertrophie des europäischen
Umweltschutzrechts und eine parallele Ausdün-
nung der Rechte der in ihrem Eigentumsrecht oder
ihrer Gesundheit betroffenen Privaten, die die
Schwerpunkte der gerichtlichen Kontrolle einer Pla-
nung „ins Abseits geführt“ habe. Zudem sei die
Wirksamkeit des Rechtsschutzes angesichts der
zahlreichen unkontrollierten und unkontrollierbaren
Planungsphasen gering. Mit diesen überwiegend
zustimmend diskutierten Thesen fand das For-
schungsseminar 2009 einen insgesamt nachdenk-
lich stimmenden Ausklang.

Ich möchte allen Referenten und Autoren einen
Dank aussprechen, die ihre Vorträge – wie im Rah-
men des Arbeitskreises üblich – auf ehrenamtlicher
Grundlage erstellt haben. Dank schuldet der Ar-
beitskreis auch in diesem Jahr der Bundesanstalt
für Straßenwesen für die Veröffentlichung dieses
Tagungsbands sowie den Mitarbeitern des Lehr-
stuhls für Öffentliches Recht, allen voran Frau 

8

9 Vgl. S. RINKE, Das Infrastrukturplanungsbeschleunigungs-
gesetz, in: DURNER (Hrsg.), Straßenrecht und Föderalis-
mus, Berichte der Bundesanstalt für Straßenwesen, Heft S
53, 2008, S. 10 ff.

10 R. RUBEL/E. I. SILBERMANN (Hrsg.), Road Planning in 
Europe – A Case Study, 2006.

11 R. RUBEL, Planungsermessen. Norm- und Begründungs-
struktur, 1982.

12 H. SENDLER, (Un)erhebliches zur planerischen Gestal-
tungsfreiheit, in: BERKEMANN u. a. (Hrsg.), Planung und
Planungskontrolle. Entwicklungen im Bau- und Fachpla-
nungsrecht. Festschrift für Otto Schlichter zum 65. Geburts-
tag, 1995, S. 55 (56).

13 Vgl. U. NUMBERGER, Kommentierung der Art. 31-40 
BayStrWG, in: ZEITLER (Hrsg.), Bayerisches Straßen- und
Wegegesetz, Kommentar, Stand: 19. EL 2009.



Brigitte Flögel, für ihre engagierte Hilfe bei der Or-
ganisation des Forschungsseminars und der Bear-
beitung der Manuskripte.

Bonn, im Januar 2010

Prof. Dr. Dr. Wolfgang Durner LL.M.

9



Rechtsanwalt und Notar Prof. Dr. Bernhard Stüer
Fachanwalt für Verwaltungsrecht, Richter am
BGH-Anwaltssenat, Münster/Osnabrück

Die Leistungsfähigkeit der 
Planfeststellung für die Straßen-
planung im 21. Jahrhundert

Das Fachplanungsrecht in Deutschland hat auch in
der Zeit nach der Wiedervereinigung seine Be-
währungsprobe bestanden. Es sollte über das je-
weilige Fachrecht hinweg in Bund und Ländern wei-
ter vereinheitlicht werden. Die der Verfahrensstraf-
fung und damit der Beschleunigung dienenden
Sonderregelungen der Fachgesetze sollten in das
allgemeine Verwaltungsverfahrensrecht von Bund
und Ländern übernommen werden (§§ 72 ff.
VwVfG). Zugleich sind die Regelungen über die Be-
achtlichkeit von Mängeln und deren Behebung im
Sinne der Planerhaltung auszubauen. Der europäi-
sche Gebiets- und Artenschutz stellt ein strikt zu
beachtendes Regelungssystem von Verboten, Ab-
weichungen und Ausnahmen auf. Die naturschutz-
rechtliche Eingriffsregelung, die über dieses
Schutzsystem hinausgeht, sollte auch im Fachpla-
nungsrecht nicht strikt bindend sein, sondern eben-
so wie im Bauplanungsrecht unter einen allgemei-
nen Abwägungsvorbehalt gestellt werden. Bei na-
turschutzrechtlichen Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen sowie Ersatzzahlungen kann zugleich die
Gemeinwohlverpflichtetheit eines Vorhabens in der
Abwägung berücksichtigt werden.

I. Was bisher geschah

Seit dem Fall der Berliner Mauer am 9.11.1989 hat
auch das Straßenrecht als Teil des Fachplanungs-
rechts eine rasante Entwicklung genommen. Grund
genug, auf das Erreichte zurückzuschauen und
einen Blick in die Zukunft zu wagen. Denn bei dem
seit der Wiedervereinigung vom 3.10.1990 so drin-
gend erforderlichen Ausbau der Infrastruktur in den
Neuen Bundesländern spielte das Fachplanungs-
recht eine zentrale Rolle. Alte Straßen- und Eisen-
bahnverbindungen zwischen dem seit Kriegsende
geteilten Deutschland waren weitgehend gekappt.
Die Infrastruktur im Osten Deutschlands lag viel-
fach am Boden. Auch stand hier ein Neubau der
Verwaltung in der staatlichen und kommunalen
Ebene an.

1. Verkehrswegeplanungsbeschleunigungs-
gesetz

Das vormals zur Verfügung stehende Planungssys-
tem war hierzu nur bedingt geeignet. Denn auch in
den alten Bundesländern wurde bereits seit langem
beklagt, dass die Planung von Verkehrswegen und -
anlagen, für die durchweg nach der technischen
Fachplanung ein öffentlich-rechtliches Planfeststel-
lungsverfahren vorgeschrieben ist, oft viele Jahre
und damit wesentlich zu lange dauert.1 So konnte es
geschehen, dass Planungs-, Zulassungs- und Kla-
geverfahren bei Großvorhaben nicht selten einen
Zeitraum von mehr als 20 Jahren eingenommen
haben.2 Das Gesetz zur Beschleunigung der Pla-
nung für Verkehrswege in den neuen Ländern sowie
im Land Berlin3 ermöglichte es ein gutes Jahr nach
der Wiedervereinigung, die für eine öffentliche Pla-
nung erforderlichen Rechtsgrundlagen in kürzerer
Frist zu schaffen.4 Das Konzept umfasste 17 „Ver-
kehrsprojekte Deutsche Einheit“, zu denen 9 Schie-
nenprojekte, 7 Fernstraßenprojekte und ein Wasser-
straßenprojekt gehörten. Die Fernstraßenprojekte
lagen dabei zu 80 % auf dem Gebiet der neuen Län-
der.

2. Planungsvereinfachungs- und Genehmi-
gungsverfahrensbeschleunigungsgesetz

Da sich das Verkehrswegeplanungsbeschleuni-
gungsgesetz aus der Sicht seiner Befürworter
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1 W. BLÜMEL/R. PITSCHAS (Hrsg.), Reform des Verwal-
tungsverfahrensrechts 1994; H. RENGELING (Hrsg.), Be-
schleunigung von Planungs- und Genehmigungsfragen, Bd.
10, 1997; B. STÜER, Die Beschleunigungsnovellen 1996,
DVBl 1997, 326; ders. in: B. STÜER (Hrsg.), Verfahrensbe-
schleunigung, 1997, S. 90.

2 Zum Fachplanungsrecht W. HOPPE/H. SCHLARMANN/R.
BUCHNER, Rechtsschutz bei der Planung von Straßen,
2001; KOPP/RAMSAUER, §§ 72 ff. VwVfG.

3 VerkPlBG v. 14.12.1991 (BGBl. I 2174).
4 Zu Beschleunigungsmaßnahmen S. BROß, Beschleunigung

von Planungsverfahren, DVBl 1991, 177; W. EBLING, Be-
schleunigungsmöglichkeiten bei der Zulassung von Abfall-
entsorgungsanlagen, 1994; J. FLUCK, Die Änderungen des
Umweltrechts zur Investitionsbeschleunigung, Der Betrieb
1993, 2011; M. RONELLENFITSCH, Der Entwurf eines Ge-
setzes zur Beschleunigung der Planungen für Verkehrswege
in den neuen Ländern sowie im Land Berlin, DVBl 1991, 920;
H. SCHULZE in: Verfahrensbeschleunigung, 1997, S. 85; H.
SCHULZE/B. STÜER, Die Anwendung des Beschleuni-
gungsgesetzes im Planfeststellungsverfahren –- Die Ems-
vertiefung, ZfW 1996, 269; dies. in: Verfahrensbeschleuni-
gung 1997, S. 62; B. STÜER, Verkehrslärmschutz – Verfah-
rensbeschleunigung. Bericht über das Forschungsseminar
„Straßenrecht” Speyer, DVBl 1990, 1393; ders., Die Be-
schleunigungsnovellen 1996, DVBl 1997, 326.



durchaus bewährt hatte,5 war es nur eine Frage der
Zeit, bis die Grundsätze des für die neuen Bundes-
länder geltenden Verkehrswegeplanungsbeschleu-
nigungsgesetzes auch für das übrige Bundesgebiet
übernommen wurden. Dies ist mit dem Gesetz zur
Vereinfachung der Planungsverfahren für Verkehrs-
wege geschehen.6 Weitere Beschleunigungen, vor
allem im Hinblick auf den gerichtlichen Rechts-
schutz, sind durch das Investitionserleichterungs-
und Wohnbaulandgesetz 1993 (InvWoBaulG)7 ein-
geführt worden. Das GenBeschlG8 hat zusätzliche
Beschleunigungseffekte vor allem dadurch ermög-
licht, dass der Verwaltung verschiedene verfah-
rensstraffende Modelle an die Hand gegeben wur-
den, die eine zeitnahe Durchführung der Planungs-
verfahren begünstigen.

3. Investitionsmaßnahmegesetz

Um weitere Beschleunigungen zu erreichen, hat
der Gesetzgeber bei zwei der „Verkehrsprojekte
Deutsche Einheit“ (Bau der „Südumfahrung Sten-
dal“ der Eisenbahnstrecke Berlin-Ost9 und Bau des
Abschnitts „Wismar-West/Ost“ der Bundesauto-
bahn A 20 Lübeck-Bundesgrenze – A 1110) Investi-
tionsmaßnahmegesetze erlassen, mit denen die
Zulassung des Vorhabens durch Gesetz begründet
werden sollte.11 Die Investitionsmaßnahmegesetze
sind allerdings in der Literatur vor allem aus verfas-
sungsrechtlichen Gründen auf Ablehnung ge-
stoßen.12 Das BVerfG13 hingegen billigte das In-
vestitionsmaßnahmegesetz Stendal. Gleichwohl
werden die Investitionsmaßnahmegesetze voraus-
sichtlich wohl eine Episode aus der unmittelbaren
Nachwendezeit und damit eines Abschnittes der
deutschen Geschichte bleiben, der auch sonst von
einigen Merkwürdigkeiten gekennzeichnet ist.

4. Infrastrukturplanungsbeschleunigungsge-
setz

Die Welle zur Beschleunigung der Gesetze war
indes weiterhin ungebrochen. Ende des Jahres
2006 trat das Gesetz zur Beschleunigung von Pla-
nungsverfahren für Infrastrukturvorhaben14 (Infra-
strukturplanungsbeschleunigungsgesetz – IPlBG)
mit dem Ziel in Kraft, das Planungsverfahren zu
vereinfachen. Zugleich wurde das Beteiligungs-
und Klagerecht der Naturschutzverbände und der
anderen Umweltschutzvereinigungen dem der be-
troffenen Öffentlichkeit gleichgestellt. Die Rechts-
stellung der genannten Vereinigungen wurde dabei
derjenigen von privaten Personen angeglichen.

Darüber hinaus sind weitere Einzelregelungen zur
Vereinfachung, Beschleunigung und Stabilisierung
der Planungsprozesse im Verkehrsbereich ergriffen
worden. Zugleich ist das Verkehrswegeplanungs-
beschleunigungsgesetz mit Inkrafttreten des Infra-
strukturplanungsbeschleunigungsgesetzes für den
Beginn neuer Projekte zum 17.12.2006 außer Kraft
getreten (Art. 13 IPlBG, § 1 Abs. 1 VerkPlBG).
Durch eine entsprechende Änderung der Fachpla-
nungsgesetze wurden den Naturschutzvereinen
und sonstigen Vereinigungen Informations- und
Stellungnahmerechte eingeräumt (§ 17a FStrG).
Für bestimmte Verkehrsprojekte, die in den jeweili-
gen Anlagen zu den Fachplanungsgesetzen aufge-
führt sind, besteht eine erstinstanzliche Zuständig-
keit des BVerwG (§ 50 Abs. 1 Nr. 6 VwGO). Die Be-
teiligungsrechte der Vereinigungen müssen inner-
halb der dafür vorgesehenen Ausschlussfristen
ausgeübt werden. Danach eingehende Stellung-
nahmen sind ausgeschlossen (formelle Präklu-
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5 B. STÜER, Investitionsmaßnahmegesetze als Verfassungs-
problem, DVBl 1991, 1333; ders., DVBl 1992, 547; kritisch
zum VerkPlBG W. BLÜMEL in: Verfahrensbeschleunigung
1997, S. 17.

6 Gesetz zur Vereinfachung der Planungsverfahren für Ver-
kehrswege (Planungsvereinfachungsgesetz – PlVereinfG) 
v. 17.12.1993 (BGBl. I 2123). Zu einer Bewertung dieser Vor-
schriften R. STEINBERG, Das neue Planungsvereinfa-
chungsgesetz, NJW 1994, 488.

7 Investitions- und Wohnbaulandgesetz v. 24.4.1993 (BGBl. I
466); vgl. zu Nachweisen über die Literatur B. STÜER, Der
Städtebauliche Vertrag, DVBl 1995, 649 Fußn. 22.

8 Gesetz zur Beschleunigung von Genehmigungsverfahren
(Genehmigungsverfahrensbeschleunigungsgesetz – Gen-
BeschlG) v. 12.9.1996 (BGBl. I 1354); vgl. B. STÜER, Die
Beschleunigungsnovellen 1996, DVBl 1997, 326.

9 V. 29.10.1993 (BGBl. I 1906).
10 V. 2.3.1994 (BGBl. I 734).
11 S. RUDE in: Verfahrensbeschleunigung 1997, S. 248.
12 W. BLÜMEL, Fachplanung durch Bundesgesetz (Legalpla-

nung), DVBl 1997, 205; M. BULLINGER, Aktuelle Probleme
des deutschen Verwaltungsverfahrensrechts, DVBl 1992,
1467; M. RONELLENFITSCH, Maßnahmegesetze zur Be-
schleunigung von Verkehrsprojekten, DÖV 1991, 771; B.
STÜER, Investitionsmaßnahmegesetze als Verfassungspro-
blem, DVBl 1991, 1333; R. WAHL in HdUR II Sp. 1639; U.
STEINER, Geschichte und Wirken des Arbeitskreises
Straßenrecht 1958-2008, DVBl 2009, 614,.

13 BVerfG, B. v. 17.7.1996 – 2 BvF 2/93 – BVerfGE 95, 1 =
DVBl 1997, 42 = NJW 1997, 383 – Stendal.

14 Gesetz zur Beschleunigung von Planungsverfahren für Infra-
strukturvorhaben v. 9.12.2006 (BGBl. 2833); Gesetzentwurf
der Bundesregierung v. 19.5.2005, Drs. 363/05. Stellung-
nahme des Bundesrates v. 17.6.2005, Drs. 363/05; Gesetz-
entwurf der Bundesregierung v. 4.11.2005, Drs. 16/54; Be-
schlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Ver-
kehr, Bau und Stadtentwicklung v. 25.10.2006, Drs. 16/3158.



sion). Rechtsbehelfe können nicht auf neue Tatsa-
chen gestützt werden (materielle Präklusion).

II. Europarechtliche Vorgaben

Das Umwelt- und Planungsrecht wird zunehmend
durch Vorgaben des Europarechts und der Århus-
Konvention bestimmt. Die Konvention hat weit rei-
chende Folgen für das Umweltrecht und beruht auf
einem Dreisäulenmodell: Die Vertragsparteien ver-
pflichten sich darin, das Recht der Öffentlichkeit auf
Zugang zu Umweltinformationen (Säule 1), auf Be-
teiligung an umweltbezogenen Entscheidungsver-
fahren (Säule 2) und auf Zugang zu Gerichten in
Umweltangelegenheiten (Säule 3) zu gewährleis-
ten. Die Århus-Konvention wird durch mehrere EU-
Richtlinien umgesetzt: die Richtlinie 2003/4/EG
über den Zugang der Öffentlichkeit zu Umweltinfor-
mationen, die Richtlinie 2003/35/EG über die Betei-
ligung der Öffentlichkeit bei der Ausarbeitung be-
stimmter umweltbezogener Pläne und Programme
und zur Änderung der Richtlinie 85/337/EWG und
96/61/EG.15

Ziel der Öffentlichkeitsbeteiligungsrichtlinie ist es,
das Recht auf Beteiligung der Öffentlichkeit an Ent-
scheidungsverfahren in Umweltangelegenheiten zu
gewährleisten sowie den Zugang zu Gerichten in
den umweltrechtlichen Verfahren zu eröffnen, in
denen Beteiligungsrechte der Öffentlichkeit vorge-
sehen sind. Die Öffentlichkeitsbeteiligungsrichtlinie
sieht zu diesem Zweck eine eingeschränkte Ver-
bandsklage für Umweltverbände vor. Die Öffentlich-
keitsbeteiligungsrichtlinie ist durch das Gesetz über
die Öffentlichkeitsbeteiligung in Umweltangelegen-
heiten (Öffentlichkeitsbeteiligungsgesetz)16 und
das Gesetz über ergänzende Vorschriften zu
Rechtsbehelfen in Umweltangelegenheiten (Um-
welt-Rechtsbehelfsgesetz)17 umgesetzt worden.18

Die Richtlinie über die Umweltprüfung (UVP-Richt-
linie) und die Richtlinie über die Strategische Um-
weltprüfung (Plan-UP-Richtlinie) stellen Anforde-
rungen an die Umweltprüfung von Plänen und Pro-
jekten sowie die UVP bei der Zulassung von UVP-
pflichtigen Vorhaben. Daneben ergeben sich aus
der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie und der Vogel-
schutz-Richtlinie hohe Anforderungen über den
Schutz für Gebiete mit gemeinschaftlicher Bedeu-
tung (FFH- und Vogelschutzgebiete).

Die Anforderungen an die Erfüllung des europäi-
schen Richtlinienrechts werden zunehmend stren-
ger. Bei einer wesentlichen Änderung eines Vorha-

bens sind die aktuellen Anforderungen des UVP-
Rechts anzuwenden.19 Ändert der Träger des Vor-
habens die Unterlagen im Laufe des Verfahrens,
darf er von einer erneuten Anhörung der Öffentlich-
keit (nur) absehen, soweit keine zusätzlichen oder
anderen erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt
zu besorgen sind (§ 9 Abs. 1 Satz 3 UVPG).20 An-
derenfalls ist eine erneute Öffentlichkeitsbeteiligung
erforderlich. Allerdings sind Fehler in der Öffentlich-
keitsbeteiligung nur beachtlich, wenn sie sich auf
das Ergebnis ausgewirkt haben.21 Auch können er-
gänzende Verfahren zur Behebung von Abwägungs-
fehlern den Anforderungen der Plan-UP-RL unterlie-
gen, wenn die Planreparatur erst nach Ablauf der
Umsetzungsfrist der Richtlinie abgeschlossen
wird.22 Der Zeitpunkt der erstmaligen Bekanntma-
chung bleibt demgegenüber maßgeblich, wenn le-
diglich Verfahrensfehler wie ein Ausfertigungsman-
gel oder eine Bekanntmachung behoben werden.23

Strenge Anforderungen stellt auch der europäische
Gebietsschutz in Art. 6 FFH-RL und Art. 4 Vogel-
schutz-RL, wobei ausgewiesene Vogelschutzgebie-
te dem einheitlichen Rechtsregime der FFH-RL un-
terliegen (Art. 7 FFH-RL).24 Vorhaben und Pläne in
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15 B. STÜER, Fachplanungsrecht in Ost und West – Reform-
bedarf, DVBl 2009, 1145.

16 Gesetz über die Öffentlichkeitsbeteiligung in Umweltangele-
genheiten v. 9.12.2006 (BGBl. I S. 2819). Bundesregierung,
Entwurf eines Gesetzes über die Öffentlichkeitsbeteiligung in
Umweltangelegenheiten nach der EG-Richtlinie 2003/35/EG
(Öffentlichkeitsbeteiligungsgesetz), Referentenentwurf vom
21.2.2005, Gesetzentwurf v. 4.9.2006 (Drs. 16/2494), Be-
schlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Um-
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (16. Ausschuss)
vom 6.11.2006 (Drs. 16/3311).

17 Gesetz über ergänzende Vorschriften zu Rechtsbehelfen in
Umweltangelegenheiten nach der EG-Richtlinie 2003/35/EG
(Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz), vom 7.12.2006 (BGBl. I
2816); Referentenentwurf v. 21.2.2005; Gesetzentwurf vom
4.9.2006 (Drs. 16/2495).

18 B. STÜER, Handbuch des Bau- und Fachplanungsrechts,
2009, Rdn. 2946.

19 BVerwG, Urt. v. 16.10.2008 – 4 C 5.07 – BVerwGE 132, 123
= DVBl 2009, 328 – Weeze.

20 Zur erneuten Öffentlichkeitsbeteiligung bei zusätzlichen Ver-
fahrensunterlagen BVerwG, Urt. v. 29.1.1991 – 4 C 51.89 –
BVerwGE 87, 332 = DVBl 1991, 1142 – München II.

21 BVerwG, Urt. v. 25.1.1996 – 4 C 5.95 – BVerwGE 100, 238
= DVBl 1996, 677 – Eifelautobahn A 60; Urt. v. 12.8.2009 – 9
A 64.07 – A 33 Bielefeld/Steinhagen.

22 BVerwG, B. v. 12.5.2009 – 4 BN 24.08 -.
23 BVerwG, B. v. 1.8.2007 – 4 BN 32.07 – NVwZ 2007, 1310.
24 Zu den faktischen Vogelschutzgebieten BVerwG, Urt. v.

1.4.2004 – 4 C 2.03 – BVerwGE 120, 276 = DVBl 2004, 1115
= NVwZ 2004, 1114 – Hochmoselbrücke.



FFH-Gebieten und Vogelschutzgebieten mit erheb-
lich beeinträchtigenden Auswirkungen (Art. 6 Abs. 3
FFH-Richtlinie) dürfen in den EU-Schutzgebieten
nur zugelassen werden, wenn nach Durchführung
einer Verträglichkeitsprüfung mit den für diese Ge-
biete festgelegten Erhaltungszielen und ggf. nach
Anhörung der Öffentlichkeit festgestellt wurde, dass
entweder das Gebiet als solches nicht beeinträch-
tigt wird oder die Maßnahme aus zwingenden
Gründen des überwiegenden öffentlichen Interes-
ses einschließlich solcher sozialer und wirtschaftli-
cher Art erforderlich ist und zumutbare Alternativlö-
sungen nicht vorhanden sind.25 In diesem Fall sind
die erforderlichen Kohärenzmaßnahmen zur Siche-
rung des europäischen Netzes „Natura 2000“ zu
treffen. Auch ist die EU-Kommission zu unterrichten
(Art. 6 Abs. 4 UA 1 FFH-Richtlinie).

Nach dem Urteil des BVerwG zur Westumfahrung
Halle26 ist bei der Prüfung der Verträglichkeit eines
Eingriffs in ein FFH- oder Vogelschutzgebiet ein
hoher fachlicher und zugleich rechtlich strenger
Maßstab anzulegen. Es muss nach den besten ver-
fügbaren fachlichen Erkenntnissen auszuschließen

sein, dass es gemessen an den Erhaltungszielen
zu erheblichen Auswirkungen auf das Gebiet als
solches oder wesentliche Gebietsbestandteile
kommt. Zudem haben Vorhabenträger und zulas-
sende Behörde die Darlegungs- und Beweislast für
das Nichteintreten erheblicher nachteiliger Auswir-
kungen. Die vorstehenden Grundsätze hat das
BVerwG in der zweiten Runde zur A 44 (Hessisch
Lichtenau)27 fortentwickelt. Das Gericht sah das
Vorhaben zwar vor allem wegen einer Gebietsver-
kleinerung von geschützten Lebensraumtypen und
eines zusätzlichen Schadstoffeintrags oberhalb der
„critical loads“ als unverträglich an, hielt es aber
aufgrund einer Ausnahmeprüfung für verwirkli-
chungsfähig.

Werden prioritäre natürliche Lebensraumtypen
und/oder prioritäre Arten in Mitleidenschaft gezo-
gen, können als die Beeinträchtigung rechtfertigen-
de Gründe nur die Gesundheit der Menschen, die
öffentliche Sicherheit oder positive Auswirkungen
auf die Umwelt geltend gemacht werden. Weitere
zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen
Interesses, zu denen auch wirtschaftliche Gründe
gehören, dürfen im Schutzbereich des Art. 6 Abs. 4
UA 2 FFH-Richtlinie erst nach einer Stellungnahme
der Kommission berücksichtigt werden.28

Inzwischen ist es nicht völlig ausgeschlossen, dass
Vorhaben, die vor Geltung des europäischen Richt-
linienrechts bestandskräftig zugelassen worden
sind, nach der aktuellen Rechtslage erneut auf den
Prüfstand geraten, wenn sie erst in Zukunft ver-
wirklicht werden sollen. So ist dem EuGH im Zu-
sammenhang mit der Unterschutzstellung der Ems
unter den FFH-Gebietsschutz im Vorabentschei-
dungsverfahren die Frage vorgelegt worden, ob
Baggermaßnahmen, die vor Ablauf der Umset-
zungsfristen der FFH-RL zugelassen worden sind,
auch dann noch nach dem früheren Recht zu beur-
teilen sind, wenn sie erst in Zukunft stattfinden sol-
len.29

Nach Auffassung der Generalanwältin in ihren
Schlussanträgen30 und der EU-Kommission ist
über die Aufnahme eines Gebietes in die Liste der
Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung gem.
Art. 4 Abs. 2 FFH-RL ausschließlich nach natur-
schutzfachlichen Gesichtspunkten zu befinden.
Wirtschaftliche Belange sowie die besonderen Be-
lange und Rechte von Gemeinden dürfen dabei
nicht berücksichtigt werden. Das wird auch von der
Bundesrepublik Deutschland so gesehen. Zur Vo-
gelschutz-RL hat der EuGH das bereits so ent-
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25 Zum Meldeverfahren STÜER, Handbuch des Bau- und Fach-
planungsrechts, 4. Aufl. 2009, Rdn. 3071. Zu den rechtlichen
Anforderungen des europäischen Gebietsschutzes STO-
ROST, DVBl 2009, 673; STÜER, DVBl 2009, 1; ders., Hand-
buch des Bau- und Fachplanungsrechts, 2009, Rdn. 3069.

26 BVerwG, Urt. v. 17.1.2007 – 9 A 20/05 – BVerwGE 128, 1 =
DVBl 2007, 706 = NVwZ 2007, 1054 – Halle-Westumfah-
rung; STÜER, DVBl 2007, 416; ders., NVwZ 2007, 1149;
ders., DVBl 2009, 1; ders., Handbuch des Bau- und Fach-
planungsrechts, 4. Aufl. 2009, Rdn. 3076, im Anschluss an
EuGH, Entscheidung vom 7.9.2004 – C 127/02 – NuR 2004,
788 – Herzmuschelfischerei.

27 BVerwG, Urt. v. 12.3.2008 – 9 A 3.06 – BVerwGE 130, 299 –
für den Abschnitt A 44 Verkehrskosteneinheit 20 – Hessisch
Lichtenau II; vgl. auch Urt. v. 13.5.2009 – 9 A 71.07 – A 4
Braunkohlentagebau Hambach.

28 EuGH, Urt. v. 28.2.1991 – Rs. C-57/89 – NuR 1991, 249 –
Leybucht; vgl. auch Urt. v. 2.8.1993 – Rs. C-355/90 – NuR
1994, 521 – Santona.

29 VG OLDENBURG, B. v. 13.5.2008 – 1 B 512/08 – Papen-
burg. Dem EuGH wurde u. a. die folgende Frage vorgelegt:
sind fortlaufende Unterhaltungsmaßnahmen in der Fahrrinne
von Ästuarien, die bereits vor Ablauf der Umsetzungsfrist der
Richtlinie 92/43/EWG nach nationalem Recht endgültig ge-
nehmigt wurden, bei ihrer Fortsetzung nach Aufnahme des
Gebietes in die Liste der Gebiete von gemeinschaftlicher Be-
deutung einer Verträglichkeitsprüfung nach Art. 6 Abs. 3 bzw.
4 der Richtlinie zu unterziehen?“ Der EuGH hat am
26.3.2009 – C-226/08 – mündlich verhandelt. Zum Eilverfah-
ren VG Oldenburg, B. v. 31.3.2008 – 1 B 512/08 – Papen-
burg.

30 Eleanor SHARPSTON, Schlussanträge vom 9.7.2009 – C
226/08 – Papenburg.



schieden.31 Wirtschaftliche Gründe kommen erst
bei der Abweichungsprüfung auf den Plan. Das gilt
auch für kommunale Belange. Die Generalanwältin
ist zudem der Ansicht, dass fortlaufende Unterhal-
tungsmaßnahmen in der Fahrrinne für Ästuarien,
die vor Ablauf der Umsetzungsfrist der FFH-RL
endgültig genehmigt wurden, bei ihrer Fortsetzung
nach Aufnahme des Gebietes in die Liste der Ge-
biete von gemeinschaftlicher Bedeutung einer Ver-
träglichkeitsprüfung nach Art. 6 Abs. 3 oder 4 FFH-
RL zu unterziehen sind.

Auch der Artenschutz ist besonders für Anhang IV-
Arten der FFH-Richtlinie und für europäische Vo-
gelarten, zu denen auch die heimische Vogelwelt
gehört, europarechtlich vorgeprägt.32 Auch hier
werden vor allem bei der Erfüllung von Verbotstat-
beständen des europäischen Richtlinienrechts er-
höhte Anforderungen an die Zulässigkeit von Aus-
nahmen gestellt (vgl. auch §§ 44, 45 BNatSchG
2010).

III. Reformbedarf im VwVfG

Nachdem die Gesetzgebungsmaschine im Pla-
nungs- und Umweltbereich seit einiger Zeit still ge-
standen hat, werden die Karten für Gesetzge-
bungsvorhaben seit der Wahl Ende September
2009 wieder neu gemischt. Da das Umweltgesetz-
buch in der letzten Legislaturperiode auch im dritten
Anlauf gescheitert ist und aus dem Gesamtbereich
nur das BNatSchG 201033 und das WHG 201034

sowie das RGU35 verabschiedet worden sind, steht
nun wohl zunächst die Überprüfung der einzelnen
Fachgesetze an. Dabei kann von folgenden Über-
legungen ausgegangen werden:36

Das Fachplanungsrecht in Deutschland hat auch in
der Zeit nach der Wiedevereinigung seine Be-
währungsprobe bestanden. Es sollte allerdings
über das einzelne Fachrecht hinweg in Bund und
Ländern weiter vereinheitlicht werden. Die der Ver-
fahrensstraffung und damit der Beschleunigung
dienenden Sonderregelungen des Infrastrukturpla-
nungsbeschleunigungsgesetzes sollten in das all-
gemeine Verwaltungsverfahrensrecht von Bund
und Ländern übernommen werden (§§ 72 ff.
VwVfG). Hierdurch könnte eine Verfahrensvereinfa-
chung bei allen Planfeststellungs- und Plangeneh-
migungsverfahren auf bundes- und landesrechtli-
cher Grundlage erreicht werden. Zugleich sind die
Regelungen über die Beachtlichkeit von Mängeln
und deren Behebung im Sinne der Planerhaltung

auszubauen. Die erstinstanzliche Zuständigkeit des
BVerwG für Infrastrukturprojekte hat sich bewährt.
Sie ist bei einer Begrenzung auf gesamtstaatlich
bedeutsame Projekte verfassungskonform und soll-
te behutsam fortgeschrieben werden.

Das Anliegen der Verfahrensbeschleunigung für die
Planung von Infrastrukturvorhaben ist zu unterstüt-
zen. Ziel der Beschleunigungsregelungen muss es
sein, die Verfahren zu straffen, die Vorgaben des
Europarechts einzuhalten und verfassungsrechtli-
che Verfahrensgarantien nicht über Bord zu werfen.
Vor diesem Hintergrund sind namentlich die Ein-
führung eines fakultativen Erörterungstermins, ein
fakultatives Raumordnungsverfahren, die Erweite-
rung der Präklusionsregelungen auch auf die Ver-
bände37 und das Zurückschneiden UVP-pflichtiger
Vorhaben auf den europarechtlich erforderlichen
Kern zu unterstützen.38 Die Einführung von Präklu-
sionsregelungen ist auch europarechtlich unbe-
denklich.39

IV. Reformbedarf im BNatSchG

Auch im Naturschutzrecht ergibt sich durchaus ein
Reformbedarf, bei dem es darum geht, die natur-

14

31 EuGH, Entscheidung vom 2.8.1993 – C-355/90 – ZUR 1994,
305 – Santona; EuGH, Entscheidung vom 11.7.1996 – C-
44/95 – ZUR 1996, 251 = NUR 1997, 36.

32 BVerwG, Urt. v. 9.7.2008 – 9 A 14.07 – BVerwGE 131, 274 –
Bad Oeynhausen; Urt. v. 18.3.2009 – 9 A 31.07 – A 44 Ra-
tingen/Velbert; Urt. v. 13.5.2009 – 9 A 71.07 – A 4 Braunkoh-
lentagebau Hambach; B. STÜER, Europäischer Gebiets-
und Artenschutz in ruhigeren Gefilden, DVBl 2009, 1. Zum
Artenschutz; B. STÜER, Handbuch des Bau- und Fachpla-
nungsrechts, 4. Aufl. 2009, Rdn. 3119; B. STÜER/G. BÄHR,
Artenschutz in der Fachplanung, DVBl 2006, 1155.

33 Gesetz zur Neuregelung des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege v. 29.7.2009 (BGBl. I 2542).

34 Gesetz zur Neuregelung des Wasserrechts v. 31.7.2009
(BGBl. I 2589).

35 Gesetz zur Bereinigung des Bundesrechts im Geschäftsbe-
reich des Bundesministeriums für Umwelt v. 17.8.2009
(BGBl. I S. 2723).

36 B. STÜER, Fachplanungsrecht in Ost und West – Reform-
bedarf, DVBl 2009, 1145.

37 Zum Problem BVerwG, Urt. v. 1.4.2004 – 4 C 2.03 – BVerw-
GE 120, 276 = DVBl 2004, 1115 = NVwZ 2004, 1114 –
Hochmoselbrücke.

38 Dies hatte zu Recht bereits die Posch-Kommission gefordert.
39 RIEDER, Fachplanung und materielle Präklusion, Planungs-

recht, Bd. 9, Osnabrück 2004; B. STÜER/M. RIEDER,
Präklusion im Fernstraßenrecht, DöV 2003, 473; dies.,
Präklusion in der Fachplanung und Europarecht, EurUP
2004, 139.



schutzrechtlichen Regelungen auf ihren europa-
rechtlich vorgegebenen Kern zu konzentrieren und
überflüssigen Wildwuchs abzuschneiden.40

Für Vorhaben der Fachplanung gilt die Eingriffsre-
gelung der §§ 14 bis 17 BNatSchG 2010, die aus
dem bisherigen Rahmenrecht des BNatSchG über-
nommen ist und ab März 2010 in Bund und Län-
dern unmittelbar verbindlich ist. Naturschutzrechtli-
che Eingriffe verlangen danach eine strikte Kom-
pensation. Soweit diese nicht möglich ist, ist ggf.
ein Ersatzgeld anzuordnen.

Die Umweltprüfung und die naturschutzrechtliche
Eingriffsregelung gehen damit über die europarecht-
lichen Anforderungen hinaus. In keinem anderen
Mitgliedstaat der Europäischen Union finden sich
vergleichbare Vorschriften. Die Anforderungen an
die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung sollten
durch den Gesetzgeber geändert und im Hinblick auf
die geringeren europarechtlichen Anforderungen
zurückgeschnitten werden. Solche Reform-
überlegungen sind vor allem auch deshalb ange-
bracht, weil das europäische Richtlinienrecht für Ge-
biete von gemeinschaftlicher Bedeutung ein immer
strengeres Schutzsystem aufbaut. Die naturschutz-
rechtliche Eingriffsregelung, die über das europäi-
sche Schutzsystem des Gebiets- und Artenschutzes
hinausgeht, sollte auch im Fachplanungsrecht nicht
strikt bindend sein, sondern ebenso wie im Baupla-
nungsrecht (§ 1 a Abs. 3 BauGB)41 unter einen all-
gemeinen Abwägungsvorbehalt gestellt werden. In
die Abwägung sollte dabei die Gemeinwohlverpflich-
tetheit eines Vorhabens eingestellt werden können.

V. Gesetzgebungsvorschläge zur 
Änderung des VwVfG

Eine Vereinheitlichung des Fachplanungsrechts
ließe sich am wirksamsten durch eine Änderung
des VwVfG des Bundes erreichen, das für die ent-
sprechenden Länderregelungen Vorbild geben
könnte.42

1. Regelungsinhalt

Die Änderungen43 könnten folgenden Inhalt haben:

§ 73 VwVfG (Anhörungsverfahren)

(3)  Die Gemeinden nach Absatz 2 haben den Plan
innerhalb von 3 Wochen nach Zugang für die Dauer
eines Monats zur Einsicht für die allgemeine Öf-
fentlichkeit auszulegen. Auf eine Auslegung kann

verzichtet werden, wenn der Kreis der in ihren Be-
langen betroffenen Öffentlichkeit bekannt ist und ihr
innerhalb angemessener Frist Gelegenheit gege-
ben wird, den Plan einzusehen. Die nach § 3 Um-
weltrechtsbehelfsgesetz anerkannten Vereinigun-
gen haben als allgemeine und im Rahmen ihres
satzungsmäßigen Aufgabenbereichs als betroffene
Öffentlichkeit im Anhörungsverfahren entsprechen-
de Beteiligungsrechte.

(4)  Die allgemeine Öffentlichkeit kann bis zu zwei
Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist schriftlich
oder zur Niederschrift bei der Anhörungsbehörde
oder bei der Gemeinde Einwendungen gegen den
Plan erheben. 

...

(6)  Nach Ablauf der Einwendungsfrist kann die An-
hörungsbehörde die rechtzeitig erhobenen Einwen-
dungen gegen den Plan und die Stellungnahmen
der Behörden zu dem Plan mit dem Träger des Vor-
habens, den Behörden, der betroffenen Öffentlich-
keit, soweit sie Einwendungen erhoben hat, erör-
tern. Die Erörterung kann auf sachliche Teile oder
bestimmte Träger öffentlicher Belange oder Ein-
wendungsführer begrenzt werden. …

(8)  Soll ein ausgelegter Plan geändert werden und
werden dadurch der Aufgabenbereich einer Behör-
de oder Belange der betroffenen Öffentlichkeit erst-
malig oder stärker als bisher berührt, so ist diesen
die Änderung mitzuteilen und ihnen Gelegenheit zu
Stellungnahmen innerhalb von zwei Wochen zu
geben oder eine allgemeine Behörden- oder Öffent-
lichkeitsbeteiligung nach § 73 Abs. 2 bis 4 mit einer
Stellungnahmefrist, die bis auf zwei Wochen ver-
kürzt werden kann, durchzuführen. Wirkt sich die
Änderung auf das Gebiet einer anderen Gemeinde
aus, so ist für den geänderten Plan in dieser Ge-
meinde auszulegen; die Absätze 2 bis 5 gelten ent-
sprechend. Eine Erörterung ist nicht erforderlich.

§ 74 (Planfeststellungsbeschluss, Plangenehmi-
gung)

(1)  Die Planfeststellungsbehörde stellt den Plan
fest (Planfeststellungsbeschluss). Bei der Planfest-
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stellung sind die von dem Vorhaben berührten öf-
fentlichen und privaten Belange einschließlich der
Umweltverträglichkeit sowie der naturschutzrechtli-
chen Eingriffsregelung nach §§ 14 bis 17 
BNatSchG 2010 im Rahmen der Abwägung zu
berücksichtigen. Eine Vollkompensation ist nicht
geboten. Bei naturschutzrechtlichen Ausgleichs-
und Ersatzmaßnahmen sowie Ersatzzahlungen
kann zugleich die Gemeinwohlverpflichtetheit eines
Vorhabens in der Abwägung berücksichtigt werden.
Die Vorschriften über die Entscheidung und die An-
fechtung der Entscheidung im förmlichen Verwal-
tungsverfahren (§§ 69 und 70) sind anzuwenden.
…

(6)  Anstelle eines Planfeststellungsbeschlusses
kann eine Plangenehmigung erteilt werden, wenn

1. Rechte anderer nicht oder nur unwesentlich be-
einträchtigt werden oder die Betroffenen sich mit
der Inanspruchnahme ihres Eigentums oder
eines anderen Rechts schriftlich einverstanden
erklärt haben,

2. mit den Trägern öffentlicher Belange, deren Auf-
gabenbereich berührt wird, das Benehmen her-
gestellt worden ist,

3. für das Vorhaben nach dem Gesetz über die
Umweltverträglichkeitsprüfung keine Umwelt-
verträglichkeitsprüfung durchzuführen ist.

§ 75 VwVfG (Rechtswirkungen der Planfeststel-
lung)

(1a)  Verfahrensmängel und Mängel44 der von dem
Vorhaben berührten öffentlichen und privaten Be-
lange sind nur erheblich, wenn sie offensichtlich
und auf das Abwägungsergebnis von Einfluss ge-
wesen sind. Erhebliche Mängel bei der Abwägung
führen nur dann zur Aufhebung des Planfeststel-
lungsbeschlusses oder der Plangenehmigung,
wenn sie nicht durch Planergänzung oder durch ein
ergänzendes Verfahren behoben werden können.
§§ 45 und 46 bleiben unberührt.

§ 75a VwVfG (Rechtsbehelfe)

(1)  Die Anfechtungsklage gegen einen Planfest-
stellungsbeschluss oder eine Plangenehmigung
hat keine aufschiebende Wirkung. Der Antrag auf
Anordnung der aufschiebenden Wirkung der An-

fechtungsklage gegen einen Planfeststellungsbe-
schluss oder eine Plangenehmigung nach § 80
Abs. 5 Satz 1 VwGO kann nur innerhalb eines Mo-
nats nach der Zustellung des Planfeststellungsbe-
schlusses oder der Plangenehmigung gestellt und
begründet werden. Darauf ist in der Rechtsbehelfs-
belehrung hinzuweisen. § 58 VwGO gilt entspre-
chend.

(2)  Treten in den Fällen des Abs. 1 später Tatsa-
chen ein, die die Anordnung oder Wiederherstel-
lung der aufschiebenden Wirkung rechtfertigen, so
kann der durch den Planfeststellungsbeschluss
oder gegen die Plangenehmigung Beschwerte
einen hierauf gestützten Antrag nach § 80 Abs. 5
Satz 1 VwGO innerhalb einer Frist von einem
Monat stellen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt,
in dem der Beschwerte von den Tatsachen Kennt-
nis erlangt.

(3)  Der Kläger hat innerhalb einer Frist von sechs
Wochen die zur Begründung seiner Klage dienen-
den Tatsachen und Beweismittel anzugeben. § 87b
Abs. 3 VwGO gilt entsprechend.

§ 76 VwVfG (Planänderung, Planergänzung und er-
gänzendes Verfahren)

(1)  Soll der festgestellte Plan in den Grundzügen
geändert werden, bedarf es eines neuen Planfest-
stellungsverfahrens. Im Übrigen können Planände-
rungen oder Planergänzungen durch ein verein-
fachtes Verfahren bewirkt werden. Der Planfeststel-
lungsbeschluss und die Plangenehmigung können
durch ein ergänzendes Verfahren zur Behebung
von Mängeln auch rückwirkend in Kraft gesetzt wer-
den.

(2)  Im vereinfachten Verfahren sind nur diejenigen
Verfahrensschritte durchzuführen, die mit den
Planänderungen oder dem ergänzenden Verfahren
in einem unmittelbaren Zusammenhang stehen. 
§ 73 Abs. 8 ist entsprechend anzuwenden. Eines
Erörterungstermins bedarf es nicht. Verfahren zur
Behebung von Mängeln des Planfeststellungsbe-
schlusses oder der Plangenehmigung können auf
die Beseitigung dieser Mängel beschränkt werden.
Ein ergänzendes Verfahren ist nicht erforderlich,
soweit der Planfeststellungsbeschluss oder die
Plangenehmigung unanfechtbar sind.

(3)  Bei Planänderungen von unwesentlicher Be-
deutung ist eine öffentliche Bekanntgabe nicht er-
forderlich.
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2. Begründung der vorgeschlagenen Gesetzes-
änderungen

Änderungen des deutschen Gesetzesrechts müs-
sen den Rahmen der europarechtlichen Vorgaben
wahren. Dazu gehören die umweltrechtlichen Vor-
gaben der UVP-RL und der Plan-UP-RL ebenso
wie die naturschutzrechtlichen Vorgaben in der
FFH-RL und in der Vogelschutz-RL. Zudem sind
unmittelbar die Vorgaben der Öffentlichkeitsbeteili-
gungsrichtlinie und die durch sie erfolgte Änderung
der UVP-Richtlinie bedeutsam. Für UVP-pflichtige
Vorhaben muss daher grundsätzlich eine allgemei-
ne Öffentlichkeitsbeteiligung stattfinden. Bei Plan-
änderungen ist die betroffene Öffentlichkeit zu be-
teiligen. Ein Erörterungstermin ist europarechtlich
nicht geboten. Das Gemeinschaftsrecht lässt daher
dem deutschen Gesetzgeber im Rahmen dieser
Vorgaben einen durchaus beachtlichen Spielraum
bei der Ausgestaltung des Verwaltungsverfahrens,
aber auch inhaltlicher Anforderungen an das jewei-
lige Fachplanungsrecht.

Die Gesetzesänderungen sollten nicht auf große In-
frastrukturverfahren auf bundesrechtlicher Grundla-
ge beschränkt, sondern vom Grundsatz her auf alle
Planfeststellungs- und Plangenehmigungsverfah-
ren in Bund und Ländern erstreckt werden. Zudem
sollten die Regelungen in den verschiedenen Spe-
zialmaterien vereinheitlicht werden. Dies gilt sowohl
für das Planungsverfahren als auch für Rechtsbe-
helfe einschließlich des Eilrechtsschutzes.

Es empfiehlt sich daher, die Beschleunigungsrege-
lungen so weit wie möglich in das VwVfG als
Stammgesetz für das Verfahren der Fachplanung
zu integrieren und Sonderregelungen in den Fach-
gesetzen auf das unbedingt notwendige Maß zu
begrenzen. Beschleunigungsreglungen in §§ 72 ff.
VwVfG sollten daher Vorrang vor spezialgesetzli-
chen Regelungen in den einzelnen Fachplanungs-
gesetzen haben. Auch Beschleunigungsregelungen
für Rechtsbehelfe einschließlich des Eilverfahrens
und der Präklusionsregelungen sollten in das
VwVfG integriert werden. Die Praxis erwartet eine
möglichst einheitliche Regelung des Planfeststel-
lungsrechts über die einzelnen Fachmaterien hin-
weg. Zugleich hätte eine Verankerung des Be-
schleunigungsgedankens im VwVfG den Vorteil,
dass die Regelungen auch einfacher für Verfahren
übernommen werden könnten, die auf landesrecht-
licher Grundlage und damit nach den VwVfG der
Länder durchgeführt werden. Änderungen in einer
Vielzahl von landesrechtlichen Fachplanungsgeset-

zen würden sich somit erübrigen. Das Planfeststel-
lungsrecht könnte so gestrafft und an einheitlichen
Grundsätzen ausgerichtet werden. Das „Baugru-
benprinzip“, wonach für jede Baustelle der unter-
schiedlichen Fachplanungen jeweils eine eigene
gesetzliche Regelung geschaffen bzw. geändert
wird, sollte der Vergangenheit angehören. Rechts-
staatliche Anforderungen etwa bei Anwendung der
Präklusionsregelungen bei Klagebegründungs-
fristen oder bei einem gesetzlich angeordneten So-
fortvollzug könnten durch die Rechtsprechung si-
chergestellt werden.

Es empfiehlt sich, zwischen UVP- und UVP-vorprü-
fungspflichtigen und nicht UVP-pflichtigen Vorha-
ben zu unterscheiden. Während für die UVP-pflich-
tigen Vorhaben eine volle Öffentlichkeitsbeteiligung
in einer Planfeststellung vorzusehen ist (vgl. ent-
sprechende Regelungen der Öffentlichkeitsbeteili-
gungsrichtlinie), kann bei nicht UVP-pflichtigen Vor-
haben von einer Beteiligung der allgemeinen Öf-
fentlichkeit abgesehen und ein Plangenehmigungs-
verfahren durchgeführt werden (§ 74 Abs. 6
VwVfG-E).

Die erstinstanzliche Zuständigkeit des BVerwG für
Infrastrukturprojekte ist verfassungsrechtlich zuläs-
sig, wenn sie aus Gründen des überwiegenden öf-
fentlichen Interesses geboten ist. Die verfassungs-
rechtlichen Hürden liegen dabei niedriger als für
eine Projektplanung durch Investitionsmaßnahme-
gesetze, die nur aus zwingenden Gemeinwohlgrün-
den zulässig sind.45 Mit der erstinstanzlichen Zu-
ständigkeit des BVerwG verfügt die Praxis über
gute Erfahrungen. Die Konzentration auf eine Ge-
richtsinstanz beschleunigt die Gerichtsverfahren,
ohne den Rechtsschutz des Bürgers zu verkürzen.
Die Rechtsschutzgarantie des Art. 19 Abs. 4 GG
wird in hervorragender Weise hergestellt. Es gibt
nur eine Rechtsschutzgarantie zu den Gerichten,
nicht aber auch gegenüber dem Richter. Die Praxis
enthält durch eine größere Zahl höchstrichterlicher
Entscheidungen im Fachplanungsrecht wichtige
Vorgaben nicht nur zu rechtsgrundsätzlichen Fra-
gestellungen, sondern auch zur Handhabung des
Prozessrechts einschließlich der gerichtlichen Er-
mittlung des Sachverhalts. Das haben nicht nur die
in ihrem Umfang so ungewöhnlichen Gerichtsver-
fahren wie die zum Flughafen Schönefeld, aber
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auch zu den Verkehrsprojekten Halle-Westumfah-
rung, Hessisch Lichtenau, Bad Oeynhausen, A 44
(Ratingen/Velbert) oder A 4 (Braunkohlentagebau
Hambach) gezeigt, in denen das BVerwG in den je-
weiligen Entscheidungsvorbereitungen und der
Durchführung der mündlichen Verhandlung ein-
drucksvoll gepunktet hat.

Entsprechend den europarechtlichen Vorgaben der
Öffentlichkeitsbeteiligungsrichtlinie sollte für Plan-
feststellungsverfahren, die vielfach UVP-pflichtige
oder vorprüfungspflichtige Vorhaben betreffen,
grundsätzlich eine allgemeine Öffentlichkeitsbeteili-
gung angeordnet werden (§ 73 Abs. 3 VwVfG-E).
Die nach § 3 URG anerkannten Vereinigungen wer-
den als Teil der allgemeinen bzw. betroffenen Öf-
fentlichkeit beteiligt. Die früher nach dem BNat-
SchG 2002 bestehenden Sonderregelungen sind
bereits durch den Verweis auf § 2 Abs. 3 URG in 
§ 64 Abs. 2 BNatSchG 2010 gestrichen worden.

Stellungnahmen können entsprechend den Vorga-
ben der Öffentlichkeitsbeteiligungs-RL für UVP-
pflichtige Vorhaben von jedermann als Teil der all-
gemeinen Öffentlichkeit abgegeben werden, auch
wenn er keine eigenen Betroffenheiten einbringt (§
73 Abs. 4 VwVfG-E).

Die Durchführung eines Erörterungstermins sollte in
das Ermessen der Anhörungsbehörde gestellt wer-
den (§ 73 Abs. 6 VwVfG-E). Auch sollte die Mög-
lichkeit bestehen, die Erörterung auf sachliche Teile
oder einzelne Beteiligte aus dem Kreis der Träger
öffentlicher Belange oder privater Einwendungsfüh-
rer zu begrenzen. So könnte es sich anbieten, die
jeweiligen Betroffenheiten der aufgrund des Plans
enteignend in Anspruch zu nehmenden Grund-
stückseigentümer individuell zu erörtern, auf eine
allgemeine Erörterung auf großer Bühne jedoch zu
verzichten. In der Praxis hat sich gezeigt, dass auch
mehrwöchige Erörterungstermine zwar zumeist viel
Aufwand auch in der Vor- und Nachbereitung er-
zeugt haben, in der Sache aber zumeist nur einen
relativ geringen neuen Erkenntnisgewinn hatten,
der sich etwa von den bereits vorliegenden Stel-
lungnahmen abgehoben hätte. Die vorgeschlagene
Formulierung stellt sicher, dass die Anhörungs-
behörde bei der Frage, ob ein Erörterungstermin
durchgeführt wird, ein weites Ermessen hat, sodass
diese Frage der gerichtlichen Kontrolle weitgehend
entzogen ist. Vor allem müsste zusätzlich vorgetra-
gen werden können, dass die Erörterung zusätzli-
che Erkenntnisse gebracht hätte, die nicht auf an-
derem Wege vermittelt werden konnten46.

Bei Planänderungen im Verfahren ist – wie bisher –
grundsätzlich nur eine Betroffenenbeteiligung erfor-
derlich, an deren Stelle auch eine allgemeine
Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung treten
kann (§ 73 Abs. 8 VwVfG-E). Eine Erörterung ist in
diesen Fällen der Planänderung im Verfahren nicht
erforderlich.

Seiner zentralen Bedeutung entsprechend sollte
das Abwägungsgebot nicht nur in den einzelnen
Fachgesetzen erwähnt werden, sondern auch im
VwVfG seinen festen Platz finden (§ 74 Abs. 1 S. 2
VwVfG-E). Denn Abwägung und autonom gestal-
tende Planung verbinden sich. Soweit etwa im 
Bergrecht oder im Atomrecht noch der Gedanke der
gebundenen Zulassungsentscheidung vorherrscht,
sollte auch in diesen Bereichen auf das Abwä-
gungsmodell umgestellt werden. Alternativ könnte
das jeweilige Fachrecht die Regelungen des
VwVfG auch in angemessenem Rahmen modifizie-
ren.

Zugleich sollte die naturschutzrechtliche Eingriffsre-
gelung nach §§ 14 bis 17 BNatSchG 2010 im Be-
reich des Fachplanungsrechts mit dem Baurecht 
(§ 1a Abs. 3 BauGB) harmonisiert werden (§ 74
Abs. 1 VwVfG-E). Wie im Bauplanungsrecht wären
die Vorgaben der naturschutzrechtlichen Eingriffs-
regelung nicht mehr strikt bindend, sondern in dem
Sinne abwägungsdirigiert, dass die jeweilige Zulas-
sungsbehörde in der Planfeststellung bzw. Plange-
nehmigung über die erforderlichen naturschutz-
rechtlichen Kompensationen unter Berücksichti-
gung der jeweiligen privaten und öffentlichen Be-
lange befinden kann. Dabei erscheint es sachge-
recht, das Erfordernis naturschutzrechtlicher Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen ebenso wie ggf.
Ersatzzahlungen im Einzelfall auch unter Berück-
sichtigung der Gemeinwohlverpflichtetheit eines
Vorhabens in der Abwägung zu bestimmen. Das
Stufensystem der naturschutzrechtlichen Eingriffs-
regelung in §§ 14 bis 17 BNatSchG 2010 wäre
daher weiterhin in der Zulassungsentscheidung ab-
zuarbeiten, entfaltete aber im Gegensatz zur bishe-
rigen Rechtslage keine verbindlichen Vorgaben im
Sinne einer grundsätzlich vollen naturschutzrechtli-
chen Kompensationspflicht. Der Umfang der natur-
schutzrechtlichen Kompensation würde vielmehr
durch das Abwägungsgebot vermittelt. Auch von
Ersatzzahlungen könnte unter abwägender Berück-
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sichtigung der jeweiligen Einzelfallumstände, zu
denen auch die Gemeinwohlverpflichtetheit des
Vorhabens gehört, ganz oder teilweise Abstand ge-
nommen werden. Die vorgeschlagenen Regelun-
gen zum Naturschutzrecht könnten – was hinsicht-
lich ihrer rechtlichen Geltung keinen Unterschied
darstellt – auch im BNatSchG bei der Eingriffsrege-
lung untergebracht werden. Eine bundesrechtliche
Sonderregelung für durch Planfeststellungen zuge-
lassene Eingriffe kann sich dabei etwa an § 43 Abs.
4 BNatSchG 2002 anlehnen. Dort wurde hinsicht-
lich des Artenschutzes ebenfalls für nach § 19
BNatSchG 2002 zugelassene Eingriffe eine weitge-
hende Nichtanwendung der artenschutzrechtlichen
Bestimmungen angeordnet. Die Bedeutung des
Naturschutzes in der Planfeststellung wäre mit der
vorgeschlagenen Regelung (§ 74 Abs. 1 VwVfG-E)
sowohl für Planfeststellungsverfahren von Bundes-
behörden als auch für die Landesbehörden ver-
bindlich geregelt, ohne dass es insoweit noch einer
Umsetzung des VwVfG des Bundes in Länderrege-
lungen bedürfen würde. Denn die vorgeschlagene
Abwägungsklausel auch hinsichtlich der Belange
des Naturschutzes ist materiell nicht dem Verwal-
tungsverfahrensrecht, sondern dem Naturschutz-
recht zuzuordnen, sodass die bundesrechtliche Re-
gelung auf der konkurrierenden Gesetzgebung des
Bundes beruht und entgegenstehendes Landes-
recht verdrängt, soweit die Länder sich über die
Länderabweichungsklausel nicht entsprechende
Freiräume schaffen (Art. 72 Abs. 3 Nr. 2 BNat-
SchG). Zur Klarstellung könnte auch § 15 BNat-
SchG 2010 um einen neuen Abs. 8 ergänzt werden:
§ 74 Abs. 1 VwVfG bleibt unberührt.

An die Stelle einer Planfeststellung kann eine Plan-
genehmigung treten, wenn Rechte anderer allen-
falls unwesentlich beeinträchtigt werden und das
Vorhaben nicht UVP-pflichtig ist (§ 74 Abs. 6
VwVfG-E). Der Ausschluss bei UVP-pflichtigen Vor-
haben dient der Klarstellung und Entlastung, weil
anderenfalls auch im Planänderungsverfahren eine
Öffentlichkeitsbeteiligung durchgeführt werden
müsste.

Rechtsbehelfe gegen Planfeststellungsbeschlüsse
oder Plangenehmigungen sollten ähnlich wie heute
schon gegenüber bevorrechtigten Vorhaben nach
dem Infrastrukturplanungsbeschleunigungsgesetz
oder gegen die Baugenehmigung (§ 212a BauGB)
keine aufschiebende Wirkung haben (§ 75a
VwVfG-E). Die Rechtsbehelfe sind innerhalb eines
Monats (Eilantrag) bzw. von sechs Wochen (Klage)
zu begründen. Die vorgeschlagenen Vorschriften

dienen ebenfalls der Beschleunigung. In kritischen
Fällen wird die Behörde bereits selbst die Vollzie-
hung bis zum Abschluss des Hauptsacheverfah-
rens aussetzen.47

Es empfiehlt sich, die Planergänzung und das er-
gänzende Verfahren mit dem Ziel einer Verfahrens-
beschleunigung ausdrücklich zu regeln (§ 76
VwVfG-E). Dabei sollte geregelt werden, dass alle
erheblichen Mängel (nicht nur der Abwägung oder
hinsichtlich von Form- oder Verfahrensanforderun-
gen) nur dann zur Aufhebung des Planfeststel-
lungsbeschlusses oder der Plangenehmigung
führen, wenn sie nicht durch Planergänzung oder
durch ein ergänzendes Verfahren behoben werden
können (§ 75 Abs. 1a VwVfG-E). Damit wird auch
für Mängel eine Planreparatur ermöglicht, die nicht
auf Abwägungsfehlern beruhen. Diese Klarstellung
erscheint im Hinblick auf die Frage sachgerecht, in
welchem Umfang etwa nicht unmittelbar mit Abwä-
gungsvorgängen zusammenhängende verfahrens-
rechtliche oder inhaltliche Anforderungen in einem
ergänzenden Verfahren behoben werden kön-
nen.48

Ein neues Planfeststellungsverfahren ist nur dann
erforderlich, wenn durch die Änderung die Grund-
züge des Vorhabens betroffen sind (§ 76 Abs. 1
VwVfG-E). Das ist heute so nicht geregelt. Vielmehr
ordnet der Gesetzgeber vom Grundsatz her ein
neues Verfahren an, wenn der Plan später geändert
werden soll. Pläne können durch ein ergänzendes
Verfahren zur Behebung von Fehlern auch rückwir-
kend in Kraft gesetzt werden. Die Regelung ist dem
Bauplanungsrecht entnommen (vgl. § 214 Abs. 4
BauGB) und hat sich dort bewährt. Die Verfahrens-
schritte der Planänderung im vereinfachten Verfah-
ren werden auf den gebotenen Umfang beschränkt
(§ 76 Abs. 2 VwVfG-E). Durch diese Einschränkung
soll vermeiden werden, dass in einem ergänzenden
Verfahren jeweils das gesamte Prüfprogramm wie-
der von vorn durchlaufen werden muss und die Pla-
nung unter einer stets zu aktualisierenden allge-
meinen Kontrolle gehalten werden müsste. Auf
einen Erörterungstermin kann dabei verzichtet wer-
den. Die Anforderungen der UVP-RL hinsichtlich
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19/01 – DVBl 2001, 1861.

48 BVerwG, Urt. v. 25.1.1996 – 4 C 5.95 – BVerwGE 100, 238
= DVBl 1996, 677 – Eifelautobahn A 60; Urt. v. 1.4.2004 – 4
C 2.03 – BVerwGE 120, 276 = DVBl 2004, 1115 = NVwZ
2004, 1114 – Hochmoselbrücke.



der Öffentlichkeitsbeteiligung bei UVP-pflichtigen
Vorhaben sind allerdings zu wahren. Das gilt übri-
gens auch für vereinfachte Verfahren im Bereich
der Bauleitplanung.49

VI. Kontinuität und Wandel

Das Straßenrecht hat sich durch inzwischen ein-
heitliche gesetzliche Grundlagen in Ost und West
bewährt. Allerdings sind die Regelungswerke in
Bund und Ländern teilweise recht unübersichtlich.
Es empfiehlt sich daher, das VwVfG des Bundes
um entsprechende Regelungen anzureichern, die
Vorbild für die Verwaltungsverfahrensgesetze der
Länder sind. Hierdurch könnte ein Beitrag zur Ver-
einheitlichung und gelegentlich vielleicht sogar über
die Grenzen des einzelnen Fachrechts hinaus ein
Beitrag zur Verfahrensbeschleunigung geleistet
werden.
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Regierungsdirektorin Anke Leue
Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung, Bonn

Erfahrungsbericht der Bundes-
regierung zum Infrastrukturpla-
nungsbeschleunigungsgesetz
(Erstinstanzliche Zuständigkeit
des Bundesverwaltungsgerichts
– BVerwG) und Perspektiven für
das Verwaltungsverfahrensrecht

I. Einleitung

Vor der Befassung mit beiden Themen selbst emp-
fiehlt sich einleitend ein Rückblick auf das am 17.
Dezember 2006 in Kraft getretene Gesetz zur Be-
schleunigung von Planungsverfahren von Infra-
strukturvorhaben (Infrastrukturplanungsbeschleuni-
gungsgesetz)1, welches ursächlich für den Bericht
der Bundesregierung ist und das als entscheidende
Weichenstellung für die Weiterentwicklung des Ver-
waltungsverfahrensrechts bezeichnet werden kann.
Mit diesem Gesetz wurde unter anderem für 85 ex-
plizit aufgelistete Infrastrukturprojektzulassungsver-
fahren – darunter 57 Straßenbauvorhaben des
Bundes – die erstinstanzliche Zuständigkeit des
Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) festgelegt.
Das BVerwG entscheidet nach § 50 Abs. 1 Nr. 5a
VwGO erstinstanzlich unter anderem über Verfah-
ren gegen Zulassungsentscheidungen nach dem
Bundesfernstraßengesetz (FStrG)2. § 17e Abs. 1
FStrG weist mit seiner Anlage 57 Straßenbauvor-
haben dem BVerwG erstinstanzlich zu. 

Diese mit dem Infrastrukturplanungsbeschleuni-
gungsgesetz vorgenommene Verkürzung des ge-
richtlichen Instanzenzuges war ein Hauptanliegen
der Politik: Dieses Verfahren verkürzende Element
aus dem Verkehrswegeplanungsbeschleunigungs-
gesetz3, das im Wesentlichen nur für die neuen
Bundesländer galt und durch das Infrastrukturpla-
nungsbeschleunigungsgesetz abgelöst wurde, soll-
te auf das gesamte Bundesgebiet ausgedehnt wer-
den. Der Gesetzgeber sah in dieser Maßnahme die
Möglichkeit zu einer Verfahrensbeschleunigung
von bis zu 1/2 Jahren im Vergleich zur vorher gel-
tenden Rechtslage. Begründet wurde diese be-
schleunigende Wirkung mit dem Wegfall des Risi-

kos des Revisionsverfahrens,4 das in der Regel
eine Verfahrensdauer von bis zu 1 1/2 Jahren um-
fasse. Hinzu trete das entfallene Risiko, dass das
Revisionsgericht nicht in der Sache entscheide,
sondern zur weiteren Sachverhaltsaufklärung an
das Oberverwaltungsgericht (OVG) zurück verwei-
se, verbunden mit der Gefahr eines mehrfachen
Wechselspiels.

Dabei sollte die Verkürzung des Instanzenzuges
von vornherein projektbezogen erfolgen und nur
der Beschleunigung besonders wichtiger Verkehrs-
vorhaben dienen. Für die Straßenprojekte wurden
in § 17e Abs. 1 FStrG besondere Auswahlkriterien
festgelegt: Die Vorhaben dienen

• der Herstellung der Deutschen Einheit,

• der Einbindung der neuen Mitgliedstaaten in die
EU,

• der Verbesserung der Hinterlandanbindung der
deutschen Seehäfen,

• sie weisen einen sonstigen internationalen
Bezug auf oder

• besitzen eine besondere Funktion zur Beseiti-
gung schwerwiegender Verkehrsengpässe.

Nach Auffassung des Gesetzgebers sprechen
diese Kriterien aus sich heraus bereits für eine be-
sondere Dringlichkeit der Vorhabenverwirklichung.
Das Vorliegen bereits eines der Kriterien begründet
eine Sondersituation, die die Verkürzung des
Rechtsweges rechtfertigt.

Damit wurde per Gesetz eine Sondersituation nach
dem Vorbild der Situation nachgebildet, die der Zu-
weisung an das BVerwG durch das Verkehrswege-
planungsbeschleunigungsgesetz zugrunde lag. Zur
verfassungsrechtlichen Absicherung wurden die
Vorhaben von vornherein zahlenmäßig beschränkt
und die Auswahl zudem an folgenden weiteren
Prüfkriterien orientiert:

• Die Vorhaben sind in den „Vordringlichen Be-
darf“ des Bedarfsplans (Anlage zu § 1 Abs. 1
Satz 2 Fernstraßenausbaugesetz) eingestuft;
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einzelne Maßnahmen des „Weiteren Bedarfs“
wurden aufgenommen, um einen sinnvollen Lü-
ckenschluss zu gewährleisten,

• die Vorhaben sind weder bestandskräftig plan-
festgestellt, noch gerichtsanhängig, noch im
Bau,

• zu den Vorhaben sind Widerstände bzw. Klagen
tatsächlich zu erwarten,

• die Vorhaben haben das Stadium reiner Vorpla-
nung bereits überschritten,

• bei dem Vorhaben handelt es sich nicht um
reine Einzelmaßnahmen, sondern um Strecken-
züge,

• Vorhaben, die unter die Übergangsregelung des
§ 12 des Verkehrswegeplanungsbeschleuni-
gungsgesetzes fallen (z. B. Antrag auf Linienbe-
stimmung vor dem 16. Dezember 2006 gestellt),
sind nicht aufgenommen, da sie bereits durch
dieses Gesetz dem BVerwG zugewiesen sind.

Nicht zuletzt um die Verkürzung des Instanzenzu-
ges verfassungsrechtlich weiter abzusichern ent-
schlossen sich Bundesrat und Bundestag zudem
zu einer ergänzenden Entschließung,5 die eine
Evaluierung der erstinstanzlichen Verfahren vor
dem BVerwG und eine Überprüfung der Auswahl-
kriterien nebst der Verkehrsprojekte sicherstellt.

Hintergrund für diese Entschließung war u. a. das
Ergebnis einer Sachverständigenanhörung,6 die im
Bundestags-Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung am 17. Mai 2006 zum Infrastrukturpla-
nungsbeschleunigungsgesetz durchgeführt wurde.
Hier war unter anderem der damalige Präsident des
BVerwG, Herr Eckart Hien, nach der Verfassungs-
mäßigkeit der vorgesehenen Zuweisung der Vorha-
ben an das BVerwG befragt worden. Herr Hien rief
unter anderem in Erinnerung, dass das BVerwG als
Bundesgericht grundsätzlich Rechtsmittelgericht
sei und ihm deshalb nur ausnahmsweise erstin-
stanzliche Zuständigkeiten übertragen werden
könnten. Die traditionell insoweit dem BVerwG erst-
instanzlich zugewiesenen Materien (§ 50 VwGO)
zeichneten sich zudem dadurch aus, dass es sich
durchweg um Verwaltungshandeln des Bundes auf
bundesrechtlicher Grundlage handele. Der Plan-
feststellungsbeschluss für Bundesfernstraßen
werde aber von einer Landesbehörde (im Rahmen
allerdings der Auftragsverwaltung) erlassen. Hier-
bei sei in vielfältiger Weise reines Landesrecht an-
zuwenden, insbesondere das Verwaltungsverfah-

rensrecht der Länder. Es entspreche nicht dem fö-
deralen Zuständigkeitsverständnis, dass ein Bun-
desgericht erst- und letztinstanzlich und verbindlich
über die Anwendung und Auslegung von Landes-
recht entscheide. Herr Hien wies aber auch darauf
hin, dass man gleichwohl die Zuständigkeit des
BVerwG nach dem Verkehrswegeplanungsbe-
schleunigungsgesetz als ausnahmsweise zulässig
habe bewerten können, weil nach der Wiederverei-
nigung in zweifacher Hinsicht eine außergewöhnli-
che Sondersituation vorgelegen habe:

• Die Verwaltungsgerichtsbarkeit sei erst im Auf-
bau begriffen gewesen und hätte kaum mit den
aufwändigen Planungsverfahren belastet wer-
den können,

• gerade im Verkehrsinfrastrukturbereich habe
zwischen Ost und West ein großer Nachholbe-
darf bestanden, der so schnell wie möglich hätte
gedeckt werden müssen.

Aus diesen Gründen habe der 4. Senat des 
BVerwG die Regelung in § 5 Abs. 1 VerkPBG als
verfassungsrechtlich unbedenklich angesehen,7 so
Hien weiter. Für reine „Westvorhaben“ seien diese
Gründe hingegen nicht anführbar. Auch die Verkür-
zung des gerichtlichen Verfahrens könne als Grund
allein nicht herangezogen werden, weil dies für na-
hezu alle Materien gelte, die in die Zuständigkeit
der Verwaltungsgerichtsbarkeit fallen, jedenfalls für
solche, die auch mit Investitionsmaßnahmen und
damit dem „Standort Deutschland“ verbunden
seien.

Abschließend bewertete Herr Hien die Begründung
des Gesetzgebers, die „namentlich“ aufgeführten
konkreten Verkehrsvorhaben seien von einer so
herausragenden verkehrspolitischen Bedeutung,
dass ihre zügige Realisierung die ausnahmsweise
Zuständigkeit des BVerwG erfordere, als geeignet,
„sachlich einleuchtende Gründe“ für die Zuständig-
keit des BVerwG zu benennen und damit das ver-
fassungsrechtliche Risiko zu reduzieren.

Bundestag und Bundesrat hielten es angesichts
dieser Ausführungen für geboten, die „geeignete“
Begründung des Gesetzgebers durch eine zusätzli-
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che Entschließung abzusichern und das bereits re-
duzierte Risiko sicher auszuschließen.

Im Rahmen der Beratungen zum Infrastrukturpla-
nungsbeschleunigungsgesetz waren sich Bundes-
rat und Bundestag zudem einig, dass die beschleu-
nigenden Maßgaben des Infrastrukturplanungsbe-
schleunigungsgesetzes weiteren Projektzulas-
sungsverfahren zugute kommen sollten. Das Infra-
strukturplanungsbeschleunigungsgesetz stand
aber unter dem politischen Druck des bevorstehen-
den Auslaufens des Verkehrswegeplanungsbe-
schleunigungsgesetzes zum Ende des Jahres 2006
(das Gesetz war entsprechend befristet). Wegen
des engen Zeithorizonts und zwecks Gewährleis-
tung eines politisch gewollten lückenlosen Über-
gangs wurde dieses Ziel zunächst nicht gesetzge-
berisch weiter verfolgt. Zur Sicherstellung des Ge-
wollten trat an seine Stelle aber eine weitere Ent-
schließung von Bundesrat und Bundestag.

II. Entschließung zum Erfahrungsbe-
richt der Bundesregierung

Vor dem Hintergrund der Ergebnisse der Sachver-
ständigenanhörung hielt der Gesetzgeber es für ge-
boten, die Zuweisung der 85 explizit aufgeführten
Verkehrsvorhaben an das BVerwG in erster Instanz
durch eine zusätzliche Entschließung8 mit folgen-
dem Wortlaut verfassungskonform abzusichern:

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest:

1. Das BVerwG ist ein Rechtsmittelgericht, aus-
nahmsweise können ihm aber erstinstanzliche
Zuständigkeiten übertragen werden. Die durch §
50 VwGO erstinstanzlich zugewiesenen Materi-
en zeichnen sich dadurch aus, dass es sich um
ein Verwaltungshandeln des Bundes auf bun-
desrechtlicher Grundlage handelt. Davon unter-
schied sich bereits bisher die erstinstanzliche
Zuständigkeit des BVerwG nach § 5 Abs. 1 des
Verkehrswegeplanungsbeschleunigungsgeset-
zes. Der Planfeststellungsbeschluss für Bun-
desfernstraßen wird von einer Landesbehörde
erlassen. Die Landesbehörden werden zwar im
Rahmen der Bundesauftragsverwaltung tätig
(Art. 90 Abs. 2 GG), die Länder verwalten dabei
aber die Bundesfernstraßen eigenverantwortlich

im eigenen Namen. Sie erfüllen zwar Bundes-
aufgaben, tun dies aber aus eigener Verwal-
tungskompetenz. Auch im Verhältnis zum Bund
ist die Auftragsverwaltung Landesverwaltung.
Bei der Aufgabenerfüllung ist vielfach auch Lan-
desrecht anzuwenden. Gleichwohl wird die Zu-
ständigkeit des BVerwG nach dem Verkehrswe-
geplanungsbeschleunigungsgesetz unter Hin-
weis auf die bestehende Sondersituation nach
der Wiedervereinigung, im Verkehrsinfrastruk-
turbereich bestand zwischen Ost und West
unter anderem ein großer Nachholbedarf, der so
schnell als möglich gedeckt werden sollte, als
verfassungsrechtlich unbedenklich angesehen.

2. Der Bund hat gute Erfahrungen mit der Verkür-
zung des Instanzenweges in den neuen Län-
dern gemacht. Dort betreut die DEGES (Deut-
sche Einheit Fernstraßenplanungs- und -bau
GmbH) rund 1.200 km der straßenseitigen Ver-
kehrsprojekte Deutsche Einheit (VDE). Nach
ihren Erkenntnissen sind gegen erlassene Plan-
feststellungsbeschlüsse bzw. Plangenehmigun-
gen rund 160 Klagen und Anträge auf Anord-
nung der aufschiebenden Wirkung vor dem
Bundesverwaltungsgericht anhängig gemacht
worden. Rund 150 davon konnten bereits mit
einer durchschnittlichen Dauer der Klageverfah-
ren von 10 Monaten und der Antragsverfahren
von 7 Monaten abgeschlossen werden. Die
kurze Verfahrensdauer war ein wesentlicher
Grund für eine rasche Fertigstellung z. B. des
VDE-Projekts A 14 Halle – Magdeburg in nur 10
Jahren und des VDE-Projekts A 20 Lübeck –
Stettin in nur 13 Jahren.

3. Die Konzentration der gerichtlichen Überprüfung
auf das BVerwG für Verkehrsvorhaben lässt sich
jedoch nicht allein mit der Verkürzung des Zeit-
raums der gerichtlichen Überprüfung begrün-
den. Denn eine Verfahrensbeschleunigung
käme vielen mit Investitionsmaßnahmen ver-
bundenen und damit vergleichbaren Materien
zugute, die in die Zuständigkeit der Verwal-
tungsgerichtsbarkeit fallen. Hinzutreten muss
das Vorhandensein einer Sondersituation, wel-
che die Zuweisung ausnahmsweise rechtfertigt.

4. Eine solche Sondersituation liegt der Zuweisung
durch das Infrastrukturplanungsbeschleuni-
gungsgesetz zugrunde. Dieses Gesetz begrenzt
die Zuständigkeit des BVerwG zunächst auf den
Bereich einzelner Verkehrsvorhaben der Berei-
che Straße, Schiene und Wasserstraße sowie
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Betriebsanlagen einer Magnetschwebebahn.
Die Zuweisung erfolgt damit von vornherein pro-
jektbezogen, also zeitlich und sachlich begrenzt.
Hinzu kommt die Festschreibung von Auswahl-
kriterien, welche alle ausgewählten Verkehrs-
vorhaben zu erfüllen haben. Zudem zeichnen
sich z. B. die namentlich genannten Fern-
straßenvorhaben durch ihre Einstufung in die
Dringlichkeitsstufe „Vordringlicher Bedarf (VB)“
des geltenden Bedarfsplans für die Bundesfern-
straßen aus (Abweichungen sind allein aus
Gründen des Lückenschlusses aufgenommen
worden). Nach diesen Kriterien wird deutlich,
dass die Verwirklichung der namentlich genann-
ten Verkehrsvorhaben besonders eilbedürftig
ist. Diese besondere Eilbedürftigkeit rechtfertigt
die ausnahmsweise Zuständigkeit des BVerwG.

5. Dem Gesetzgeber kommt bei der Einschätzung,
welche Verkehrsvorhaben besonders eilbedürf-
tig sind, eine weite Einschätzungsprärogative
zu, zumal das Infrastrukturplanungsbeschleuni-
gungsgesetz das Verkehrswegeplanungsbe-
schleunigungsgesetz ablöst. Die Vorhabenaus-
wahl ist eine Momentaufnahme. Aus heutiger
Sicht hält der Gesetzgeber die genannten Vor-
haben für herausragend. Ihre Verwirklichung
duldet keinen Aufschub. Diese Einschätzung
des Gesetzgebers kann sich mit fortschreiten-
dem Zeitablauf und veränderten Rahmenbedin-
gungen natürlich ebenfalls ändern (unvorher-
sehbarer Verkehrsmehr- oder -minderbedarf
etc.). Auch lässt sich nicht abschätzen, ob alle
oder wie viele der Verkehrsvorhaben tatsächlich
beklagt werden. Zudem verringert sich mit der
Verwirklichung eines jeden Vorhabens die
Wahrscheinlichkeit etwaiger Bundesverwal-
tungsgerichtsverfahren.

6. Die ausnahmsweise Zuweisung der Vorhaben
an das BVerwG lässt sich verfassungsrechtlich
absichern mit einer Überprüfung der Festlegung
der Auswahlkriterien und der Auswahl der Pro-
jekte nach einem gewissen Zeitraum. Hier kann
das Vorliegen der Sondersituation dann be-
stätigt werden.

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundes-
regierung daher auf:

1. Die Bundesregierung legt dem deutschen Bun-
destag nach 2 Jahren einen Erfahrungsbericht
über die Handhabung der erstinstanzlichen Ver-
fahren vor.

2. Die Bundesregierung überprüft die Aktualität der
Voraussetzungen für die Zuweisung der ausge-
wählten Verkehrsvorhaben an das Bundesver-
waltungsgericht im Zuge der Fortschreibung des
Bundesverkehrswegeplanes mit seinen Ausbau-
gesetzen, damit der Deutsche Bundestag über
den Fortbestand bzw. die Weiterentwicklung des
Kriterienkataloges und der Vorhabenliste befin-
den kann.

Begründung

Das BVerwG soll künftig für besonders wichtige
Verkehrsvorhaben in erster und letzter Instanz zu-
ständig sein. Die Verkürzung des Instanzenweges
wird für solche Projekte genutzt, die keinen Auf-
schub dulden. Dies sind Projekte zur Herstellung
der Deutschen Einheit, Hinterlandanbindung der
deutschen Seehäfen, Vorhaben mit internationalem
Bezug (EU-Erweiterung) oder zur Beseitigung gra-
vierender Verkehrsengpässe. Von dieser Maßnah-
me wird ein Beschleunigungseffekt von ca. 1 bis 
1 1/2 Jahren erwartet. Zur Vermeidung einer Stau-
gefahr bietet sich an, die Verkehrsträger von vorn-
herein getrennt verschiedenen Senaten zuzuwei-
sen.

Um verfassungsrechtlichen Bedenken von vornhe-
rein zu begegnen, ist es angezeigt, die ausnahms-
weise Zuweisung im Nachhinein überprüfen zu las-
sen.

Zwischenzeitlich hat das BVerwG in einer Entschei-
dung vom 9. Juli 2008 in der Verwaltungsstreitsa-
che zum Bau der Autobahn-Nordumgehung von
Bad Oeynhausen diese ausnahmsweise Zuwei-
sung der Vorhaben an das BVerwG auch unter
Hinweis auf diese Entschließung für rechtmäßig er-
achtet.9

III. Bericht der Bundesregierung

Der seitens der Bundesregierung vorgelegte Be-
richt10 wertet in Erfüllung der Nummer 1 dieser Ent-
schließung den Zeitraum 17. Dezember 2006 bis
26. Januar 2009 aus. Gegenstand des Berichts ist
damit ausschließlich die Darstellung der Erfahrun-
gen mit der Handhabung der erstinstanzlichen Zu-
ständigkeit des BVerwG bei Verfahren gegen die
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Zulassung der explizit aufgeführten Infrastruktur-
vorhaben. Der Bericht dient der Unterrichtung von
Bundestag und Bundesrat über die beschleunigen-
de Wirkung der Verkürzung und die Handhabung
der Gerichtsverfahren. Ob, inwieweit und wann der
Bundesverkehrswegeplan fortgeschrieben wird und
es damit in Erfüllung der Nummer 2 der Ent-
schließung auch zu einer Überprüfung der Aus-
wahlkriterien und der Vorhabenliste kommt, kann
zum jetzigen Zeitpunkt nicht beantwortet werden.

Verfahrensfakten

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung und das Bundesministerium der Justiz
haben neben dem BVerwG z. B. mehr als 120 un-
terschiedliche Interessenverbände, die obersten
Straßenbaubehörden und die DEGES angeschrie-
ben, um Informationen zur Handhabung der Ver-
fahren zu erhalten.

Im Berichtszeitraum waren nach Angaben des
BVerwG gegen insgesamt 20 Verkehrsprojekte, die
durch das Infrastrukturplanungsbeschleunigungs-
gesetz dem BVerwG zugewiesen sind, darunter
auch Eisenbahn- bzw. Wasserstraßenprojekte, ins-
gesamt 49 Klagen und 23 Verfahren des vorläufi-
gen Rechtsschutzes beim BVerwG anhängig. Die
größte Zahl an Verfahren fiel dabei auf den Bereich
Bundesfernstraßen zurück (ca. 9/10). Die anhängi-
gen Verfahren, von denen viele noch nicht abge-
schlossen waren, betrafen größtenteils Planfest-
stellungsbeschlüsse, die jeweils nur Teilabschnitte
der im Gesetz aufgeführten Verkehrsvorhaben zum
Gegenstand haben. Die nach dem Infrastrukturpla-
nungsbeschleunigungsgesetz zugewiesenen an-
hängigen Verfahren stellten dabei nicht die alleinige
Belastung des BVerwG mit erstinstanzlichen Ver-
fahren über Verkehrsvorhaben dar. Hinzu kamen
Verfahren nach dem Verkehrswegeplanungsbe-
schleunigungsgesetz, deren Anzahl im Berichts-
zeitraum die der Verfahren nach dem Infrastruktur-
planungsbeschleunigungsgesetz noch übertroffen
hat.

Beim BVerwG sind aufgeteilt nach Verkehrswegen
unterschiedliche Senate mit den Gerichtsverfahren
befasst. Die durchschnittliche Dauer erstinstanzli-
cher Verfahren beträgt 7 Monate. Bei umfangrei-
chen Sachverhalten können bis zu 24 Monate er-
reicht werden. Ein Vergleich zur vorherigen Rechts-
lage ergab: Nichtzulassungsbeschwerden dersel-
ben Sachgebiete dauerten im Durchschnitt 6-9 Mo-
nate, Revisionsverfahren unter 12 Monate.

Verfahren bei den Bundesfernstraßen

Dem Bericht lagen Gerichtsverfahren zu folgenden
Strecken zugrunde:

A11 4 Düren – Kerpen,
4 Klagen, 1 Verfahren auf Gewährung vor-
läufigen Rechtsschutzes, letzteres durch
Beschluss erledigt.

A 8 Mühlhausen – Ulm, 
2 Klagen.

A 20 Stade (A 26) Geschendorf, 
1 Klage.

A 30 Löhne – Rehme, 
4 Klagen und 1 Verfahren auf Gewährung
vorläufigen Rechtsschutzes; 2 Klagen wur-
den zurückgenommen, 1 Klage durch Urteil
und 1 Klage durch Vergleich erledigt; das
Verfahren auf Gewährung vorläufigen
Rechtsschutzes wurde für erledigt erklärt.

A 33 Bielefeld/Brackwede – Borgholzhausen, 
2 Klagen und 2 Verfahren auf Gewährung
vorläufigen Rechtsschutzes, letztere wur-
den für erledigt erklärt.

A 44 Bochum (L 705) – Kreuz Bochum/Witten 
(A 43), 
1 Klage und 1 Verfahren auf Gewährung
vorläufigen Rechtsschutzes.

A 44 Ratingen (A 3) – Velbert, 
11 Klagen und 7 Verfahren auf Gewährung
vorläufigen Rechtsschutzes, letzte wurden
für erledigt erklärt.

A 49 Bischhausen – A 5 Schwalmstadt,
3 Klagen und 2 Verfahren auf Gewährung
vorläufigen Rechtsschutzes; davon 1 Klage
zurückgenommen 1 Verfahren auf Ge-
währung vorläufigen Rechtsschutzes durch
Beschluss erledigt.

A 57 Neuss-West (A 46) – Kaarst (A 52), 
1 Klage; durch Vergleich erledigt.

A 61 Grenze Königreich NL/D-Kaldenkirchen, 
2 Klagen und 2 Verfahren auf Gewährung
vorläufigen Rechtsschutzes.

A 281 Eckverbindung Bremen, 
2 Klagen; davon ist 1 Klage durch Urteil er-
ledigt, die andere Klage wurde zurückge-
nommen.
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B12 95 OU Thum, 
1 Klage.

B 107/A 4 Südverbund Chemnitz,
1 Klage und 1 Verfahren auf Ge-
währung vorläufigen Rechtsschutzes.

B 180 Aschersleben – Quenstedt, 
zur B 180: 1 Klage und 1 Verfahren auf
Gewährung vorläufigen Rechts-
schutzes; sowohl die Klage als auch
das Verfahren auf Gewährung vorläu-
figen Rechtsschutzes sind inzwischen
für erledigt erklärt.

Stellungnahmen

Es verwundert doch sehr, dass, obwohl eine relativ
große Anzahl von Verbänden angeschrieben
wurde, kaum ein Verband die Gelegenheit zur Stel-
lungnahme wahrnahm. Hinzu kam, dass die Aussa-
gekraft mancher der eingegangenen Stellungnah-
men sehr gering war.

An aussagekräftigen Stellungnahmen bleiben fol-
gende festzuhalten:

Das BVerwG beklagte die enorme Belastung der
Berichterstatter und Senate bei den erstinstanzli-
chen Verfahren. Sie sei dort ungleich stärker als in
Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde oder in
Revisionssachen. Der Grund liege im hohen Auf-
wand für die Tatsachenermittlung vor allem auch in-
folge der enormen Vorgaben des europäischen Ha-
bitat- und Artenschutzrechts. Zudem führe die Mög-
lichkeit der Umweltvereinsklage zu Mehrverfahren.
Wolle man dem begegnen, käme allenfalls eine
Verteilung der Zuständigkeiten auf weitere Senate
in Betracht, was die notwendige Einheitlichkeit der
Rechtsprechung gefährden, zumindest erheblichen
Koordinierungsbedarf auslösen dürfte. Zum Teil
habe wegen des enormen Umfangs der Akten
daher neues nichtrichterliches Personal eingestellt
werden müssen.

Das BVerwG wies zudem darauf hin, dass Revi-
sionsverfahren besser zur Lösung von Rechtsfra-
gen geeignet seien. Dies betreffe vor allem auch
die öffentliche Wahrnehmung. Die Rechtssätze des
BVerwG drohten angesichts der Tatsachenaus-
führungen nunmehr ihre bisherige Bedeutung zu
verlieren.

Darüber hinaus habe sich die gesetzliche Anord-
nung der sofortigen Vollziehbarkeit der Planfeststel-
lungsbeschlüsse neben der Festlegung der erstin-
stanzlichen Zuständigkeit des BVerwG für das
Hauptsacheverfahren nicht bewährt, weil diese den
Zwang für die Antragsteller auslöse, sofort einen
fristgebundenen Antrag auf Anordnung der auf-
schiebenden Wirkung zu stellen. Dies führe
zwangsläufig zu einer Doppelbefassung des Ge-
richts mit dem Streitgegenstand. Wegen der zuneh-
mend komplexer werdenden Fragen im Eilverfah-
ren sei eine verlässliche Prüfung der Erfolgsaus-
sichten der Klage grundsätzlich nicht mehr möglich.
Die Senate sähen sich daher häufig zu einer reinen
Folgenabwägung mit dem Ergebnis der Ausset-
zung der sofortigen Vollziehbarkeit veranlasst. Die
Regelung binde daher unnötig Arbeitskapazität,
verzögere die Befassung mit der Hauptsache und
führe nur in Ausnahmefällen zu frühzeitigem Bau-
recht.

Das BVerwG empfahl daher, auf die gesetzliche An-
ordnung der sofortigen Vollziehbarkeit des Plan-
feststellungsbeschlusses zu verzichten.

Die Bundesrechtsanwaltskammer lobte im Wesent-
lichen die zügige Arbeitsweise des BVerwG.

Die obersten Straßenbaubehörden der Länder
Sachsen-Anhalt, Brandenburg, Berlin und Thürin-
gen stellten die stringente Prozessführung des
BVerwG bei Verfahren nach dem Verkehrswegepla-
nungsbeschleunigungsgesetz heraus. Ostdeutsche
Oberverwaltungsgerichte verfügten über keine ver-
gleichbaren Erfahrungen mit der befürchteten
Folge erheblicher Verfahrensverzögerungen infolge
des Außerkrafttretens des Verkehrswegeplanungs-
beschleunigungsgesetzes.

Die DEGES verwies auf eine zu verzeichnende
Verlängerung der Klageverfahren nach dem Ver-
kehrswegeplanungsbeschleunigungsgesetz seit
dem Jahr 2006. Die Zunahme der Dauer sei we-
sentlich auf das europäische Naturschutzrecht, mit
dem das Tatsachenmaterial enorm angewachsen
sei, zurückzuführen. Als Vorteil der erstinstanzli-
chen Zuständigkeit des BVerwG verbleibe daher
„nur noch“ der Nutzen des Wegfalls der Revisions-
instanz.

Der Naturschutzbund Deutschland bemerkte, dass
das BVerwG an die Stellungnahmen der Natur-
schutzverbände angesichts begrenzter zeitlicher
und fachlicher Kapazitäten des Ehrenamtes zu
hohe Anforderungen stelle.
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Der Mehrzahl der eingegangenen Stellungnahmen
war zudem der Hinweis darauf zu entnehmen, dass
der Evaluationszeitraum zu kurz bemessen sei.

Angesichts der eingegangenen Stellungnahmen
kommt der Bericht der Bundesregierung zu den
Schlussfolgerungen, dass kein einheitliches Bild
zur Handhabung der erstinstanzlichen Verfahren
vor dem BVerwG vorliegt und noch keine belastba-
ren Aussagen möglich sind. Deshalb teilt die Bun-
desregierung die Auffassung, dass die Evaluation
zu einem späteren Zeitpunkt wiederholt werden
sollte.

III. Entschließung zur Weiterentwick-
lung des Verwaltungsverfahrens-
rechts

Wie bereits einleitend ausgeführt, waren sich Bun-
desrat und Bundestag zudem einig, dass die be-
schleunigenden Maßgaben des Infrastrukturpla-
nungsbeschleunigungsgesetzes weiteren Projekt-
zulassungsverfahren zugute kommen sollten. Von
Bundesrat und Bundestag wurde dazu folgende
Entschließung13 gefasst:

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest:

1. Der Gesetzentwurf der Bundesregierung zur
Vereinfachung der Planungsverfahren von Infra-
strukturvorhaben ist wegweisend für den Stan-
dort Deutschland mit allen positiven Auswirkun-
gen für Wachstum und Beschäftigung. Die Pla-
nung von Infrastrukturprojekten wird effizienter,
transparenter und schneller. Höhere Planungs-
sicherheit, beschleunigte Entscheidungsprozes-
se und mehr Effizienz sind auch entscheidende
Kriterien für private Investoren, um Kapital zur
Verfügung zu stellen. Dies gilt insbesondere für
den Infrastrukturbereich, gilt aber auch über ihn
hinaus. Der Deutsche Bundestag begrüßt daher,
dass der Gesetzentwurf neben den Planungs-
verfahren für Verkehrsprojekte auch die Zulas-
sungsverfahren für Energieversorgungsleitun-
gen einbezieht.

2. Das Gesetz ist für die Verbesserung der Investi-
tionsbedingungen am Standort Deutschland ins-
gesamt wichtig. Verbesserte Zulassungsverfah-

ren ermöglichen den effizienten Einsatz vorhan-
dener Finanzierungsmittel, den Gewinn neuen
Kapitals und verbessern die Standortbedingun-
gen in Deutschland.

3. Die Praxis erwartet eine möglichst einheitliche
Regelung des Zulassungsrechts über die ein-
zelnen Fachmaterien hinweg. Jede weitere
Zersplitterung des Planfeststellungsrechts er-
höht die Komplexität der Regelungen, macht
die Regelungen für die Anwender schwerer
verständlich und handhabbar und erhöht ihre
Fehleranfälligkeit verbunden mit der Gefahr
von Verzögerungen im Verfahrensablauf. Zu-
gleich hätte eine Verankerung des Beschleuni-
gungsgedankens im allgemeinen Verfahrens-
recht den Vorteil, dass nach diesem Vorbild
auch einfacher die landesrechtlichen allgemei-
nen Verfahrensregelungen angepasst werden
könnten. Änderungen in einer Vielzahl der lan-
desrechtlichen Fachplanungsregelungen wä-
ren so entbehrlich.

4. Der Bund verfügt allerdings nicht bei allen Zu-
lassungsverfahren über die notwendige Gesetz-
gebungszuständigkeit. Um eine flächendecken-
de Änderung der Zulassungsverfahren zu ge-
währleisten, reicht eine Änderung des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes (VwVfG) des Bundes
nicht aus. Vielfach erfolgen die Planungen durch
Landesbehörden. Damit kommen die Länder-
verwaltungsgesetze zur Anwendung. Ange-
sichts des zu dem Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung mittlerweile erreichten Verfahrensstan-
des wird deshalb die Änderung der Fachpla-
nungsgesetze anstelle einer Änderung des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes des Bundes der-
zeit noch für vertretbar gehalten. Bund und Län-
der haben sich zudem darauf verständigt, das
Verwaltungsverfahrensgesetz des Bundes stets
im Zusammenspiel mit der Änderung der Ver-
waltungsverfahrensgesetze der Länder zu än-
dern. Dafür notwendig werdende 17 Gesetzge-
bungsverfahren lassen sich jedoch kurzfristig
nicht bewerkstelligen.

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundes-
regierung daher auf:

1. Die beschleunigenden Maßgaben des Gesetz-
entwurfs sind auf den gesamten Anwendungs-
bereich der Planfeststellungsverfahren auszu-
dehnen und im Verwaltungsverfahrensgesetz
(VwVfG) des Bundes sowie der Länder sobald
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wie möglich in einem gesonderten Gesetzge-
bungsverfahren zu verankern.

2. Soweit einzelne Bereiche von den Änderungen
nachvollziehbar und begründet nicht betroffen
sein sollen, sind entsprechende Ausnahmerege-
lungen an geeigneter Stelle zu treffen.

3. Die Bundesregierung soll sich bei den Ländern
für eine entsprechende Umsetzung in den Ver-
waltungsverfahrensgesetzen der Länder einset-
zen.

Begründung

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung führt zu
Änderungen der Fachplanungsgesetze Allgemei-
nes Eisenbahngesetz (AEG), Bundesfernstraßen-
gesetz (FStrG), Bundeswasserstraßengesetz (Wa-
StrG), Luftverkehrsgesetz (LuftVG), Magnetschwe-
bebahnplanungsgesetz (MBPlG) und Energiewirt-
schaftsgesetz (EnWG). Andere Regelungsbereiche
wie die Bauzulassung von Abfalldeponien, der Aus-
bau von Gewässern oder die Anlage von Rohrlei-
tungen bleiben derzeit ausgespart. Bei den nicht
von den beschleunigenden Maßgaben betroffenen
Bereichen handelt es sich teilweise um Vorhaben
von großer wirtschaftlicher Bedeutung (z. B. Erwei-
terung des Airbus-Werkes in Finkenwerder), teil-
weise um kleinere Vorhaben. Zur weiteren Verbes-
serung der Standortbedindungen in Deutschland ist
es sinnvoll, alle Zulassungsverfahren – soweit mög-
lich – von den beschleunigenden Maßgaben profi-
tieren zu lassen. Eine gleichlautende Änderung der
allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetze des
Bundes und der Länder hilft zudem, Rechtszersplit-
terungen und Anwendungsfehler zu vermeiden.
Weil Zulassungsverfahren nicht ausschließlich
durch Bundesbehörden durchgeführt werden, müs-
sen neben dem Verwaltungsverfahrensgesetz des
Bundes auch die Landesverwaltungsverfahrensge-
setze gleichlautend geändert werden.

IV. Verfahrensstand zur Novellierung
des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes

Die Änderung der Verwaltungsverfahrensgesetze
des Bundes und der Länder ist als Simultangesetz-
gebung angedacht. Es wurde dazu eine Bund-Län-
der-Arbeitsgruppe eingesetzt. Sie erarbeitete Än-
derungsvorschläge, welche im Wesentlichen be-
reits die Zustimmung der Konferenz der Verwal-

tungsverfahrensrechtsreferentinnen und -referen-
ten des Bundes und der Länder Ende August 2007
erhielt. Die Änderungsvorschläge wurden auch be-
reits mit der Bund-Länder-Expertengruppe Plan-
feststellung und Umweltschutz beraten, die als der
wesentliche Ideengeber für die beschleunigenden
Maßgaben des Infrastrukturplanungsbeschleuni-
gungsgesetzes bezeichnet werden kann. Bislang
liegen jedoch noch keine Referentenentwürfe vor.
Bilaterale Gespräche seitens des Bundesministe-
riums des Innern mit den für das Infrastrukturpla-
nungsbeschleunigungsgesetz federführend zustän-
digen Ressorts Bundesministerium für Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung und Bundesministerium
für Wirtschaft wurden aber bereits geführt.

Es ist zu erwarten, dass der ganz überwiegende
Teil der mit dem Infrastrukturplanungsbeschleuni-
gungsgesetz im Fachrecht eingeführten Maßgabe-
vorschriften in die allgemeinen Vorschriften des
Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) zu den
Planfeststellungsverfahren übernommen werden
wird. Das Anliegen, das VwVfG als die allgemeine
Kodifikation des Verfahrensrechts zu stärken und
abweichendes Sonderverfahrensrecht möglichst zu
vermeiden, soll zudem durch Streichung der Maß-
gabevorschriften in den betroffenen Fachgesetzen
erfolgen. So lassen sich unnötige Doppelregelun-
gen vermeiden.

An konkreten Überführungsinhalten sind folgende
zu nennen:

• die Einschränkung der Behördenpräklusion
nach § 17a Nr. 7 Satz 4 FStrG und

• die Fakultativstellung des Erörterungstermins
nach § 17a Nr. 5 Satz 1 FStrG.

In diesem Zusammenhang sollen zudem zwingen-
de Fristen für den Abschluss der Erörterung vorge-
schrieben und die Abgabe von Stellungnahmen
durch die Anhörungsbehörde nach § 17a Nr. 5 S. 2
ff. FStrG als Appellfunktion befristet werden, dies
ohne zusätzliche Festlegung von Sanktionen.

Damit sollen künftig Stellungnahmen der Behörden,
die nach Ablauf der Frist des § 73 Abs. 3a S. 1
VwVfG eingehen, auch noch nach Fristablauf
berücksichtigt werden können. Sie sind stets zu
berücksichtigen, wenn später von einer Behörde
vorgebrachte öffentliche Belange der Planfeststel-
lungsbehörde auch ohne ihr Vorbringen bekannt
sind oder hätten bekannt sein müssen oder für die
Rechtmäßigkeit der Entscheidung von Bedeutung
sind, was dem Umstand der Rechtmäßigkeit der
Verwaltung Rechnung trägt.
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Es bleibt dabei: Die Anhörungsbehörde soll künftig
weiterhin auf eine Erörterung verzichten können.
Das Verfahrensinstrument Erörterung wird nicht in-
frage gestellt. Die Behörde kann z. B. verzichten,
wenn absehbar ist, dass der Erörterungstermin
seine Funktion nicht erfüllen kann und dies nur zu
einer Verfahrensverzögerung führen würde. Sinn
der Erörterung bleibt weiterhin die konzentrierte Be-
fassung mit Einwendungen. Findet eine Erörterung
statt, so hat die Anhörungsbehörde die Erörterung
innerhalb von 3 Monaten nach Ablauf der Einwen-
dungsfrist abzuschließen. Die Anhörungsbehörde
gibt ihre Stellungnahme innerhalb eines Monats
nach Abschluss der Erörterung ab und leitet sie in-
nerhalb dieser Frist mit dem Plan, den Stellungnah-
men der Behörden, den Stellungnahmen der Verei-
nigungen und den nicht erledigten Einwendungen
der Planfeststellungsbehörde zu. Findet keine Erör-
terung statt, so hat die Anhörungsbehörde ihre Stel-
lungnahme innerhalb von 6 Wochen nach Ablauf
der Einwendungsfrist abzugeben und zusammen
mit den sonstigen aufgeführten Unterlagen der
Planfeststellungsbehörde zuzuleiten.

Weitere Überführungsinhalte sind

• die Zulassung der Plangenehmigung

- für Fälle der nur unwesentlichen Beeinträch-
tigung der Rechte anderer nach § 17 Nr. 2,
Nr. 4 FStrG

- bei nicht UVP-pflichtigen Vorhaben nach §
17 Nr. 1 FStrG,

• die Beteiligung von Natur- und Umweltschutz-
vereinigungen nach § 17a Nr. 2, 3, 7 FStrG,

• die Ausdehnung der Heilungsmöglichkeit bei
Mängeln der Abwägung auch auf Verfahrens-
und Formfehler und Klarstellung der Anwend-
barkeit der allgemeinen Vorschriften über die
Heilung und die Folgen von Verfahrens- und
Formfehlern nach § 17e Abs. 6 FStrG.

Fälle nur unwesentlicher Beeinträchtigung liegen 
z. B. vor bei nur vorübergehender Inanspruchnah-
me unbedeutender Grundstücksteile im Rahmen
einer Straßenbaumaßnahme etwa als Logis-
tikfläche oder der Behinderung einer Grundstücks-
zufahrt, wenn andere Zufahrtsmöglichkeiten ohne
großen Aufwand genutzt werden können.

Die Verfahrensbeteiligung der Natur- und Umwelt-
schutzvereinigungen soll allerdings allgemeiner for-
muliert werden.

Als nicht übernahmefähig wurde hingegen Folgen-
des bezeichnet:

• die Verlängerung der Plangeltung auf 10 Jahre
mit Verlängerungsmöglichkeit um weitere 5
Jahre.

Begründet wurde dies damit, dass eine derartige
Verlängerung allenfalls für Großvorhaben wie Infra-
strukturvorhaben des Bundes haushaltspolitisch
und wirtschaftlich eine Berechtigung erfahre. Im
Übrigen seien derartige Fristen für Betroffene unzu-
mutbar.

Das Bundesministerium des Innern hat sich zudem
für eine Streichung folgender Maßgaben im Fach-
recht ausgesprochen:

• Beschränkung der Pflicht zur Planauslegung auf
Gemeinden, in denen sich das Vorhaben vo-
raussichtlich auswirkt, weil es Aufgabe der Ver-
waltung sei, anhand objektivierbarer Kriterien zu
prognostizieren, in welchen Gemeinden sich
das Vorhaben auswirken wird.

• Beschränkung der Benachrichtigungspflicht ge-
genüber Ausmärkern auf solche mit bekanntem
Aufenthalt; d. h. Einschränkung der Aufenthalts-
ermittlung, weil die Behörden sich nicht darauf
berufen könnten, dass der Aufenthalt eines Aus-
märkers nicht bekannt gewesen sei, wenn sie
unter Zuhilfenahme erreichbarer Informations-
quellen den Aufenthalt hätten feststellen kön-
nen. Die Auswertung verfügbarer Unterlagen
und Register sei zwingend. Die Ermittlung sei in
der Regel mit Grundbuch, Steuerlisten und
Daten der Einwohnermeldeämter binnen einer
Woche möglich.

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung hat sich indes bereits für die Beibehal-
tung des Wortes „voraussichtlich“ ausgesprochen,
weil jeder Prognose eine Unsicherheit anhafte,
zudem seien die Infrastrukturvorhaben des Bundes
von erheblichem Umfang.

Auch die Erweiterung der Benachrichtigungs-
pflichten wurde wegen der enormen räumlichen
Ausdehnung von Infrastrukturvorhaben des Bun-
des abgelehnt. Die Ermittlung nicht ortsansässiger
unbekannter Betroffener sei mit einem erheblichen
Aufwand verbunden. Die Unverhältnismäßigkeit
des Aufwandes müsste die Behörde bei Strei-
chung im Streitfall beweisen, was ihr nicht zuzu-
muten sei.
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Schlussendlich ist noch darauf hinzuweisen, dass
die Einführung einer obligatorischen Rechtsbe-
helfsbelehrung in § 37 Abs. 6 (neu) VwVfG ein-
schließlich einer Definition ihrer Bestandteile ge-
plant ist. Zu prüfen blieb insoweit bislang noch die
Frage nach etwaigen Rechtsfolgen bei Fehlen bzw.
Fehlern der Rechtsbehelfsbelehrung.
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VRiBVerwG Prof. Dr. Rüdiger Rubel
Leipzig

Straßenplanung und Rechts-
kontrolle im Ausland: Erkennt-
nisse der Tagung „Road Planning
in Europe“

I. Blick nach Europa

Wenn es zum deutschen Wesen gehört, Vereine zu
gründen, so kann es um den deutschen Einfluss auf
europäischer Ebene jedenfalls im Bereich der Ver-
waltungsgerichtsbarkeit nicht allzu schlecht bestellt
sein. Schon seit Jahrzehnten besteht die Vereini-
gung der Staatsräte und obersten Verwaltungsge-
richte der Europäischen Union. In jedem zweiten
Jahr hält sie am Sitz ihrer wechselnden Präsident-
schaft ein Treffen ab, bei dem – entgegen manchen
voreiligen Unterstellungen – nicht touristische Be-
lange, sondern inhaltsschwere Sachfragen von ge-
meinsamem Interesse im Vordergrund stehen. Im
Jahr 2006 widmete sich das nunmehr 20. Kolloqui-
um in Leipzig dem Thema „Straßenplanung in Euro-
pa“. Es war nicht nur im Hinblick auf die Regelungs-
regime des europäischen Umweltrechts1 für den eu-
ropäischen Blickwinkel der Vereinigung besonders
geeignet. Die Betrachtung der Praxis in den Mit-
gliedstaaten2 hat sich erwartungsgemäß vor allem
deshalb gelohnt, weil der Umgang der verschiede-
nen nationalen Rechtsordnungen mit den Sachge-
setzlichkeiten und spezifischen Problemen der Pla-
nung im Allgemeinen und der Straßenplanung im
Besonderen deutlich und der Blick für Gemeinsam-
keiten und Unterschiede der verwaltungsverfah-
rensrechtlichen und prozessualen Lösungsmodelle
eröffnet wurde. Wer über den Tellerrand des deut-
schen Straßenplanungsrechts schaut, mag sich in

manchen nationalen Einschätzungen bestätigt fin-
den, muss aber auch von lieb gewordenen Vorurtei-
len Abschied nehmen und wird nicht ohne Anregun-
gen für Regelungsänderungen bleiben.3

II. Straßenplanungsverfahren

1. Verlauf des Planungsverfahrens

In fast allen EU-Staaten hängt es von der Bedeu-
tung des Vorhabens ab, welches Planungsrechtsre-
gime Anwendung findet und welcher konkrete Ver-
fahrensablauf dadurch vorgeschrieben wird.
Grundsätzlich bestehen für überregional bedeutsa-
me Straßenbauvorhaben wie den Autobahnbau be-
sondere Regelungen, die der Komplexität, aber
auch der Dringlichkeit solcher Planungen beson-
ders Rechnung tragen. Danach gliedert sich der
Verfahrensablauf übereinstimmend in folgende
Phasen:

• übergeordnete Entwicklungsplanung,

• Genehmigungsverfahren,

• Enteignungsverfahren,

• Bauausführung.

2. Übergeordnete Entwicklungsplanung

In allen Mitgliedstaaten existiert für bedeutende
Straßenbauvorhaben eine übergeordnete, in der
Regel nationale Entwicklungsplanung, die den Be-
darf festlegt oder ein bestimmtes Terrain für das
Vorhaben reserviert. Die Formen dieser Pläne –
damit auch ihr Zustandekommen und ihre rechtli-
che Wirkung – unterscheiden sich und reichen vom
Gesetz über die ministerielle Verordnung bis zum
Verwaltungsakt.

Gemeinsam ist fast allen dieser Entwicklungspla-
nungen, dass sie unter Beteiligung von Behörden,
Sachverständigen, Regionen und z. T. auch der Öf-
fentlichkeit entstehen, für einen längeren Zeitraum
erstellt werden und lediglich eine  Grobplanung ent-
halten, deren konkrete Realisierung noch nicht ab-
sehbar ist. Allein in Italien muss auch die finanziel-
le Realisierung des Vorhabens haushaltsrechtlich
sichergestellt werden.

3. Genehmigungsverfahren

Das eigentliche Genehmigungsverfahren unterfällt
in fast allen Mitgliedstaaten in drei Abschnitte:
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1 Von ihm soll im Folgenden nicht die Rede sein.
2 Vorgegeben war ein fiktiver Fall der Planung einer Autobahn,

deren Realisierung zu einer Fülle von Betroffenheiten Dritter
und zur Beeinträchtigung europäischer Schutzgebiete führen
musste.

3 Näheres: R. RUBEL/E. SILBERMANN, Road Planning in Eu-
rope, 2006; im Internet unter http://www.juradmin.eu/
colloquia/2006/Generalbericht-deutsch.pdf; vgl. hierzu auch
E. HIEN, Rechtsschutz gegen Planungsentscheidungen im
Fernstraßenrecht – auch im europäischen Vergleich, DVBl.
2007, 393.



• Linienbestimmung,

• detaillierte Informationsgewinnung,

• abschließende Entscheidung.

Wesentliche Unterschiede zwischen den nationalen
Rechtsordnungen ergeben sich in diesem Verfah-
rensstadium aus der Form der zu treffenden Pla-
nungsentscheidung. In den meisten Staaten ergeht
die Genehmigung als Verwaltungsakt, nur in weni-
gen Staaten als Gesetz. Überwiegend handelt es
sich beim Genehmigungsverfahren nicht um ein
einziges, aus den genannten Abschnitten beste-
hendes Verwaltungsverfahren. Vielfach sind die Li-
nienbestimmung und/oder die der Phase der Infor-
mationsgewinnung zuzurechnende Umweltverträg-
lichkeitsprüfung Gegenstand eines eigenständigen
Verwaltungsverfahrens mit selbstständiger Ent-
scheidung. Darüber hinaus fallen Planungs-, An-
hörungs- und Genehmigungsbehörde in einigen
Staaten auseinander, regelmäßig handelt es sich
insoweit aber – sofern die Entscheidung nicht oh-
nehin dem nationalen Gesetzgeber obliegt – um
hochrangige, in vielen Fällen auf Ministeriumsebe-
ne oder auch interministeriell angesiedelte Behör-
den. Nur in Malta erfolgt die Planung durch eine un-
abhängige Verwaltungsbehörde. 

In der Phase der detaillierten Informationsgewin-
nung sind in allen Staaten die Daten zusammenzu-
tragen, die für eine umfassende Bewertung des
Projekts (insbesondere im Hinblick auf wirtschaftli-
che und infrastrukturelle Notwendigkeit, Kosten,
Umweltauswirkungen, bautechnische Erfordernisse
und Betroffenheiten Dritter) erforderlich sind.

Eine Öffentlichkeitsbeteiligung findet in den meisten
Staaten zweifach, nämlich – nach einheitlichen eu-
ropäischen Vorgaben – im Rahmen der regelmäßig
eigenständigen Umweltverträglichkeitsprüfung und
nochmals gegen Ende des Genehmigungsverfah-
rens bezogen auf die Gesamtplanung statt. Nur in
wenigen Staaten unter Einschluss Deutschlands

wird nur eine einzige Öffentlichkeitsbeteiligung
durchgeführt. In den baltischen Staaten ist die Öf-
fentlichkeitsbeteiligung über das Internet möglich.
Mündliche Erörterungstermine finden in der Hälfte
aller EU-Staaten statt. Einwendungen sind im Rah-
men der Öffentlichkeitsbeteiligung in allen Staaten
mit Ausnahme von Litauen innerhalb fester Einwen-
dungsfristen4 zu erheben. Nur in Deutschland,
Österreich und Malta bestehen jedoch strikte Präklu-
sionsregelungen, nach denen Betroffene mit ande-
ren als fristgerecht im Rahmen der Öffentlichkeits-
beteiligung erhobenen Einwendungen in einem spä-
teren Rechtsschutzverfahren ausgeschlossen sind.

Die abschließende Planungsentscheidung ergeht
nach umfassender Abwägung aller erheblichen Be-
lange. Hierfür wird der Planungsbehörde zumeist
ein weites Ermessen zugebilligt, allerdings stets
unter der Voraussetzung, dass alle betroffenen Be-
lange vollständig ermittelt, in die Entscheidung ein-
gestellt und gegeneinander abgewogen wurden.
Deswegen ist in allen Staaten die Planungsent-
scheidung, sofern sie nicht in der Form eines Ge-
setzes ergeht, eingehend schriftlich zu begründen.
In einigen Staaten hat die Planungsentscheidung
innerhalb fester Entscheidungsfristen5 zu erfolgen;
andernfalls sind Verfahrensabschnitte zu wiederho-
len. Die Wirksamkeit der Genehmigung ist in eini-
gen Staaten befristet.6 Einwendungen aus der Öf-
fentlichkeitsbeteiligung dienen in den meisten Staa-
ten nur der Information der Behörden und müssen
nicht individuell erörtert und beschieden werden.
Nicht in allen Staaten kommt der abschließenden
Entscheidung Konzentrationswirkung zu. Vielfach
bedarf es – überwiegend vor Erlass der Planungs-
entscheidung – der Einholung insbesondere forst-,
wasser-, naturschutz- oder immissionsschutzrecht-
licher Einzelgenehmigungen. Die Planungsent-
scheidung bedarf zu ihrer Wirksamkeit in allen Mit-
gliedstaaten der öffentlichen Bekanntmachung.

4. Enteignungsverfahren

Das Enteignungsverfahren stand wie auch die
Phase der Bauausführung nach Themenstellung7

und Teilnehmerinteresse8 nicht im Zentrum des
Kolloquiums. Immerhin wurde deutlich, dass die
Planungsentscheidung nur in wenigen Staaten zu-
gleich die Feststellung enthält, dass das Vorhaben
dem überwiegenden öffentlichen Interesse bzw.
dem Wohl der Allgemeinheit dient, sodass sie die
rechtliche Grundlage für das nachfolgende Enteig-
nungsverfahren bildet. Einer richterlichen Anord-
nung bedarf es dagegen nur in Frankreich.
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4 Zwischen zwei Wochen in Deutschland und 60 Tagen in Ita-
lien.

5 Zwischen 8 Wochen (Irland) und 12 Monaten (Österreich), 
z. T. beginnend mit bestimmten Verfahrensschritten (in
Frankreich ein Jahr nach Abschluss der Öffentlichkeitsbetei-
ligung).

6 Zwischen 2 und 10 Jahren.
7 Vgl. oben Fn. 2.
8 In allen Mitgliedstaaten sind Entscheidungen über die Höhe

der Enteignung vor den Zivilgerichten anzufechten.



5. Bauausführung

Besonderes Gewicht kommt der Phase der Bau-
ausführung in denjenigen Mitgliedstaaten zu, in
denen die Planungsentscheidung durch Gesetz er-
geht, das sich auf die Regelung der wesentlichen
Grundzüge der Planung beschränkt. So hat Däne-
mark nicht nur das Enteignungsverfahren, sondern
auch die detaillierte Ausführungsplanung einer be-
sonderen unabhängigen Verwaltungsbehörde über-
tragen. Schutzauflagen, die die Bauausführung be-
treffen und Beeinträchtigungen durch Immissionen
verhindern sollen, sind nur in einigen Staaten be-
reits in die Planungsentscheidung selbst aufzuneh-
men. Nur in der Tschechischen Republik bedarf die
Aufnahme der Bauausführung einer gesonderten
(Bau-)Genehmigung.

III. Gerichtlicher Rechtsschutz

1. Vorverfahren und Rechtsweg

In fast der Hälfte der EU-Mitgliedstaaten besteht
vor der Inanspruchnahme von gerichtlichem
Rechtsschutz die Möglichkeit, die Planungsent-
scheidung verwaltungsintern – ggf. durch eine
höhere Behörde – überprüfen zu lassen. In den
meisten dieser Staaten ist die Durchführung eines
solchen Verfahrens zwingende Klagevorausset-
zung. In Irland ist das Vorverfahren einer unabhän-
gigen Behörde überantwortet, deren Entscheidung
ebenso wie die der maltesischen „Widerspruchs-
behörde“ in einem nachfolgenden Gerichtsverfah-
ren nur unter engen Voraussetzungen aufgehoben
werden kann.

Für den gerichtlichen Rechtsschutz ist in den Staa-
ten mit selbstständiger Verwaltungsgerichtsbarkeit
dieser Rechtsweg eröffnet, in den übrigen Staaten
sind die Einheitsgerichte zuständig, wobei mit Aus-
nahme von Dänemark spezialisierte Spruchkörper
entscheiden. In etwa der Hälfte der EU-Staaten
sind die größere Fernstraßenprojekte betreffenden
Verfahren in erster und letzter Instanz dem jeweils
obersten Gericht zugewiesen. Eilrechtsschutz wird
in allen Staaten außer Dänemark nach ähnlichen
Maßstäben wie in Deutschland (Dringlichkeit, Zwei-
fel an der Rechtmäßigkeit der angefochtenen Ent-
scheidung, Gefahr irreparabler Schäden) gewährt.

2. Zulässigkeitsanforderungen

Die Klagefrist liegt in den meisten EU-Staaten zwi-
schen 4 und 8 Wochen. Die Spanne reicht von 15

Tagen in Malta bis zu 3 Monaten in Luxemburg.
Noch längere Fristen bestehen in Dänemark (6 Mo-
nate für Klagen gegen Entscheidungen der für Ent-
eignung- und Ausführungsplanung zuständigen
Behörde) und in Slowenien (unbefristet für Verfas-
sungsbeschwerden gegen Planungsentscheidun-
gen durch Gesetz).

Die Klagebefugnis setzt in fast allen Mitgliedstaaten
voraus, dass der Kläger eine gegenwärtige unmit-
telbare Betroffenheit in eigenen Rechten oder in
rechtlich geschützten Interessen geltend machen
kann. Nur in Portugal existiert eine „actio popularis“,
die jedermann unabhängig von einer subjektiven
Betroffenheit zur Klage gegen die Planungsent-
scheidung berechtigt, soweit Nachteile für die
Volksgesundheit, die Lebensqualität, die Umwelt
oder das kulturelle Erbe zu befürchten sind. In allen
Rechtsordnungen wird die Klagebefugnis bejaht,
wenn ein Grundeigentümer von Enteignung be-
droht ist. In den meisten Staaten besteht die Klage-
befugnis auch im Falle der Lärmbetroffenheit,
wobei vielfach zusätzliche Voraussetzungen (z. B.
Wohneigentum, Überschreitung bestimmter Grenz-
werte, Gesundheitsgefahren) erfüllt sein müssen.
In der Tschechischen Republik besteht die Klage-
befugnis für Anwohner erst dann, wenn nach Inbe-
triebnahme der Autobahn tatsächlich unzumutbare
Immissionen auftreten; die Planungsentscheidung
selbst führt noch nicht zu subjektiver Betroffenheit.

Einige Staaten räumen darüber hinaus durch Ge-
setz insbesondere Kommunen, gemeinnützigen
Einrichtungen, Ombudsleuten und – nicht zuletzt
aufgrund europarechtlicher Vorgaben – Verbänden
(selten ausländischen) ein Klagerecht ein. Das Kla-
gerecht von Gemeinden ist weit verbreitet, aber sel-
ten erfolgreich. In der Tschechischen Republik,
Polen, Zypern und Luxemburg liegt dies daran,
dass staatliche Bauvorhaben den kommunalen
stets vorgehen. Demgegenüber schließen in
Schweden kommunale Planungen den Bau von Au-
tobahnen aus. In einer Reihe von Staaten sind
sogar Behörden klagebefugt, wenn ihr Standpunkt
im Rahmen des Genehmigungsverfahrens nicht
hinreichend Beachtung gefunden hat (Portugal)
oder wenn die Aufgabenerfüllung dieser Behörde
andernfalls unmöglich gemacht würde (z. B. Italien,
Finnland, Niederlande, Vereinigtes Königreich).

3. Rügerecht

Auch Klagebefugte können nicht in allen EU-Staa-
ten sämtliche formellen und materiellen Planungs-
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fehler rügen. In einigen Ländern sind die Kläger
stets auf die Geltendmachung subjektiver Rechte
beschränkt. Differenzierende Lösungen finden sich
außer in Deutschland (mittelbare oder eigentums-
unmittelbare Betroffenheit) auch in Polen, wo eine
gerügte Verletzung von Allgemeinbelangen nur im
Falle ihrer Kausalität für die Beeinträchtigung sub-
jektiver Rechte zur Aufhebung der Planungsent-
scheidung führt. Demgegenüber bezieht sich das
Rügerecht in Frankreich sogar auf die Kontrolle be-
reits bestandskräftiger Verwaltungsakte, wenn die
Planungsentscheidung auf ihnen beruht.

4. Verfahren

Überwiegend gilt für das gerichtliche Verfahren der
Amtsermittlungsgrundsatz, während allein in Däne-
mark der reine Beibringungsgrundsatz gilt und an-
sonsten Mischformen praktiziert werden, bei denen
von Amts wegen nur offensichtliche Planungsmän-
gel berücksichtigt werden. In fast allen Ländern be-
stehen für Klagen gegen Planungsentscheidungen
von Standardverfahren abweichende prozessuale
Sonderregelungen, insbesondere im Interesse der
Verfahrensbeschleunigung. Dazu gehören in man-
chen Staaten (verkürzte) Entscheidungsfristen für
die Gerichte, Prioritätsregelungen für Planungssa-
chen, besondere Zulassungsregelungen für Klagen
gegen Planungsentscheidungen – in Irland nur bei
Überzeugung des Gerichts von der Rechtswidrig-
keit der Planungsentscheidung –, der Ausschluss
isolierter Rechtsschutzmöglichkeiten gegen (vorbe-
reitende) Verfahrenshandlungen und Hürden für die
Durchführung mündlicher Verhandlungen.

5. Gerichtliche Kontrollbefugnis

Die meisten Staaten räumen den Gerichten bei ge-
gebenem Rügerecht eine umfassende, auf formelle
und materielle Fehler bezogene Kontrollbefugnis
ein. Nur in wenigen Staaten sind die Gerichte an
Rügen und Beweisangebote der Parteien gebun-
den, z. T. bestehen Rückausnahmen bei offensicht-
lichen Planungsmängeln. In Österreich und in be-
stimmten Fällen in Malta ist der von der Planungs-
behörde festgestellte Sachverhalt für das Gericht
bindend. Inhaltlich wird der Planungsbehörde allge-
mein für bestimmte planungsspezifische Entschei-
dungen ein Abwägungs- und Ermessensspielraum
zugestanden, dessen gerichtliche Kontrolle auf die
Einhaltung der Grenzen (Sachverhaltsermittlung,
Gewichtung der Belange, Abwägung) beschränkt
ist. Auch Prognoseentscheidungen oder Fragen

rein technischer oder naturwissenschaftlicher Art
unterliegen übereinstimmend einer eingeschränk-
ten, in der Regel auf Plausibilität reduzierten Ge-
richtskontrolle.

6. Planerhaltung

Verstöße gegen zwingendes Gemeinschaftsrecht
sind übereinstimmend in allen EU-Staaten stets be-
achtlich und führen immer zur Nichtigkeit oder Auf-
hebbarkeit der Planungsentscheidung. Die Hälfte
aller EU-Staaten lässt diese Rechtsfolge darüber
hinaus hinsichtlich bestimmter einzelner Planungs-
fehler  eintreten (insbesondere Unzuständigkeit der
Behörde, Vorenthalten grundlegender Informatio-
nen im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung). Im
Übrigen findet sich in allen Staaten die Regelung,
dass nur substanzielle Fehler zur Aufhebung
führen. Dabei handelt es sich zumeist um Mängel,
bei denen die konkrete Möglichkeit besteht, dass
sie auf das Planungsergebnis von Einfluss gewe-
sen sind.

Die Möglichkeit, Planungsentscheidungen nach-
träglich, also auch noch während des Gerichtsver-
fahrens, zu ergänzen, abzuändern, aufzuheben
oder neu zu erlassen und Planungsfehler auf diese
Weise zu beheben, besteht in den meisten EU-
Staaten, wobei der Umfang dieser Korrekturmög-
lichkeiten und die prozessuale Reaktion hierauf un-
terschiedlich geregelt sind, indem Korrekturen z. T.
auf kleinere Fehler beschränkt sind und die Klage
sich z. T. erledigt, z. T. automatisch auf die nachge-
besserte Planungsentscheidung erstreckt. In Öster-
reich, Zypern, Lettland und Litauen ist eine Heilung
ausgeschlossen, in Frankreich im Rahmen einer
der Planungsbehörde vom Gericht eingeräumten
Nachbesserungspflicht möglich, in Schweden, dem
Vereinigten Königreich und Malta im gerichtlichen
Verfahren unüblich und in den Niederlanden gene-
rell und in Portugal für Anfechtungsklagen aufgrund
der jeweiligen Ex-tunc-Kontrolle von Planungsent-
scheidungen nutzlos.

Die meisten der EU-Staaten verwehren ihren Ge-
richten mit Blick auf den Gewaltenteilungsgrund-
satz eigene Planungsentscheidungen und be-
schränken sie deswegen auf eine Rechtskontrolle.
Auf beachtliche und nicht mit Erfolg geheilte Pla-
nungsmängel dürfen diese Gerichte deswegen
nicht mit der Erteilung von Auflagen oder mit der
Anordnung von Planungsmodifikationen reagieren.
Für sie gilt das „Alles-oder-nichts-Prinzip“ mit der
Folge vollständiger Aufhebung oder Unwirksam-
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keitserklärung der Planungsentscheidung, die aller-
dings teilweise durch die Möglichkeit einer Teilauf-
hebung gemildert wird. Im Vereinigten Königreich
kann das Gericht immerhin konkrete Verbesse-
rungsvorschläge unterbreiten. Die übrigen Staaten
räumen den Gerichten eigene Gestaltungsbefug-
nisse ein, die jedoch auf kleinere Planungsmodifi-
kationen oder die Erteilung von Schutzauflagen be-
schränkt sind. Nur in Deutschland gilt die der weit-
gehenden Planerhaltung dienende Regel, dass
eine vollständige Aufhebung der Planungsentschei-
dung vom Gericht nur angeordnet wird, wenn eine
Planergänzung oder ein ergänzendes Verfahren
zur Mängelbeseitigung ausscheidet.

IV. Ertrag für das deutsche 
Regelungssystem

1. Einordnung

Der Vergleich der Rechtsordnungen der europäi-
schen Staaten erschüttert die verbreitete Einschät-
zung, das deutsche Regelungssystem für die Pla-
nung bedeutsamer Fernstraßen sei besonders
rechtsschutzfreundlich mit der Folge, dass Vorha-
ben sehr viel langsamer und aufwändiger als in an-
deren EU-Staaten realisiert werden können. Es
drängt sich vielmehr der entgegengesetzte Ein-
druck auf: In vielerlei Hinsicht muss das deutsche
Modell als ausgesprochen verwaltungsfreundlich
bezeichnet werden. Es ist nicht erkennbar, dass die
immer wieder beklagte Schwerfälligkeit deutscher
Fernstraßenplanung ihre Ursache gerade in einer
zu bürgerfreundlichen Ausgestaltung der einschlä-
gigen verfahrensrechtlichen und prozessualen Vor-
schriften haben könnte.

• Die Einwendungsmöglichkeiten für Planungsbe-
troffene gehen zwar insofern über den europäi-
schen Standard hinaus, als sich die Planungs-
behörde mit ihnen in ihrer Planungsentschei-
dung individuell auseinandersetzen muss. Ande-
rerseits ist anders als in vielen Staaten nur eine
einzige Phase der Öffentlichkeitsbeteiligung vor-
gesehen. Darüber hinaus ist das Einwendungs-
verfahren strikten und in Europa einzigartigen
Präklusionsvorschriften unterworfen, sodass für
die Planungsbehörde am Ende der Einwen-
dungsfrist verbindlich feststeht, mit welchen Be-
troffenheiten sie sich auseinandersetzen muss.

• Mit der Kombination des Ausschlusses einer
verwaltungsinternen Kontrolle von Planungsent-

scheidungen in Form eines Vorverfahrens und
der Konzentration des Rechtsschutzes auf eine
einzige verwaltungsgerichtliche Instanz bei be-
deutsamen Straßenvorhaben beschränkt sich
der Rechtsschutz in Deutschland absolut und im
europäischen Vergleich auf ein Minimum.

• Das Ziel der Planerhaltung ist in Deutschland
durch Regelungen zur Unbeachtlichkeit von Pla-
nungsfehlern, zur Mängelheilung und zur ge-
richtlichen Anordnung von Planergänzung und
ergänzendem Verfahren so weitgehend umge-
setzt, dass Planungsmängel eher selten zu
einem gerichtlichen Erfolg und dann wiederum
nur in Ausnahmefällen zur Aufhebung der Pla-
nungsentscheidung und mithin zum dauerhaften
Scheitern des Vorhabens führen. Der Rechts-
schutz wird somit eher in Form von Nachbesse-
rungen gewährt. Die Erfolgshürde ist insoweit
aber niedriger als bei Geltung des Alles-oder-
nichts-Prinzips. Massenhafte und aufwändige
Nachbesserungsansprüche können allerdings –
wenn auch wohl nur in Extremfällen – die Finan-
zierbarkeit des Vorhabens insgesamt infrage
stellen.

• Dass Deutschland beim Thema Kontrolldichte
ein europäischer Spitzenplatz zusteht, ist nicht
erkennbar. Die Gerichte der EU-Staaten räumen
den Planungsbehörden in durchaus ähnlicher
Weise Spielräume bei Abwägungs- und Progno-
seentscheidungen ein.

2. Anregungen

a) Phasenverschiebung?

Die größte Übereinstimmung zwischen den stra-
ßenrechtlichen Systemen der EU-Mitgliedstaaten
findet sich bei der Gliederung des Verfahrens.
Überraschend ist das sicher nicht. Die europaein-
heitliche Abfolge von übergeordneter Planung, Ge-
nehmigung, Enteignung und Bauausführung er-
scheint als zwingende Sachgesetzlichkeit der Fern-
straßenplanung. Aus verwaltungsrichterlicher Sicht
enttäuscht dieses Ergebnis aber etwas. Denn in der
gerichtlichen Praxis zeigt sich immer wieder, dass
die strikte Abschichtung von Genehmigungs- und
Enteignungsverfahren durchaus Probleme bereitet.
Unmittelbar in ihrem Eigentum Betroffene wollen
vielfach bereits im Genehmigungsverfahren Ge-
wissheit über den Ausgang des Enteignungsverfah-
rens erlangen, um frühzeitig disponieren zu kön-
nen. Das gilt vor allem dann, wenn sich bei einer
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teilweisen Grundstücksinanspruchnahme die Frage
der Übernahme des Restgrundstücks stellt. Hierü-
ber wird aber erst im Enteignungsverfahren ent-
schieden. Die Trennung der Verfahrensabschnitte
ist zur Vermeidung einer Überforderung der Pro-
blemlösungskapazitäten der Planungsbehörde und
angesichts vielfach bestehender unterschiedlicher
behördlicher Zuständigkeiten für beide Abschnitte
verständlich und wurde von der Rechtsprechung in
jüngster Zeit noch verstärkt9. Sie treibt Betroffene
aber vielfach in unnötige Rechtsschutzverfahren
gegen die Planungsentscheidung, auch wenn sie
sich gar nicht gegen das Vorhaben selbst wenden
wollen, sondern es ihnen im Kern auf die Klärung
der Entschädigungsfrage ankommt. Dies geschieht
manchmal aus Unkenntnis des Verfahrens, häufi-
ger aber wohl, um mit der Klage gegen die Pla-
nungsentscheidung ein vermeintliches Druckmittel
in der Hand zu haben, um die eigenen Interessen
im Rahmen des Enteignungsverfahrens durchset-
zen zu können. Solche Verfahren binden Rechts-
schutzkapazitäten, ohne dass sie zu einer Lösung
des Anliegens der Kläger beitragen könnten. Der
europäische Vergleich gibt leider keine Hinweise,
wie diesem Problem begegnet werden könnte.

b) Planung durch Gesetz?

Wenn nach Möglichkeiten gesucht wird, (Straßen-)
Planungen schneller und effektiver zu realisieren,
kommt regelmäßig der Vorschlag auf, Planungsent-
scheidungen vom Parlament treffen zu lassen. Er
zielt darauf, Planungsentscheidungen von verwal-
tungsverfahrensrechtlichen Fesseln und Fehler-
quellen zu befreien und inhaltlich lediglich dem
Maßstab der Verfassung zu unterwerfen. Eine
höhere Legitimation der vielfach umstrittenen Pla-
nungsentscheidungen geht in diesem Modell einher
mit dem Ausschluss der verwaltungsgerichtlichen
Kontrolle: Der Rechtsschutz obliegt allein dem Ver-
fassungsgericht. Schon deswegen kann es nicht
verwundern, dass das Bundesverfassungsgericht
beim ersten Versuch einer gesetzlichen Planungs-
entscheidung dem Gesetzgeber hohe Hürden ge-
setzt hat10, die die Attraktivität des Modells so stark
beeinträchtigt haben, dass in der Folge hiervon in
Deutschland kein Gebrauch mehr gemacht
wurde11.

Auch im europäischen Vergleich zeigt sich eine ver-
gleichsweise geringe Verbreitung von Planungsent-
scheidungen durch Gesetz. Nur in drei Staaten ist
diese Möglichkeit dauerhaft, in einem weiteren

vorübergehend vorgesehen. Dabei handelt es sich
in der Hälfte dieser Staaten nur um „halbherzige“
Lösungen, die den beschriebenen Effektivitätsvor-
teil der gesetzlichen Planungsentscheidungen ver-
wässern. In Slowenien bedarf es neben dem Pla-
nungsgesetz einer umweltrechtlichen Erlaubnis in
Form eines Verwaltungsaktes, der selbstständig
anfechtbar ist. In Dänemark wird die Problematik
gesetzlicher Planungsentscheidungen dadurch
sichtbar, dass dem Gesetz ein behördliches Ver-
waltungsverfahren nachfolgt, das nicht lediglich die
Enteignungsphase abdeckt, sondern auch erst die
Detailplanung leisten muss und Gegenstand selbst-
ständiger Rechtsschutzverfahren sein kann. Dieser
Befund macht eine Renaissance gesetzlicher Pla-
nungsentscheidungen in Deutschland weder sinn-
voll noch wahrscheinlich. 

c) Beschleunigung der Beschleunigung?

Trotz zahlreicher Gesetzesnovellierungen zur Pla-
nungsbeschleunigung, deren Auswirkungen z. T.
noch gar nicht ausgewertet sind, scheint das Ende
der Fahnenstange noch nicht erreicht. Da Deutsch-
land schon jetzt in puncto Beschleunigung einen
europäischen Spitzenplatz einnimmt, ist weder er-
kennbar, dass im Vergleich mit den übrigen Staaten
ein Nachholbedarf für weitere Beschleunigungsre-
gelungen besteht, noch dass der Gesetzgeber für
dennoch gewollte weitere Regelungen maßgebli-
che Anregungen aus anderen Staaten erhalten
könnte. Das ist vor allem deswegen bemerkens-
wert, weil auch in den übrigen Staaten der Ruf nach
schnellen Planungsentscheidungen und deren Um-
setzung laut wird. Die Auswirkungen der Globalisie-
rung zeigen sich nicht allein in Deutschland. Be-
sonders verwaltungsfreundliche Regelungen in
Deutschland können deswegen nicht als Ausdruck
einer planerischen Sondersituation gewertet wer-
den.

Eine Anregung für Regelungen zur weiteren Be-
schleunigung des gerichtlichen Verfahrens in Pla-
nungssachen könnte man aus den engen Fristvor-
gaben gewinnen, denen die Gerichte in manchen
EU-Staaten unterworfen sind. So sehen Polen und
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Litauen gesetzliche Entscheidungsfristen von zwei
Monaten, die Niederlande solche von 12 Monaten
vor. Belgien versucht, durch differenzierte Stellung-
nahme- und Bearbeitungsfristen die Verfahrens-
dauer zu begrenzen. Eine andere, in Deutschland
noch nicht genutzte Möglichkeit der Verfahrensbe-
schleunigung besteht darin, nach finnischem, belgi-
schem und italienischen Vorbild Planungsverfahren
im Gericht Vorrang vor anderen Verfahren ein-
zuräumen. Solche Vorgaben sind aber nur dann ef-
fektiv, wenn sie nicht lediglich auf dem Papier ste-
hen, sondern ihre Einhaltung durch Sanktionen er-
zwungen werden kann. Solche Sanktionen finden
allerdings ihre Grenzen in der richterlichen Unab-
hängigkeit. Dieser Einwand kann entsprechenden
Fristvorgaben für das Verwaltungsverfahren zwar
nicht entgegengehalten werden. Bestehen die
Sanktionen darin, dass bestimmte Verfahrensab-
schnitte, die nicht innerhalb der vorgegebenen Zeit
abgeschlossen werden, unwirksam werden und
wiederholt werden müssen (wie etwa in Frank-
reich), können sie sich sogar als kontraproduktiv er-
weisen, weil sie das Verfahren letztlich verlängern
und nicht beschleunigen.

Angesichts zunehmend aufwändiger, nicht selten
mehrtägiger Gerichtsverhandlungen bei großen
Fernstraßenprojekten könnte es eine erhebliche
Verfahrensvereinfachung und -beschleunigung be-
wirken, wenn – wie es Vorbilder in Finnland, Öster-
reich und Schweden nahelegen könnten – gericht-
liche Entscheidungen in Planungssachen grund-
sätzlich nur im schriftlichen Verfahren ergehen. So-
weit dies auch gegen den Willen der Beteiligten
möglich sein soll, erscheint dieser Weg jedoch
rechtlich ausgeschlossen und – zumal in Kombi-
nation mit der durch § 17a Nr. 5 FStrG neu ge-
schaffenen Möglichkeit, im behördlichen An-
hörungsverfahren auf die Erörterung der Einwen-
dungen zu verzichten – rechtspolitisch mehr als
zweifelhaft.

Reizvoll könnte der Gedanke sein, das Gericht in
Abkehr vom Amtsermittlungsgrundsatz an das Vor-
bringen und die Beweisanträge der Beteiligten zu
binden oder vorzuschreiben, dass das Gericht die
Aufhebung nur auf solche Gründe stützen darf, die
der Kläger geltend gemacht hat. Die Abkehr vom
Amtsermittlungsgrundsatz wäre allerdings ein Sys-
tembruch, der sich auch nicht auf das dänische
Vorbild stützen könnte, weil dort eine Verwaltungs-
gerichtsbarkeit nicht existiert. Im Übrigen wird man
zugestehen müssen, dass sich der Amtsermitt-
lungsgrundsatz in Deutschland angesichts der

hohen Substantiierungsanforderungen, die die
Rechtsprechung dem Kläger im Falle des Bestrei-
ten schlüssigen Behördenvorbringens oder bei Be-
weisangeboten auferlegt, nicht als grundlegendes
Verfahrenserschwernis in Planungsverfahren er-
weist. Ein Verbot ungefragter Fehlersuche wäre im
europäischen Vergleich einzigartig, weil selbst in
Staaten, die das Gericht an die Rügen der Kläger
binden (Luxemburg, Italien, Schweden, Slowakei),
offensichtliche bzw. schwerwiegende Planungs-
mängel von Amts wegen berücksichtigt werden
können. 

d) Zurück zur aufschiebenden Wirkung?

Eilrechtsschutz gegen straßenrechtliche Planungs-
entscheidungen ist in fast allen EU-Mitgliedstaaten
vorgesehen und unterliegt ähnlichen Voraussetzun-
gen, wie wir sie aus der deutschen Rechtsordnung
kennen. Der Ausnahmefall Dänemark lässt aber die
Frage aufkommen, ob es nicht auch anders geht.
Selbstverständlich darf der effektive Rechtsschutz
nicht infrage gestellt werden. Die gesetzliche Kom-
bination aus eininstanzlichem Rechtsschutz einer-
seits und Wegfall der aufschiebenden Wirkung an-
dererseits bei faktischem Zwang, einen Eilantrag zu
Beginn des Klageverfahrens zu stellen, erweist sich
in der Praxis als kontraproduktiv, weil es zu einer
doppelten Befassung des Bundesverwaltungsge-
richts mit einem Vorhaben führt. Dadurch wird das
Ziel der Beschleunigung des gerichtlichen Verfah-
rens in Frage gestellt, weil das Gericht sich nicht
sogleich dem Hauptsacheverfahren zuwenden
kann, sondern zunächst eine vorläufige Entschei-
dung treffen muss, was wiederum umfangreichen
Vortrag der Beteiligten im Hauptsacheverfahren
provoziert, der die Hauptsacheentscheidung weiter
verzögert. Je komplexer und zahlreicher die Ver-
fahren sind, desto schwieriger wird es für das Bun-
desverwaltungsgericht, entsprechend seiner bishe-
rigen Praxis bereits im Eilverfahren eine möglichst
umfassende Beurteilung der Erfolgsaussichten der
Klage vorzunehmen. Seriöserweise muss sich das
Gericht deswegen vor allem angesichts der im vor-
läufigen Rechtsschutzverfahren noch kaum zu lö-
senden europarechtlichen Naturschutzprobleme
zunehmend auf eine bloße Folgenabwägung be-
schränken und zur Vermeidung vollendeter Tatsa-
chen die aufschiebende Wirkung der Klage anord-
nen. Das Vertrauen des Gesetzgebers in sein eige-
nes Beschleunigungsmodell einer erstinstanzlichen
Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts
scheint nicht allzu groß zu sein, wenn er zugleich
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den Klagen die aufschiebende Wirkung verwehrt.
Wenn das Bundesverwaltungsgericht schnell ent-
scheiden kann, bedarf es nicht des Wegfalls der
aufschiebenden Wirkung. Damit es schnell ent-
scheiden kann, muss man alle Voraussetzungen
schaffen, um das Gericht in die Lage zu versetzen,
sich voll auf das Hauptsacheverfahren zu konzen-
trieren.

V. Bewertung

Es ist bemerkenswert, dass unter den Teilnehmern
des Kolloquiums Einverständnis darüber bestand,
dass Verzögerungen von Planverfahren, die in allen
EU-Staaten mehr oder weniger lautstark beklagt
werden, in erster Linie nicht der Justiz anzulasten
sind, sondern eher den Planungsbehörden, vor
allem aber der Politik selbst, weil ihr vielfach der
Wille fehlt, umstrittene Planungsvorhaben voranzu-
bringen. Deswegen könne dem politischen Bedürf-
nis nach einer Verkürzung der Planungsverfahren
nur sehr bedingt durch Vereinfachung und Be-
schleunigung des gerichtlichen Verfahrens begeg-
net werden. Die sachliche Berechtigung dieser po-
litischen Forderung war ohnehin nicht unumstritten,
Einigkeit bestand aber darin, dass die Forderung
nach einem qualitätsvollen Rechtsschutz den Ver-
einfachungs- und Beschleunigungsbestrebungen
jedenfalls deutliche Grenzen setzt. Das gilt vor
allem angesichts der Komplexität der planerischen
Entscheidungen, die sich nicht zuletzt aufgrund eu-
ropäischer Vorgaben im Umweltrecht ergeben. Das
Votum der Teilnehmer des Kolloquiums lässt sich
daher in dem an die politisch Verantwortlichen ge-
richteten Appell zusammenfassen: Kontemplation
statt hektischer Beschleunigungsversuche. Das
sollte speziell für den Europameister im Planbe-
schleunigen Deutschland gelten.
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Ulrich Numberger
Rechtsanwalt und Fachanwalt für Verwaltungs-
recht, München

Straßenplanung zwischen Indivi-
dualrechtsschutz und Partizipa-
tion an der Verwirklichung des
Gemeinwohls

Ich habe mich entschieden, mein Thema eher aus
anwaltlicher Sicht als aus wissenschaftlicher Sicht
zu präsentieren, auch wenn ich damit nicht nur gute
Erfahrungen gemacht habe: Seit 1993 bin ich Gast
des Arbeitsausschusses, im selben Jahr hielt ich
bei der Richterakademie in Trier ein Referat über
die verwaltungsgerichtliche Kontrolle von Planun-
gen aus der Sicht eines Rechtsanwalts, das ich – in
Anwesenheit der damaligen Mitglieder des 4. Se-
nats des Bundesverwaltungsgerichts – damit einlei-
tete, wie ich einen Mandanten über die Erfolgsaus-
sichten einer Klage gegen einen Planfeststellungs-
beschluss aufkläre: Die Erfolgsaussichten sind
nicht so wie in dem Spruch von Gottes Hand vor
Gericht und auf hoher See, sondern die Erfolgs-
chancen sind wie beim Münzwurf Kopf oder Zahl:

Bei Kopf gewinnt der Staat, bei Zahl verlieren Sie.

Herbe Kritik der versammelten Richterschaft war
mir sicher.

I. Nationale und europäische 
Antagonismen in der Infra-
strukturplanung

1. Die Menschen waren mobil, noch ehe sie
sesshaft wurden. Mobilität gilt als menschliches Ur-
bedürfnis. Travel und Travail, Reisen und Arbeiten,
haben die gleiche lateinische Wortwurzel und deu-
ten auf das gleiche Phänomen hin: Der Mensch
kann auf Dauer nicht untätig in seinen eigenen vier
Wänden verweilen. Mobilität hält den Menschen 
räumlich, geistig und sozial in Bewegung. Alle An-
zeichen sprechen dafür, dass auch die mobile Lust
am Autofahren bis zum Jahr 2030 weiter zunimmt.
Nach meiner Auffassung motiviert weder der Drang
ins Grüne oder ins Freie noch der Wunsch nach
Orts- oder Tapetenwechsel den Menschen zu mas-
senhafter Mobilität. Das Mobilitätsbedürfnis lässt
sich am ehesten erklären mit der Angst, etwas zu
verpassen. Viele haben die Befürchtung, am Leben

vorbei zu leben, wenn sie sich nicht regelmäßig
motorisiert in Bewegung setzen. Die Rastlosigkeit
bewegt sich im Grunde genommen nicht auf ir-
gendein Ziel hin, sondern immer von etwas weg.1

Geht man von einem wohl realistischen Szenario
aus, dass trotz rückläufiger Bevölkerungsentwick-
lung und Erwerbstätigenzahl, trotz steigender Ben-
zinpreise und trotz Klimawandels die Deutschen
auch zukünftig einen demonstrativen Konsumstil
pflegen, dann wird das Auto weiterhin unser Mobi-
litätsleitbild sein. Zusätzlich lassen die Osterweite-
rung der EU bis zur Türkei, der Ukraine und
Weißrussland den Güterverkehr ebenso ansteigen
wie den Personenverkehr.

Nach der Rechtsauffassung der EU-Kommission
folgt aus den in Art. 2 EG geregelten Zielen der Eu-
ropäischen Gemeinschaft, dass Menschen – unab-
hängig davon, wo in der Union sie leben und arbei-
ten – nicht benachteiligt werden dürfen.2 Die Mit-
gliedstaaten haben das Konzept der Kommission
zur territorialen Kohäsion als Grundlage europäi-
scher Raumentwicklung grundsätzlich anerkannt,
auf der Ebene der Raumordnung ist das Konzept
inzwischen in verschiedene Agenden der Politik
des territorialen Zusammenhangs eingeflossen.
Die Fachplanungen werden die Ziele der europäi-
schen Raumentwicklung umsetzen müssen, letzt-
lich mit der Konsequenz für die Bundesrepublik,
zum zentralen und neben Österreich wohl meist be-
lasteten europäischen Transitland zu werden.

Herr Strick und Frau Tegtbauer vom Bundesminis-
terium für Verkehr, Bau- und Stadtentwicklung
haben bei der Tagung im vorigen Jahr die aktuelle
Entwicklung beschrieben und Prognosen gewagt:
Bis zum Jahr 2050 wird mit einer Verdopplung des
Güterverkehrs gerechnet, für den Individualverkehr
wurden in der Vergangenheit fast alle Prognosen
über den jeweils künftigen Pkw-Bestand von der
Wirklichkeit übertroffen. Innerhalb von 30 Jahren
zwischen 1984 und 2014 ist mit einer Verdopplung
des Pkw-Bestandes von 25 Mio. auf 50 Mio. zu
rechnen.

(Beim derzeitigen Ausbauzustand unserer Straßen
verbringt ein 75-jähriger Deutscher ungefähr drei
Jahre seines Lebens im Auto in Staus, knapp ein
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halbes Jahr seines Lebens verbringt er übrigens
vor roten Ampeln.)

Demgegenüber stagnieren, wie Herr Strick und
Frau Tegtbauer berichtet haben, die Mittel für den
Straßenbau, sie pendelten in den letzten Jahren je-
weils um 6 Mrd. €. Vor allem der Unterhaltungsbe-
darf drückt auf die Haushalte, er wird in den 
nächsten 15 Jahren mit ca. 34 Mrd. € angesetzt.3

Angesichts der Verkehrsentwicklung überraschen
Diskussionen im Rahmen der Föderalismusreform,
wonach 20.000 km Bundesstraßen mit angeblich
nicht mehr bestehender Fernverkehrsfunktion ab-
gestuft werden sollen. Politisch unglaubwürdig er-
scheint mir aber auch das dauernde Lamento über
finanzielle Engpässe bei der Finanzierung des
Straßenbaus. Die 6 Mrd. €, die jährlich für den Aus-
bau der Bundesfernstraßen zur Verfügung stehen,
werden locker zur staatlichen Subventionierung
von Autokonzernen wie Opel und General Motors
bereitgestellt, die seit Jahren Autos bauen, die der
Markt nicht braucht; und mehr als 100 Mrd. €, also
gut 20 Jahre Straßenbau, werden in einem nächtli-
chen Telefonat zwischen Frau Merkel und Herrn
Ackermann für die Stützung einer maroden Bank
ausgegeben, die schon bei ihrer Gründung eine
„bad bank“ war und die auch kein Bürger braucht.

2. Spricht die Bewältigung der in den nächsten
Dekaden zu erwartenden Verkehrssteigerungen für
die vom deutschen Gesetzgeber seit Jahren betrie-
bene Verkehrswegeplanungsbeschleunigung, die
Herr BLÜMEL in der Bartlsberger-Festschrift kri-
tisch beleuchtet hat4 und die wohl nur einen vorläu-
figen Abschluss im Infrastrukturplanungsbeschleu-
nigungsgesetz vom 17.12.20065 gefunden hat, so
sind die Anforderungen des Europäischen Natur-
schutz-, Umwelt- und Verfahrensrechts der klare
Gegenspieler jeder Beschleunigung der nationalen
Straßenplanung.

Herr VALLENDAR hat in einem Vortrag, veröffent-
licht in der „Zeitschrift für Europäisches Umwelt-
und Planungsrecht”, die von ihm als Berichterstat-
ter verfasste Entscheidung des Bundesverwal-
tungsgerichts vom 17.01.2007 zur Westumfahrung
Halle beklagt und die Frage gestellt: „Hat die Auto-
bahn in Deutschland ihre Zukunft hinter sich?“6

VALLENDAR beschreibt in recht ironischer, man
könnte auch sagen zynischer Weise die Planungs-
praktiken der guten alten Zeit:

„Wenn die Naturschutzbehörden sich Forderungen
nicht ausreden ließen, die aus der Sicht der Planer

überspannt waren, konnten diese die Planfeststel-
lungsbehörde um einen Schiedsspruch bitten. Der
fiel für das Vorhaben irgendwie dann noch gnädig
aus. Im Planfeststellungsbeschluss war dann ver-
stärkte Trauerarbeit angesagt. In Textbausteine ge-
gossen war diese beim nächsten Infrastrukturvor-
haben aber wieder verwendbar. So hat man sich
zwar tränenreich, aber doch nachhaltig von man-
chem Kleinod in Natur und Landschaft verabschie-
det, um den gewünschten Ausbau der Infrastruktur
nicht zu behindern. Das Beteiligungsrecht der Na-
turschutzverbände an den Planfeststellungen konn-
te diese Entwicklung nicht aufhalten. Diese gemüt-
lichen Zeiten dürften für die Infrastrukturplaner vor-
bei sein.“

VALLENDAR sieht aufgrund der Verbandsbeteili-
gung und der Verbandsklage den Beginn eines
heimlichen Machtwechsels, ungewollt habe der
Staat seine Planungshoheit damit teilweise an die
Naturschutzverbände abgetreten. Es sei zweifel-
haft, ob es mit dem Demokratiegebot vereinbar ist,
wenn aufgrund europäischen Rechts der Staat
seine Planungshoheit im Kernbereich faktisch an
private Vereine abtritt. VALLENDAR sagt aber
nichts dazu, dass das Bundesverwaltungsgericht
erstmalig wohl im Urteil vom 19.05.1998 zur Ost-
seeautobahn7 die Figur des potenziellen FFH-Ge-
biets entwickelt hat, um die Wirkung der Habitat-
Richtlinie noch zu verstärken, ein vorauseilender
Gehorsam, den der Europäische Gerichtshof nicht
wirklich honoriert hat.8

Anders als Herr VALLENDAR und das Bundesver-
waltungsgericht bezweifle ich seit langem, ob über-
haupt die Vogelschutz-Richtlinie und die Habitat-
Richtlinie mit dem Demokratiegebot vereinbar und
damit wirksam sind.8a Der Entstehung dieser Richt-
linien hat jedenfalls kein einziges unmittelbar de-
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mokratisch legitimiertes Organ zugestimmt, kein
nationales Parlament und kein europäisches Parla-
ment. Es handelt sich um ein Konglomerat aus 
Lobbyistenwünschen und Bürokratienormen, das
unsere Parlamente glaubten, unter dem Druck dro-
hender Verurteilungen durch den EuGH unverän-
dert in nationales Recht umsetzen zu müssen.
Dass das Bundesverwaltungsgericht diesem wirkli-
chen Problem nie nachgegangen ist, ist zu bedau-
ern. Ich und vielleicht mancher andere haben sich
in der Vergangenheit gefragt, welcher sozialdemo-
kratische Parlamentarier die Heuschrecken mit-
samt dem kleinen und dem großen Heidegrashüp-
fer in die Anhänge der Habitat-Richtlinie bringen
wollte, wo die Heuschrecke doch ein SPD-Sinnbild
des verwerflichen Kapitalismus ist, und welcher den
Geburtenmangel beklagende konservative Parla-
mentarier es wollte, dass in Deutschland die Amsel
über die Vogelschutz-Richtlinie juristisch besser
gegen Lärm geschützt ist als jedes Kind, das nach
unserer 16. BImSchV nicht das Recht hat, ohne
Zwangsbelüftungsanlage des Schallschutzfensters
morgens bei geöffnetem Fenster die streng ge-
schützte Amsel zwitschern zu hören – so jedenfalls
die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsge-
richts zum Verkehrslärmschutz.9

Ich finde es absurd, wenn beispielsweise der
BayVGH bei der Kontrolle der Trassenwahl lange
Ausführungen dazu machen muss, ob die Straßen-
planung wegen Tötungsabsicht artenschutzwidrig
ist, weil eine am Straßenrand sitzende Krähe oder
Kröte zwangsläufig überfahren werden könnte.9a

Über die Frage, ob die Planung rechtswidrig ist,
weil ein über die Straße laufendes Kind überfahren
wird, diskutiert im Planungsrecht kein Mensch.

In unserem Planungsrecht sind – auf sehr undemo-
kratischem europäischem Wege – einige Maßstäbe
durcheinandergeraten.

3. Wie dem auch sei: Mit demokratisch legiti-
mierten, nämlich mit der Zustimmung des Europäi-
schen Parlaments zustande gekommenen Richtlini-
en wie der Öffentlichkeitsrichtlinie 2003/35/EG10

hat der Gemeinschaftsgesetzgeber seine Ideen für
die Vermutung der Richtigkeit von Entscheidungen
umgesetzt. Danach wird die Basis für eine richtige
Entscheidung umso breiter, je mehr Erkenntnis-
quellen hierfür zur Verfügung stehen. Über die In-
formation und die Beteiligung der Öffentlichkeit an
umweltrelevanten Verfahren lassen sich die ge-
meinschaftsrechtlichen Ziele sowohl im Hinblick auf
die demokratischen Rechte des Bürgers als auch

der angestrebten materiell richtigen Entscheidung
verfolgen. Dieses so bezeichnete Konzept der in-
formierten Öffentlichkeit ist einer der Tragpfeiler der
Umweltpolitik der europäischen Gemeinschaft. Der
beteiligte und informierte Bürger soll Verantwortung
für den Umweltschutz übernehmen, den Druck auf
die Behörden erhöhen und damit einen Beitrag zum
besseren Vollzug des Gemeinschaftsrechts leisten.
Verwaltungsverfahren und Gerichtsverfahren sollen
dabei die Vehikel sein, über die die Privaten die
Möglichkeit erhalten, sich aktiv in den Prozess der
Entscheidungsfindung einzubringen.11 Herr DUR-
NER hat sich hierzu mehrfach geäußert, auch in
der vorletzten Tagung.12

Ich denke allerdings, wenn die Verbandsklage und
der Naturschutz nicht einmal eine recht unsinnige
Straßenplanung wie die Trasse der A 94 durchs
Isental zu Fall bringen können, sind die Befürchtun-
gen von Herrn Vallendar übertrieben. Zu berück-
sichtigen ist ja, dass nach den Zielsetzungen des
neuen Bundesnaturschutzgesetzes, nämlich des
allgemeinen Grundsatzes in § 20 Abs. 1, das natio-
nale Netz verbundener Biotope 10 % der Fläche
eines jeden Landes umfassen soll und dass das
deutsche Natura-2000-Netz mit einer Fläche von
3,3 Mio. Hektar im terrestrischen Bereich nur 9,3 %
der Bundesfläche umfasst. Zu den FFH-Gebieten
kommen, Stand 2008, 685 Vogelschutzgebiete mit
10,1 % der Bundesfläche. Wegen der Überlappung
der beiden Gebietskategorien bedeckt das gesam-
te Natura-2000-Netz in Deutschland damit etwa 
14 % der Landesfläche.

Dass sich die künftige Straßenplanung exakt auf
diese 14 % kaprizieren müsste und damit in der
Verbandsklage zu Fall kommt, ist nicht zu befürch-
ten, zumal auch in der Vergangenheit ohne nen-
nenswerte Probleme viele Verkehrsprojekte des
Bundesverkehrswegeplans unter Berücksichtigung
der FFH-Verträglichkeitsprüfung realisiert werden
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konnten.13 Offensichtliche Planungsfehler, fehler-
hafte Prüfungen, unzureichend qualifizierte Gut-
achter, wie möglicherweise im Halle-Verfahren,
kann man nicht dem Naturschutz anlasten.

Dass die Straßenplanung, bei aller Notwendigkeit
des Straßenbaus, den Erhaltungszustand der Na-
turräume in Deutschland beachten muss, zeigen
die Zahlen, die der Bundesregierung bei der Be-
schlussfassung über die nationale Strategie zur
biologischen Vielfalt im Oktober 2007 vorlagen. Da-
nach sind 72,5 % der Lebensräume der heimischen
Tier- und Pflanzenarten in ihrem Bestand gefähr-
det. Nur 25 % der Lebensraumtypen der kontinen-
talen Zone befinden sich in einem günstigen Zu-
stand. Nicht besser sieht es für die heimischen
Arten in der kontinentalen Zone aus und nicht bes-
ser sieht es auch im übrigen Europa aus. Mehr als
50 % der Feuchtgebiete und der größte Teil der
landwirtschaftlichen Nutzfläche von hohem ökologi-
schem Wert sind dort bereits verloren. Fast die
Hälfte der in Europa beheimateten Säugetiere,
Vögel und Schmetterlinge ist nach einer Mitteilung
der Kommission vom 22.05.2006 vom Aussterben
bedroht.14

II. Rechtlicher Status quo aus der
Sicht des Individualrechts-
schutzes

1. In meinem bereits erwähnten Vortrag bei der
Richterakademie in Trier vor 16 Jahren15 habe ich
beklagt, dass eine vernünftige anwaltliche Beratung
über die Erfolgsaussichten von Klagen im Pla-
nungsrecht deshalb nicht möglich sei, weil die
Rechtsprechung bei der Reparatur von Fehlern des
Verwaltungsverfahrens zugunsten der Planerhal-
tung übertreibt und einen außerrechtlichen Grund-
satz der Planerhaltung durch die Kausalitätsprü-
fung bei der gerichtlichen Kontrolle der Abwägung
geschaffen habe. Damals standen im Gesetz nur
die Paragraphen 45, 46 VwVfG, der damalige § 17
Abs. 6c FStrG war gerade neu geschaffen worden,
wodurch der Gesetzgeber nach meiner damaligen
Meinung versucht habe, sich der contra legem ar-
gumentierenden Rechtsprechung anzunähern.

Die Richter des Bundesverwaltungsgerichts hielten
mir in der Diskussion entgegen: Die Planerhaltung
durch die Gerichte müsse sein, damit die Planer
nicht nutzlos über Jahre Feuchtgebiete zählen,
Lärm berechnen, Brückenbauwerke, Straßenquer-
schnitte und Steigungsprofile zeichnen, dies für

hunderttausende von Mark und hinterher findet der
Richter einen Verfahrensfehler, der den ganzen 
Kostenaufwand nutzlos macht. „Nur wenn wir Rich-
ter nachweisen können, dass mit dem Straßenbau
einem bayerischen Minister zu höherer Ehre ver-
holfen werden soll und die Straßenplanung nur des-
halb durchgeführt wird, kann das Eigentumsgrund-
recht einen wirksamen Schutz bieten. Die Kosten
des Rechtsstaats sind ohnehin hoch, da dürfen wir
nicht übertreiben“, so damals Herr Berkemann.

Diese Einschätzung wurde vom richterlichen Publi-
kum weitgehend geteilt.

Mit Vergnügen habe ich einen Vortrag von Herrn
Verfassungsrichter STEINER im Januarheft der
Bayerischen Verwaltungsblätter16 gelesen, einen
Vortrag aus Anlass des 50-jährigen Gründungsju-
biläums des Verbandes der Bayerischen Verwal-
tungsrichter, der nahelegt, dass meine damalige,
und erst recht meine heutige Einschätzung von der
Effektivität des Individualrechtsschutzes nicht ganz
falsch war und ist. Ich darf zitieren:

„Wer mit dem Rechtsanwalt spricht und insbeson-
dere dem Fachanwalt des Verwaltungsrechts,
muss hören, dass Erfolge des Bürgers im Verwal-
tungsstreitverfahren gegen Behörden heute nur
noch schwer zu erzielen seien. Höhere Erfolgsquo-
ten werden angeblich aus China gemeldet. Das
dortige Justizsystem hat allerdings den Vorteil,
dass auch seine Berufsrichter überwiegend juristi-
sche Laien sind. Der Überbringer dieser guten chi-
nesischen Nachricht muss im Übrigen einschrän-
ken: Die Chinesen hätten einen effizienten verwal-
tungsrechtlichen Rechtsschutz, solange es nicht
um Politik gehe.“

Diese Einschränkung muss man für die deutsche
Verwaltungsgerichtsbarkeit nicht machen. Und wei-
ter im Zitat von Herrn STEINER:

„Es ist unter Rechtsanwälten und Richtern heute
nicht wirklich streitig, dass dem Bürger, ein Verwal-
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tungsstreitverfahren zu gewinnen, aus einer Reihe
von Gründen nicht vergönnt ist, die nicht in der
mangelnden Berechtigung seines Anliegens allein
liegen. Ich meine weniger die anwaltliche Stern-
stunde, wenn es gelingt, einen Abgabenprozess
gegen eine bayerische Gemeinde zu gewinnen. Die
Aufmerksamkeit gilt vor allem dem deutschen Ge-
setzgeber, der einige Gewinnwarnungen im Verwal-
tungsrecht ausgesprochen hat. Damit meine ich die
Vorschriften über die Unbeachtlichkeit und über die
Heilung von formalen Fehlern administrativer Akte.“

Herr STEINER meint, die Heilungsvorschriften
könnten der erste Forschungsgegenstand eines
Lehrstuhls für Rechtspathologie sein.

Zum Schutz der Verwaltung, zum Zwecke der Plan-
erhaltung und zur Verhinderung des Individual-
rechtsschutzes haben wir – Status quo heute – eine
Normenfülle, die – wie wir es gestern im Vortrag
von Herrn RUBEL gehört haben – das deutsche
Verfahrens- und Prozessrecht zum verwaltungs-
freundlichsten und zum individualrechtsschutz-
feindlichsten in der Europäischen Union macht.
Deutschland ist europaweit der einzige Staat, in
dem die Planungsbehörde bereits mit dem Ende
der Einwendungsfrist verbindlich weiß, welche Be-
troffenheiten zu berücksichtigen sind. Der Grund-
satz der Planerhaltung und – darauf aufbauend –
das ausdifferenzierte System der Mängelbehe-
bung, das neben kleineren Modifikationen auch
umfassende Umplanungen während eines gericht-
lichen Verfahrens und – vom Bundesverwaltungs-
gericht in der Halle-Entscheidung quasi zum Stan-
dard-Fall erhoben – ein planergänzendes Verfah-
ren zulässt, existiert nur in Deutschland. Nach dem
Vortrag von Herrn HIEN17 zum selben Thema
gehört, anders als Herr VALLENDAR beschwört,
auch die deutsche Verbandsklagebefugnis zu den
restriktivsten in Europa.

Herr HIEN hat versucht, uns Anwälte mit folgenden
Worten zu trösten:

„Angesichts dieses Ergebnisses werden Sie sich al-
lerdings zu Recht fragen, wie Sie potenziellen Man-
danten eine Klage im Planungsrecht überhaupt
noch schmackhaft machen können, wenn am Ende
allenfalls Trostpreise à la Otterdurchlass, Lärm-
schutzfenster oder Nachflugverbot winken. Zum
einen ist natürlich ein Lärmschutzfenster besser als
gar keine Schutzvorkehrung. Zum anderen gilt
auch hier wie so oft: Die Masse macht’s. Da die Fi-
nanzierbarkeit gegenwärtig die einzige größere
Schwachstelle der Infrastrukturplanung ist, wird ein

Projekt scheitern, wenn es sich durch zusätzliche
Schutzauflagen zu sehr verteuert. Und schließlich
brauchen auch die Gerichte eine breite Fallbasis,
um ihre Rechtsprechung fortzuentwickeln – oder zu
revidieren.“

Soviel zunächst zur von Herrn DURNER vorge-
schlagenen Variante meines Vortrags, nämlich der
Partizipation an der Verwirklichung des Gemein-
wohls.

2. Zum Zwecke der Einschränkung des Indivi-
dualrechtsschutzes finden wir in den Gesetzen: §
73 Abs. 4 S. 3 VwVfG über die Präklusion, gleich-
lautend in § 17a Nr. 7 FStrG, das Entfallen der auf-
schiebenden Wirkung der Klage gegen den Plan-
feststellungsbeschluss in § 17e Abs. 2 S. 1 FStrG
verbunden mit der einmonatigen Antrags- und Be-
gründungsfrist für den Antrag nach § 80 Abs. 5
VwGO, die sechswöchige Klagebegründungsfrist
für den Anwalt in § 17e Abs. 5 FStrG18, wir haben
die Heilungsvorschriften der §§ 45, 46 VwVfG,
hinzu tritt die Planerhaltung in § 17e Abs. 6 FStrG
und in § 75 Abs. 1a VwVfG, im gesetzgeberischen
Übereifer gleich doppelt genäht, und nicht zu ver-
gessen die prozessualen Reparaturmöglichkeiten
in § 114 S. 2 VwGO.

Mit wirklicher Faszination habe ich die juristische
Sinfonie studiert, die Herr DURNER 2006 in 
Speyer über die behördliche Nachbesserung feh-
lerhafter Planfeststellungsbeschlüsse komponiert
hat und in der er neben all diesen Vorschriften
tatsächlich noch eine Gesetzeslücke für die Repa-
ratur gefunden und mit § 48 VwVfG gefüllt hat. Ich
weiß nicht, wen ich mehr bewundern soll, den Kom-
ponisten oder das Konzertpublikum, das dem in 50
Seiten hochkomplexesten Textes eingeflossenen
Vortrag lauschen durfte.

Meine anwaltliche Erfahrung zeigt, dass Herr HIEN
und Herr STEINER tatsächlich Recht haben: Der
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Versuch Individualrechtsschutz im Planungsrecht
zu erlangen, muss den im Verwaltungsrecht tätigen
Anwalt zwingend frustrieren. Auch angesichts einer
sorgfältig vorbereiteten und begründeten Klage
macht gerade die Existenz des Prozesses die
rechtswidrige Planung rechtmäßig, und dies auf
Kosten des Klägers, welcher seine Anwälte, Gut-
achter, Richter und Prozessbevollmächtigte des
Gegners bezahlt und mit seiner Klage die behördli-
che und gerichtliche Reparatur eines zunächst
mangelhaften Planungsprodukts finanziert.

Die von Herrn VALLENDAR in seiner Veröffentli-
chung mit Verwunderung wahrgenommene Mög-
lichkeit, dass die Verbände überhaupt ihre eigenen
Gutachter bezahlen können, steht in der Regel dem
von einer Straßenplanung betroffenen und in seiner
wirtschaftlichen Existenz bedrohten Landwirt nicht
zur Seite. Der Vorschlag von Herrn STEINER, dass
im Verwaltungsprozess die Kosten klägerischer
Sachverständigengutachten vom Staat erstattet
werden, wird nicht Gesetz werden.

III. Tendenzen

Der Schutz unserer bürgerlichen Freiheiten, vor
allem des Eigentumsgrundrechts, in der Fachpla-
nung und in der Planungsrechtsprechung wird
immer unbedeutender, weil Art. 14 Abs. 1 GG von
den Verwaltungsgerichten zwar verbal mit angeb-
lich hoher Abwägungsbedeutung abgehandelt wird,
mental aber als zu vernachlässigender Randaspekt
angesehen wird. Dagegen gewinnt die Verbands-
klage verbunden mit dem vor allem europarechtlich
gesteuerten Habitat- und Artenschutz immer mehr
Bedeutung.

1. Materielles Recht

Mir wurde aus dem A-94-Verfahren vor dem Bayeri-
schen Verwaltungsgerichtshof berichtet, dass über
die behauptete Existenzvernichtung einiger land-
wirtschaftlicher Betriebe etwa jeweils eine halbe
Stunde verhandelt worden sei, über die Gefähr-
dung und Absiedlung des Kriechenden Scheibe-
richs, den außer den Richtern des 8. Senats des
BayVGH wahrscheinlich kein Verwaltungsrichter je
gesehen hat, drei Tage. Im Beschluss des Bundes-
verwaltungsgerichts über die Ablehnung der Nicht-
zulassungsbeschwerde19 liest man manches über
Auwaldbestände, Feuchtgebiete und Schwarz-
erlen, nichts zu Art. 14 GG, sicherlich, weil schon
die Beschwerdeführer bei Art. 14 GG resigniert hat-

ten. Überraschenderweise wurde jetzt aber die Ver-
fassungsbeschwerde gegen den Beschluss des
Bundesverwaltungsgerichts auf Art. 14 GG ge-
stützt, nicht auf das Verschwinden des Kriechenden
Scheiberichs.

Europäisch dominiertes Natur- und Artenschutz-
recht trifft auf eine interne nationale Entwicklungsli-
nie des Naturschutzes und hat sie verstärkt, sodass
im Fachplanungsrecht jetzt zwei Regelungsblöcke
nebeneinander stehen, die in ihren Anschlussberei-
chen nur grob und unregelmäßig behauen sind,
also nicht wirklich zusammenpassen.

Das fachplanungsrechtliche Abwägungsgebot ist
gut geeignet, neue und neu bewertete Belange in
den Abwägungsvorgang einzubinden. Das Abwä-
gungsgebot hat aber keine Steuerungskraft für das
Ergebnis der Abwägung, also dafür, welche Belan-
ge im Rahmen des behördlichen Gestaltungsspiel-
raums zurückgestellt werden. Die umfangreiche
Rechtsetzung, beginnend mit dem deutschen Na-
turschutzrecht und dieses überlagernd und ver-
drängend der europäische Richtliniengeber, hat
hierauf durch die Schaffung zwingender Normen
reagiert:

• Es begann mit den Eingriffsregelungen im Na-
turschutzrecht, die auch die jüngste Novelle des
Bundesnaturschutzgesetzes als allgemeinen
Grundsatz für die Länder abwägungsfest fixiert
und zum Teil inhaltlich in den §§ 13 bis 18 er-
weitert haben.

• Es gab seit jeher die Befreiungsregelungen bei
den nationalen Biotopvorschriften und bei den
nach nationalem Naturschutzrecht erlassenen
Schutzgebietsverordnungen.

• Es kamen hinzu die Umweltverträglichkeitsprü-
fungen auf Projektebene und auf Planebene
durch die UVP-Richtlinien und die SUP-Richtli-
nie.

• Letztlich ohne Abstimmung mit den UVP-Rege-
lungen entstanden die Verträglichkeitsprüfun-
gen beim europäischen Habitatschutz und die
speziellen artenschutzrechtlichen Prüfungen.

All diese Ausdifferenzierungen des Umwelt-
schutzes sind nicht in die Kernbestimmungen des
Fachplanungsrechts eingepasst worden, sondern
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der Umweltschutz verblieb fachplanungsextern im
jeweiligen spezifischen umweltrechtlichen und eu-
roparechtlichen Regelungszusammenhang.

In der europäischen Gemeinschaft hat die Bundes-
republik auf die deutsche Sprache als feste Amts-
sprache verzichtet und auch auf die Benennung
durchsetzungsfähiger Kommissare. Die Bundesre-
publik verteidigt unsere Freiheit angeblich am Hin-
dukusch, sie hat aber jede Verteidigung des be-
währten deutschen Rechtssystems in Europa auf-
gegeben. Es überrascht also nicht, dass es auch
dem deutschen Gesetzgeber nicht gelungen ist, die
europarechtlichen Regelungen abgestimmt neben
die bestehenden Regelungen des Fachplanungs-
rechts treten zu lassen, es ist eine Vielfalt von Prüf-
verfahren, Abschätzungsverfahren, Abweichungs-
verfahren, Ober- und Unterabwägungen entstan-
den und insgesamt ein kodifikatorisches Chaos,
das weder dem Planungsbetroffenen noch dem
Vorhabensträger hilft und nach meinem Gefühl
auch nicht uns Anwälten, weil wir das Chaos auch
nicht mehr verstehen.

In einem bergrechtlichen Planfeststellungsverfah-
ren, das sich immerhin auf eine regionalplanerische
Vorrangfläche für Rohstoffabbau bezog, welche in
einem in der Liste der Kommission genannten FFH-
Gebiet und Vogelschutzgebiet lag, musste der Vor-
habensträger auf Verlangen der Fachbehörden, vor
allem der Naturschutzbehörden 12 naturschutzbe-
zogene Gutachten beauftragen, auf Wunsch der
Behörden bei jeweils verschiedenen Gutachter-
büros, und keines der Gutachten konnte im jeweils
anderen Verfahrenszusammenhang verwendet
oder gebraucht werden:

ein Gutachten für die UVP auf landesplanerischer
Ebene, ein Gutachten für die UVP in der Planfest-
stellung, ein Gutachten für die Verträglichkeitsprü-
fung nach Art. 6 Abs. 3 FFH-Richtlinie, ein Gutach-
ten über Hautflügler, ein Gutachten über eine lokal
bisher ausgestorbene Nachtschmetterlingsart, die
bei der Vorbereitung der Verträglichkeitsprüfung
neu entdeckt worden war, ein Gutachten für Vögel,
die auf Bäumen brüten, und eines für bodenbrüten-
de Vögel, ein gesondertes Gutachten über die
Lärmverträglichkeit der Vögel gegenüber der be-
reits vorhandenen Autobahn aufgrund der Summie-
rungsthematik von Projekten, ein Gutachten zur
Beeinträchtigung geschützter Pflanzen durch evtl.
Grundwasserveränderungen und ein Gutachten
über die Beeinträchtigung von Heidekräutern, die
von selbst auf selten befahrenen Waldwegen ent-

standen waren, ein Gutachten zum Biotopschutz
nach Art. 13d des BayNatSchG, ein Gutachten zur
Eingriffsregelung und zur Kompensation der Ein-
griffe, ein Gutachten zur Funktionsfähigkeit des für
Rodungen im Bannwald nachzuweisenden Ersatz-
waldes, der wiederum nicht als Kompensation für
die Eingriffsregelung herangezogen wurde. Und
schließlich haben wir ein 13. Gutachten beauftragt,
das die Zusammenfassung aller Gutachten enthielt,
weil die Bergrechtsbehörde aufgrund ihrer perso-
nellen Ausstattung nicht bereit und in der Lage war,
alle Einzelgutachten zu lesen.

Das einzige Glück dieser Hunderttausende von
Euro verschlingenden Gutachtensorgie war, dass
der beteiligte Naturschutzverband, ein Gegner des
Projekts, erklärte, angesichts so vieler Gutachten
habe er nicht die personelle Kapazität, innerhalb
von sechs Wochen substanzielle Einwendungen zu
erheben. Der bergrechtliche Rahmenbetriebsplan
ist also bestandskräftig und nach drei Jahren Sand-
abbau besteht die Chance, dass der Abbauunter-
nehmer zumindest die Gutachtenskosten wieder
hereingeholt hat.

Ich habe nicht erwähnt, dass bereits bei der Auf-
stellung des Regionalplans sämtliche Umweltgüter
im Abbaugebiet in vielen Gutachten betrachtet wor-
den waren.

Die Biologen, Ökotrophologen, Ornithologen, In-
sektologen und Phytologen haben gute Lobbyarbeit
in Brüssel für ihre künftigen Beschäftigungsgaran-
tien geleistet.

Mein Vorschlag in diesem Planfeststellungsverfah-
ren, im Gutachten über die Umweltverträglichkeits-
prüfung, das ein Umweltbüro erstellt, in Unterkapi-
teln mit Subunternehmern den jeweiligen rechtli-
chen, faunistischen, floristischen, hydrologischen
und lebensraumbezogenen Schutzbereich zu be-
handeln, wurde von einigen Gutachtern und Behör-
denvertretern im Scoping-Termin nur mit ungläubi-
gem Staunen über meine europarechtliche Naivität
zur Kenntnis genommen.

Nach meinem Gefühl werden wir Deutschen, weil
wir den Ruf einer perfekten bürokratischen Umset-
zung von politischen Ideologien genießen, sei es
die formalrechtliche Umsetzung des Nationalsozia-
lismus, des Kommunismus oder der deutschen
Wiedervereinigung, besonders gerne von der EU-
Kommission verklagt und vom EuGH wegen Ver-
tragsverletzung verurteilt. Aus der Sicht des Ge-
meinschaftsrechts ist es ja letztlich gleichgültig, ob
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eine Richtlinie überhaupt nicht oder angeblich nur
mangelhaft umgesetzt worden ist.20 Herr BERKE-
MANN zählt in seinem Handbuch zum Recht der
Umweltrichtlinien EuGH-Urteile gegen Deutschland
auf wegen vertragswidrigen Verhaltens zur Vogel-
schutzrichtlinie, Grundwasserrichtlinie, Trinkwas-
sergewinnungsrichtlinie, Trinkwasserrichtlinie, Blei-
verschmutzungsrichtlinie, Gewässerschutzrichtli-
nie, UVP-Richtlinie, Umweltinformationsrichtlinie,
Abwasserrichtlinie, FFH-Richtlinie, IVU-Richtlinie,
UVP-Änderungsrichtlinie.21

Manche dieser Urteile sind in der deutschen juristi-
schen Literatur von einem fast masochistischen
Lustgeschrei begleitet worden, wie groß die Miss-
stände des Umsetzungswesens in Deutschland
seien und wie wenig europafreundlich unsere deut-
schen Organe, zuletzt ist ja sogar dem Bundesver-
fassungsgericht wegen seiner Entscheidung zum
Vertrag von Lissabon nationalstaatlicher Autismus
vorgeworfen worden.

Die noch bei der Umsetzungsdiskussion zur UVP-
Richtlinie harschen und emotionalen Abwehrreak-
tionen gegen den Einbruch des Gemeinschafts-
rechts in unsere Rechtsordnung haben allerdings
nichts gebracht. Das UVP-Gesetz gilt, wird im Ver-
fahren angewandt und erzeugt außer Gutachterbe-
schäftigung wenig für die Umwelt.

Am besten werden wir im Planungsrecht mit einem
relativ entspannten und gelassenen Verständnis
des Gemeinschaftsrechts zurechtkommen.

Das Gemeinschaftsrecht hat nach dem EG-Vertrag
und der Rechtsprechung des EuGH einen Vorrang
in der Anwendung, es hat aber keinen Vorrang an
inhaltlicher Richtigkeit oder Überzeugungskraft.22

Wir sollten daher auch die Kritik an unsinnigem und
grundrechtsfeindlichem EU-Recht nicht aufgeben
und auf europäischer Ebene eine demokratische, in

sich logische und abgestimmte und mit praktischer
Vernunft anwendbare Rechtssetzung des Natur-,
Arten- und Umweltschutzes erzwingen.

2. Prozessrecht

Mangels Finanzierungswilligkeit und Finanzie-
rungsfähigkeit von Einzelklägern und wegen der
von vornherein fast sicheren Erfolglosigkeit solcher
Klagen werden künftig wohl nur noch Verbände kla-
gen. Europarechtlich ist das gewünscht.

Die EU ist – Gott sei dank noch – ohne eigene Voll-
zugsbehörden und hat anscheinend das Gefühl,
dass sie oft mit eher unwilligen nationalen Behör-
den konfrontiert ist. Die Bürger und noch mehr die
Verbände und NGOs sind deshalb als Vollzugshel-
fer durch Partizipation und Drittanfechtungsklage
hoch willkommen.23 Das neue Bundesnaturschutz-
gesetz stärkt die Stellung der Verbandsklage.

a) § 64 des neuen BNatSchG stellt klar, dass die
zugelassenen Verbände ein Wahlrecht zwi-
schen der naturschutzrechtlichen Verbandskla-
ge und der umweltrechtlichen Verbandsklage
haben. Der BayVGH hat das in seinem Urteil
zum Garmischer Kramertunnel vom 23. Juni
2009 schon für die aktuelle Rechtslage be-
stätigt. Die früher diskutierte Abgrenzung der
beiden Klagen auf der Zulässigkeitsebene24 ist
also an sich nicht mehr nötig, wenn es um Kla-
gen gegen Planfeststellungsbeschlüsse und
Rechtsfragen des Natur- und Umweltschutzes
geht.

Beide Klagen sind nebeneinander statthaft gegen
Planfeststellungsbeschlüsse und Plangenehmigun-
gen mit Öffentlichkeitsbeteiligung

• nach § 64 Abs. 1, § 63 Abs. 2 Nr. 6 und 7 BNat-
SchG, soweit, wie praktisch immer, ein Eingriff
stattfindet,

• nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. § 1 Abs. 1 S. 1 Nr.
1 UmwRG und § 2 Abs. 3 UVPG, wenn eine
Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung be-
stand.

b) Auf der Begründetheitsebene besteht derzeit
noch ein Unterschied bei den beiden Klagevari-
anten. Zwar wird in beiden Fällen § 113 Abs. 1
S. 1 VwGO durch Sondervorschriften verdrängt:

Nach § 64 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG muss das Gericht
jegliche den Belangen des Naturschutzes dienende
Vorschrift, unabhängig davon, ob sie drittschützend
ist, überprüfen.
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STOROST, FFH-Verträglichkeitsprüfung und Abweichungs-
entscheidung, DVBl. 2009, 673 (682). 
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(in: o. Fußn. 4, S. 441).

24 EKARDT/SCHENDERLEIN (o. Fußn. 20); BayVGH, Urt. v.
23.06.2009, 8 A 08.40001.



Nach der schon auf der Zulässigkeitsebene gelten-
den Vorschrift des § 2 Abs. 1 Nr. 1 UmwRG und
nach der Begründetheitsregel des § 2 Abs. 5 Nr. 1
UmwRG prüft das Gericht aber, ob der Planfest-
stellungsbeschluss

• Rechtsvorschriften verletzt, die dem Umwelt-
schutz dienen,

• Rechte einzelner begründen und

• für die Entscheidung von Bedeutung sind.

Umstritten ist derzeit noch, ob der Bundesgesetz-
geber die Verbandsklage in das enge Korsett des
Individualklagemodells zwängen durfte25 oder ob
diese Gleichschaltung europarechtswidrig ist.26

Während das OVG Lüneburg27 die Kritik der Litera-
tur an der Einschränkung des Umweltrechtsbe-
helfsgesetzes als eher rechtspolitisch begründet
ansieht, hat das OVG Münster die Frage in einem
Beschluss vom 05.03.200928 dem Europäischen
Gerichtshof zur Entscheidung nach Art. 234 EG
vorgelegt.

Gegen eine ausschließliche Beschränkung der Ver-
bandsklage auf subjektive Rechte Einzelner spricht
nach meiner Meinung vor allem das Argument,
dass ein Mitgliedstaat den Verbandsrechtsschutz
unterlaufen kann, entgegen der der Verbandsklage
von der Kommission beigemessenen Funktion und
entgegen dem Ziel des Art. 9 Abs. 2 der Arhuskon-
vention und des Art. 10a UVP-Richtlinie (in der Fas-
sung der Öffentlichkeitsrichtlinie), nämlich den Zu-
gang zu den Gerichten zu erweitern. Wahrschein-
lich wird der Europäische Gerichtshof daher seiner
bisherigen Tendenz treu bleiben, eine allgemeine
Rechtmäßigkeitskontrolle von Zulassungsentschei-
dungen am Maßstab europäischen und nationalen
Umweltrechts herbeizuführen.29

IV. Rechtspolitische Vorschläge für
die künftige Fachplanung

Das freie und unbefangene Herangehen der Ge-
richte an Planungsentscheidungen und damit die
Wirksamkeit des Rechtsschutzes, aber auch die Ef-
fizienz des Planens leiden nach meiner Meinung
daran, dass im Zeitpunkt der gerichtlichen Kontrol-
le bereits zu viele nicht kontrollierte und nicht kon-
trollierbare Planungsphasen abgelaufen sind, dass
die der gerichtlichen Kontrolle zugrunde liegenden
technischen Detailplanungen in Verbindung mit
sämtlichen notwendigen Gutachten bereits zu viele

Kosten produziert haben, dass kurz gesagt schon
zu viele teure Fakten geschaffen sind, bevor ge-
richtlich kontrolliert wird. Hinzu kommt, dass das
materielle Recht, siehe Artenschutz, aus der Sicht
des Betroffenen die Schwerpunkte der gerichtlichen
Kontrolle einer Planung vollkommen ins Abseits ge-
führt hat.

Nach meiner Meinung sollte darüber nachgedacht
werden, ob die Straßenplanung, ebenso wie ande-
re linienförmige Infrastrukturplanungen, und der
sich anschließende Rechtsschutz in zwei Phasen
gegeneinander abgeschichtet werden können:

Wir schaffen die Regeln über den gesetzlichen Be-
darfsplan, die Linienbestimmung, das Raumord-
nungsverfahren ab und ersetzen all diese Verfah-
ren durch eine politisch verantwortete und haus-
haltsmäßig abgesicherte Trassenentscheidung, die
verbunden wird mit der Umweltprüfung, einer Grob-
analyse nach dem Europäischen Naturschutzrecht,
der Prüfung, ob Lärmschutz möglich ist, der Prü-
fung der Flächenverluste und der entgegenstehen-
den kommunalen Planungen.

Dieser Trassenentscheidung liegen keine komple-
xen Planunterlagen zugrunde, also keine kosten-
trächtigen detaillierten ingenieurmäßigen Ausarbei-
tungen von Querschnitten, Höhen- und Gefälledar-
stellungen, Brückenbauwerken, Tunnels und Lärm-
schutzanlagen, sondern ein 500 m breites Band,
das die dreistreifige Trassenbreite und alle theoreti-
schen Anbauverbote mit beinhalten würde. Die Ab-
schnittslänge des Bandes bestimmt sich nach sei-
ner selbstständigen Verkehrswirksamkeit.

Vor dieser Trassenentscheidung findet eine umfas-
sende Öffentlichkeitsbeteiligung in ausreichenden
Fristen statt; im kollektiven Zusammenwirken aller
denkbarer Beteiligten, Gemeinden, Verbände, Ei-
gentümer, Lärmbetroffener und Behörden wird die
Erkenntnis gewonnen, ob die grundsätzliche Tras-
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25 W. SCHRÖDTER, Aktuelle Entscheidungen zum Umwelt-
Rechtsbehelfsgesetz, NVwZ 2009, 157.

26 BERKEMANN/HALAMA (o. Fußn. 21, S. 765).
27 OVG Lüneburg, B. v. 07.07.2008, 1 ME 131.08, NVwZ 2008,

1144.
28 OVG Münster, B. v. 05.03.2009, 8 D 58.08.AK; siehe A. VER-

STEYL, Erweiterung der Klagebefugnis der Verbände durch
den EuGH?, EurUP 2009, 133.

29 Zur Diskussion vgl. auch EKARDT/SCHENDERLEIN (o.
Fußn. 20); M. SAUTHOFF in: MÜLLER/SCHULZ, FStrG,
2008, § 17e, Rdnr. 23; W. DURNER, Direktwirkung europäi-
scher Verbandsklagerechte?, ZUR 2005, 285.



senentscheidung zu einer Straßenplanung führt,
die bei Saldierung aller in einer Grobanalyse er-
kennbaren Vor- und Nachteile einen positiven ge-
sellschaftlichen Nettonutzen hat.

Diese Trassenentscheidung ist gerichtlich anfecht-
bar für Gemeinden, Verbände, Eigentümer und
Lärmbetroffene. Es findet eine uneingeschränkte
objektive Rechtskontrolle durch das Gericht statt.

Wird die Trassenentscheidung gerichtlich bestätigt,
wird auf der 2. Ebene die Detailplanung eröffnet.

Dieser Planung liegt eine unanfechtbare Trassen-
wahl zugrunde, ähnlich dem Verhältnis zwischen
baurechtlichem Vorbescheid und Baugenehmi-
gung.

Auf der Ebene der Detailplanung werden alle kon-
kret betroffenen privaten Belange, die technischen
Fragen des Lärmschutzes, die Eigentumsfragen,
die Absiedlung von Betrieben, die Regelungen der
Zufahrten mit den einzelnen Privatpersonen behan-
delt, ferner werden alle Einzelheiten des Natur- und
Artenschutzes, der Eingriffe und ihrer Kompensati-
on geregelt.

Auf dieser Verfahrensebene findet keine generelle
Erörterung statt, sondern es werden individuelle
Verhandlungen zwischen der Planfeststellungs-
behörde und den Betroffenen geführt.

Der endgültig ergehende Planfeststellungsbe-
schluss unterliegt zwar auch der gerichtlichen Kon-
trolle, auf dieser Ebene gibt es aber nur einen rein
subjektiven öffentlichen Rechtsschutz, es besteht
kein Aufhebungs-, sondern nur ein Planergän-
zungsanspruch und es gelten uneingeschränkt die
Heilungsmöglichkeiten für die Planfeststellungs-
behörde.

Diese zweiphasige Abschichtung der Planungsebe-
nen reduziert die Komplexität der Planung, sie re-
duziert Kosten, die Planer werden mehr Spaß am
Planen haben und die Richter weniger Angst vor
der Beanstandung der Trassenentscheidung und
damit auch mehr Freude am Rechtsprechen. Von
beidem profitiert der Individualrechtsschutz und das
Gemeinwohl gedeiht, weil die Gerichte nur den Bau
von Straßen zulassen, die gesellschaftlich nützlich
sind. Für die Trassenentscheidung steht die Stelle
ein, die sie politisch gewollt hat, und nicht die nur
vorgeschobene Planfeststellungsbehörde, welche
ausschließlich für die Bewältigung der technischen
Planungsdetails Verantwortung trüge.

Die gegen die Trassenentscheidung klagenden Ei-
gentümer könnten ab und zu einen Prozess gewin-
nen, und für die Verteidigung einer Planung wären
trotzdem keine Anwälte nötig, weil bekanntlich die
besseren Juristen in den Behörden sitzen und in
den Anwaltskanzleien nur die besser bezahlten.
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Montag, 21. September 2009

14.15 Uhr Begrüßung

14.30 Uhr RA Prof. Dr. Bernhard Stüer, Münster:
Die Leistungsfähigkeit der Planfest-
stellung für die Straßenplanung im 21.
Jahrhundert

15.00 Uhr Diskussion

15.30 Uhr  Kaffeepause

16.00 Uhr Frau RDin Anke Leue, BMVBS, Bonn:
Erfahrungsbericht zum Infrastruktur-
planungsbeschleunigungsgesetz und
Perspektiven für das Verwaltungsver-
fahrensrecht

16.30 Uhr Diskussion

17.15 Uhr VorsRiBVerwG Prof. Dr. Rüdiger
Rubel, Leipzig:  
Straßenplanung und Rechtskontrolle
im Ausland: Erkenntnisse der Tagung
„Road Planning in Europe“

17.45 Uhr Diskussion

19.00 Uhr Gemeinsames Abendessen

Dienstag, 22. September 2009

9.00 Uhr RA Ulrich Numberger, München:
Straßenplanung zwischen Individual-
rechtsschutz und Partizipation an der
Verwirklichung des Gemeinwohls

9.45 Uhr Diskussion

10.30 Uhr  Kaffeepause

11.00 Uhr „Aktuelle Stunde“

12.00 Uhr Mitgliederversammlung des Arbeits-
kreises „Straßenrecht“

13.00 Uhr Gelegenheit zum Mittagsimbiss im 
Bistro „Luigi Pirandello” 
(Universitätsclub)
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Schriftenreihe

Berichte der Bundesanstalt
für Straßenwesen

Unterreihe „Straßenbau“

S 11: Der Einfluß der Textur auf Reifen/Fahrbahngeräusch und 
Rollwiderstand – Untersuchungen im Prüfstand Fahrzeug/Fahr-
bahn
Ullrich, Glaeser, Sander, Chudalla, Hasskelo, Löffler,  
Sievert  15,00

S 12: Offenporige Asphaltdeckschichten auf Außerortsstraßen 
– Projektgruppe „Lärmmindernde Straßendecken“        10,00
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S 14: 35. Erfahrungsaustausch über Erdarbeiten im Straßenbau  
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Teil 1: Literaturauswertung
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Teil 2: Einfluß des Rundkornanteils auf die Scherfestigkeit von 
Gesteinskörnungen
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S 25: 37. Erfahrungsaustausch über Erdarbeiten im Straßenbau  
                   16,50
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S 29: Nichtverkehrliche Straßennutzung – Referate eines For-
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S 31: Arbeitsanleitung für den Einsatz des Georadars zur Gewin-
nung von Bestandsdaten des Fahrbahnaufbaues          

Golkowski     13,50

S 32: Straßenbaufinanzierung und -verwaltung in neuen Formen 
– Referate eines Forschungsseminars der Universität des Saar-
landes und des Arbeitsausschusses „Straßenrecht“ am 23. und 
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Projektgruppe „Leiser Straßenverkehr“   16,50
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S 40: 39. Erfahrungsaustausch über Erdarbeiten im Straßenbau
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RFT-Verfahren – Veränderungen der Eigenschaften von polymer-
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weise
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tig unter www.nw-verlag.de heruntergeladen werden.
Killing, Hirsch  14,50

S 52: Statistische Analyse der Bitumenqualität aufgrund von 
Erhebungen in den Jahren 2000 bis 2005
Dieser Bericht liegt nur in digitaler Form vor und kann kostenpflich-
tig unter www.nw-verlag.de heruntergeladen werden.
Hirsch  16,00

2005

2006

2007

S 53: Straßenrecht und Föderalismus – Referate eines For-
schungsseminars des Arbeitskreises "Straßenrecht" am 24./  
25. September 2007 in Bonn                                              15,50

S 54: Entwicklung langlebiger dünner Deckschichten aus Beton
Silwa, Roßbach, Wenzl    12,50

S 55: Dicke Betondecke auf Schichten ohne Bindemittel (SoB/
STSuB)
Leykauf, Birmann, Weller    13,50

S 56: Vergangenheit und Zukunft der deutschen Straßenverwaltung 
– Referate eines Forschungsseminars des Arbeitskreises "Straßen-
recht" am 22./23. September 2008 in Bonn  14,00

S 57: Vergleichende Untersuchung zweischichtiger offenporiger 
Asphaltbauweisen
Ripke   13,50

S 58: Entwicklung und Untersuchung von langlebigen Deck-
schichten aus Asphalt
Ludwig    15,50

S 59: Bestimmung des adhäsiven Potentials von Bitumen und 
Gesteinsoberflächen mit Hilfe der Kontaktwinkelmessmethode
Hirsch, Friemel-Göttlich    16,00

S 60: Die Zukunftsfähigkeit der Planfeststellung – Referate eines 
Forschungsseminars des Arbeitskreises "Straßenrecht" am 21./
22. September 2009 in Bonn   15,50

2008

53

2009

2010




